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Mit den bisherigen Kooperationspartnern/Vertrags-
partnern wird eine Fortsetzung der Kooperation im Be-
reich Personalwirtschaft auf Basis von P&I LogaAll-in 
angestrebt. Dazu müssen zwischen dem Auftraggeber 
und dem Auftragnehmer neue Verträge auf Basis des 
Lizenzmodells LogaAll-in geschlossen werden. 
Vor diesem Hintergrund schließen der Auftragnehmer 
und der Auftraggeber auf Basis der §§ 1 und 23 Abs. 1, 
2 Alt., Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit - GkG NRW - folgende mandatie-
rende Vereinbarung. 

§ 1
Gegenstand der Vereinbarung

Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber die Nut-
zung des Produktes P&I LogaAll-in (Anlage 4) ein. Ziel 
dieser Vereinbarung ist es, den Leistungsaustausch 
zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer 
zu regeln. Der Auftraggeber ist mit Zustimmung des 
Auftragnehmers berechtigt, dieses Nutzungsrecht an 
Dritte weiter zu geben.
Voraussetzung für die produktive Nutzung von P&I 
LogaAll-In ist die Durchführung einer erfolgreichen Mi-
gration auf die sog. LogaAll-in Appliance (für den Be-
trieb von P&I Loga optimierte Server). Diese LAi-Appli-
ances sind Bestandteil der Vertragsbeziehung zwischen 
der Stadt Bochum und der P&I AG. Sie werden seitens 
der P&I AG bereit gestellt und im DATACENTER der 
P&I AG in Wiesbaden betrieben.
Im Rahmen des Migrationsprojektes werden die techni-
schen und organisatorischen Voraussetzungen geschaf-
fen, um den Kooperationspartnern die Datenerfassung 
und Verarbeitung unter Erhalt der vollständigen Rück-
rechnungsfähigkeit ab dem Zeitpunkt der Umstellung 
auf P&I LogaAll-in in gewohnter Weise mit LogaWeb zu 
ermöglichen. Die Nutzung von HCM wird zwingend auf 
die Nutzung von P&I LOGA3 - im Rahmen der tech-
nischen Möglichkeiten von P&I LOGA3 als Mitarbeiter 
und Führungskräfte Self-Service-Portal – bzw. auf Lo-
gaWeb und so zeitnah als möglich umgestellt.
Soweit die Migrationsphase zu Vertragsbeginn noch 
nicht begonnen hat oder noch nicht ab-geschlossen 
werden konnte, wird der Auftragnehmer die Migration 
sobald möglich vornehmen. In der Zwischenzeit wird 
der Auftragnehmer die bisherigen Loga-Systeme vorü-
bergehend weiterhin betreiben, um die Nutzungsmög-
lichkeit von LogaWeb und P&I HCM (sofern im bishe-
rigen Nutzungsumfang des Auftragnehmers enthalten) 
durch den Auftraggeber sicher zu stellen. 

§ 2
Aufgaben des Auftragnehmers

Der Auftragnehmer ermöglicht dem Auftraggeber die 
Nutzung von P&I Loga auf Basis der Vertragsbeziehun-
gen zwischen dem Auftragnehmer und der P&I AG be-
treffend LogaAll-in. Diese sehen Bereitstellungs- und 
Mitwirkungspflichten am Gesamtsystem (Hosting) sei-
tens der P&I AG vor. Auf dieser Basis gewährleistet der 
Auftragnehmer dem Auftraggeber für die weitere Ver-
wendung von P&I Loga den ordnungsgemäßen Betrieb, 
eine Verfügbarkeit der Anwendung gemäß Leistungs-
beschreibung sowie die Integration herstellerseitiger 
Softwarekorrekturen und Upgrades bzw. Updates.
Das fachliche Applikationsmanagement obliegt dem 
Auftragnehmer und umfasst die Anpassung individuel-
ler Parameter und Konfigurationen an die Funktionen 

der Software P&I Loga. Diese Anpassungen werden bei 
der Einrichtung weiterer oder neuer Module vorgenom-
men sowie jeweils bei neuen Softwareversionen, sofern 
eine Anpassung aufgrund gesetzlicher, tariflicher oder 
betrieblicher Änderungen erforderlich wird. Die Leis-
tungen des Auftragnehmers sind in Anlage 1 beschrie-
ben. Dem Auftraggeber werden zunächst die bisher be-
auftragten Module (Stand 31.12.2021) bereitgestellt. 
Die bisher genutzten Daten der bisher bereitgestell-
ten Module werden in einem Migrationsprojekt auf die 
Systeme des P&I LogaAll-in (LogaAll-in Appliance) ge-
bracht. Dies bedeutet, dass zum einen LogaWeb ohne 
Datenverlust und unter Erhalt der vollständigen Rück-
rechnungsfähigkeit ab dem jeweiligen Zeitpunkt der 
Umstellung auf P&I LogaAll-in LogaWeb in gewohnter 
Weise genutzt werden kann. Zum anderen, dass Scout-
Auswertungen angepasst und P&I HCM durch P&I 
LOGA3 abgelöst werden müssen. Für den Produktions-
betrieb wird der P&I-Standard „Intelligente Produkti-
on“ eingerichtet und zukünftig genutzt.
Sobald die Funktionsfähigkeit der Entgeltabrechnung 
und der bisher genutzten Module unter LogaWeb auf 
der LogaAll-in Appliance hergestellt ist, kann der Auf-
tragnehmer auch vor dem 31.12.2021 die produktive 
Nutzung von P&I Loga von den bisherigen Loga-Sys-
temen auf die LogaAll-in Appliance umstellen. Der Be-
trieb der bisherigen Systeme beim Auftragnehmer wür-
de aufgegeben. 
Für die weitere Verwendung von P&I Loga gewährleis-
tet der Auftragnehmer den ordnungsgemäßen Betrieb, 
die hohe Verfügbarkeit der Anwendung sowie die Inte-
gration herstellerseitiger Softwarekorrekturen und Up-
grades bzw. Updates.
Weitere als bisher genutzte Module können im Rah-
men von Einführungsprojekten zum Einsatz gebracht 
werden. Sie müssen gesondert beauftragt werden und 
führen zu kostenpflichten Dienstleistungen, die bisher 
nicht einkalkuliert wurden. Die Konfiguration neuer 
Module erfolgt in einer als CCPW-Standard erarbeite-
ten Variante für alle Auftraggeber.

§ 3
Aufgaben des Auftraggebers

Für die Nutzung von P&I Loga obliegen dem Auftrag-
geber Mitwirkungspflichten, damit das CCPW die ge-
nannten Leistungen erfüllen kann. Der Auftraggeber 
benennt dem Auftragnehmer dazu Ansprechpartner, 
die qualifizierte, fachliche Auskünfte geben können 
und Weisungen im Sinne der Auftragsverarbeitung 
an den Auftragnehmer weiterleiten. Der Auftraggeber 
wirkt beispielsweise beim Test von Konfigurationen des 
Auftragnehmers mit.
Der Auftraggeber stellt in seinem Betrieb erforderliche 
Hardware (z.B. Arbeitsplatzrechner) und Software (z.B. 
Broswer) innerhalb der informationstechnischen Infra-
struktur zur Verfügung, damit die Webanwendung P&I 
LogaAll-in genutzt werden kann. Er stellt seinen An-
wendern einen Browser mit den erforderlichen Einstel-
lungen bzw. Konfigurationen für die uneingeschränkte 
Nutzung von P&I LogaAll-in zur Verfügung und passt 
diese ggf. an technische Notwendigkeiten an.

§ 4
Zusammenarbeit

(1)	Die beteiligten Körperschaften arbeiten vertrauens-
voll zusammen und informieren sich gegenseitig in 
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vollem Umfang über alle wesentlichen Umstände, 
die mit der Leistungserbringung zusammenhängen. 
Der Auftraggeber verpflichtet sich, den Auftragneh-
mer bei der Aufgabenerfüllung mit seiner Fachex-
pertise tatkräftig zu unterstützen. Auftretende Pro-
bleme werden unverzüglich und einvernehmlich 
geregelt. 

(2)	Die Nutzer des CCPW bilden einen Facharbeits-
kreis „Personalwirtschaft“ unter der Federführung 
des Auftragnehmers. Der Facharbeitskreis unter-
stützt das CCPW bei der Realisierung des CCPW. 
Der Facharbeitskreis bzw. seine modulbezogenen 
Arbeitskreise kommen auf Einladung des Auftrag-
nehmers mindestens alle zwei Monate zusammen, 
um Erfahrungen auszutauschen, globale Anforde-
rungen für die Realisierung des CCPW zu definie-
ren, Prioritäten abzustimmen und Ergebnisse anzu-
nehmen.

(3)	Bei Interpretationsschwierigkeiten bzw. Meinungs-
verschiedenheiten über die Umsetzung gesetzlicher 
bzw. tariflicher Vorgaben ist durch den Auftragneh-
mer eine Clearingstelle einzurichten, welche durch 
fachkundige Vertreter von Auftraggeber und Auf-
tragnehmer zu besetzen ist. In dieser Clearingstelle 
werden die verschiedenen Ansichten diskutiert und 
eine einvernehmliche Lösung erzielt. Kann eine Ei-
nigung nicht erzielt werden, so kann der Auftrag-
geber verlangen, dass seine Rechtsauffassung ge-
gen entsprechende Kostenerstattung in das System 
LogaAll-in eingebaut wird, wenn die Ausführung 
auf Mandantenebene möglich ist. 

	 Diese Lösung ist dann in Projektform zu beauftra-
gen und zu realisieren. Zur Abgeltung dieser Auf-
wände wird die Kostenerstattungsregelung ange-
wandt.

§ 5
Funktionsfähigkeit und Abnahme

Das Verfahren/die Programmierung P&I LogaAll-in 
wird bei Änderungen, Updates oder HotFixes der er-
forderlichen IT-Komponenten vom CCPW abgenommen 
und die Produktivübernahme veranlasst. Der Auftrag-
geber hat im Testsystem Gelegenheit fachinhaltlich zu 
testen und meldet festgestellte Mängel an das CCPW.
Bei Einführung neuer Module gilt 4 Wochen nach 
Übergabemitteilung das neue Modul als ab-genommen, 
es sei denn es liegt noch eine schriftliche Mängelbe-
seitigungsanzeige bei dem Auftragnehmer vor. In die-
sem Fall gilt die Leistung nach Beheben des Mangels, 
in Form einer schriftlichen Abnahmeerklärung, als ab-
genommen. 
Die systemtechnische Freigabe erfolgt durch den Auf-
tragnehmer in enger Kooperation mit der Hersteller-
firma P&I. Die Leistungsabnahme darf nicht wegen 
unerheblicher Abweichungen verweigert werden. Die 
Leistungsabnahme darf auch nicht verweigert werden, 
wenn Konfigurationen, die seitens des Auftraggebers 
gewünscht werden, im Sinne eines CCPW-Standards 
für alle Auftraggeber aber nicht umgesetzt sind, weil sie 
zu zusätzlichem Wartungsaufwand beim CCPW führen.

§ 6
Kostenregelung

(1)	Für die Aufwände des Auftragnehmers wird eine 
angemessene Entschädigung vorgesehen, die in der 
Regel so bemessen ist, dass die durch den Betrieb 

des Competence Centers Personalwirtschaft und 
Bereitstellung der Nutzungsmöglichkeit von P&I 
LogaAll-in entstehenden Kosten gedeckt werden. 
Über die Ausgestaltung treffen die Auftraggeber und 
Auftragnehmer eine gesonderte Kostenerstattungs-
regelung.

(2)	Die Leistungen des Auftragnehmers sind umsatz-
steuerpflichtig und fallen nicht unter die Ausnahme 
nach § 2b Absatz 3 UStG. 

§ 7
Ansprechpartner

Der Auftraggeber sowie der Auftragnehmer benennen 
verantwortliche Ansprechpartner/innen für kaufmän-
nische, inhaltliche und organisatorische Fragestellun-
gen, die sich im Zusammenhang mit der Leistungser-
bringung ergeben. Ggf. erforderliche Entscheidungen 
werden von dem/der Ansprechpartner/-in herbeige-
führt bzw. getroffen. Diese sind der Anlage 2 zu ent-
nehmen.

§ 8
Änderungen und Ergänzungen

Der Auftraggeber und der Auftragnehmer verpflichten 
sich, die Inhalte dieser Vereinbarung auch vor Ablauf 
der Gültigkeitsdauer erneut zu verhandeln, wenn we-
sentliche Änderungen der beschriebenen Leistung in 
qualitativer oder quantitativer Hinsicht absehbar sind. 
Die in der Kostenerstattungsregelung vereinbarte Fall-
zahl kann für die Dauer von 5 Jahren nicht gemindert 
werden. Sie ist im Falle einer absehbaren Erhöhung 
rechtzeitig vom Auftraggeber anzuzeigen, so dass der 
Auftragnehmer gegenüber der P&I rechtzeitig die erfor-
derliche Lizenzierung vornehmen kann.
Weitere Änderungs- bzw. Erweiterungswünsche kön-
nen nach Vertragsabschluss nur schriftlich und in 
beiderseitigem Einverständnis über Inhalt und mögli-
cherweise Mehr- oder Minderaufwendungen vereinbart 
werden. Dies gilt auch für die Änderung, die Aufhebung 
oder den Verzicht auf dieses Schriftformerfordernis.
Falls die durchzuführenden Arbeiten sich durch Grün-
de verzögern, die von einer Vertragspartei zu verant-
worten sind, trägt die jeweilige Vertragspartei den ent-
stehenden Mehraufwand.

§ 9
Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung und Be-
kanntmachung durch die Aufsichtsbehörde nach § 24 
Abs. 2 und Abs. 4 GkG NRW. Sie tritt gemäß § 24 Abs. 
4 GkG einen Tag nach der Bekanntmachung durch 
die Aufsichtsbehörde in ihrem amtlichen Veröffentli-
chungsblatt nicht jedoch vor dem 01.01.2022 in Kraft. 
Die Vereinbarung wird korrespondierend zu der Lauf-
zeit des Vertrages des Auftragnehmers mit dem Her-
steller, P&I AG, bis zum 31.12.2026 geschlossen. Ein 
ordentliches Kündigungsrecht ist ausgeschlossen.
Sofern beiderseitiges Interesse an einer Fortsetzung der 
Zusammenarbeit über den 31.12.2026 hinaus besteht, 
kann rechtzeitig vor Vertragsablauf eine Vertragsfort-
setzung vereinbart werden. Der Auftragnehmer wird 
dazu in Abstimmung mit dem Auftraggeber rechtzeitig 
die Verlängerung der Nutzungsrechte von P&I LogaAll-
in mit der P&I AG vereinbaren. Frühestens 18 Monate 
vor Ablauf der Vereinbarung stimmen sich Auftragge-
ber und Auftragnehmer dazu ab.
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Eine außerordentliche fristlose Kündigung ist nur mög-
lich, soweit ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger 
Grund wäre zum Beispiel gegeben, wenn aufgrund von 
Anordnungen Dritter oder fehlender Lizenzen am Ver-
trag nicht weiter festgehalten werden kann. Eine Kün-
digung hat schriftlich zu erfolgen. 
Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung wer-
den die bis dahin entstandenen Kosten und erbrach-
ten Leistungen des Auftragnehmers durch den Auftrag-
geber erstattet. Weiter hat der Auftraggeber eventuelle 
Kosten für die Übernahme bzw. Exporte der Daten oder 
sonstige Leistungen bei einer Kündigung zu tragen.  

§ 10
Behinderung, Einschränkung und  

Unterbrechung der Leistung

Soweit der Auftragnehmer die vereinbarten Leistungen 
infolge Arbeitskampf, höherer Gewalt, oder anderer 
vergleichbarer Umstände nicht, oder nicht vollständig 
erbringen kann, treten für den Auftragnehmer keine 
nachteiligen Rechtsfolgen ein.
Sieht sich der Auftragnehmer in den übernommenen 
Leistungen behindert, so zeigt er dies dem Auftraggeber 
unverzüglich schriftlich an.

§ 11
Leistungserbringung durch Dritte

Der Auftragnehmer ist berechtigt, die sich aus dem 
Vertrag ergebenden Arbeitsaufträge durch Dritte erledi-
gen zu lassen. Dieses bedarf einer Genehmigung durch 
den Auftraggeber. Ausgenommen davon ist die Beauf-
tragung der P&I AG durch den Auftragnehmer (siehe 
auch Anlage 4, Vertrag zur Auftragsverarbeitung).

§ 12
Datenschutz

Es gelten die Vorschriften der EU-Datenschutzgrund-
verordnung und die für den Datenschutz gültigen Be-
stimmungen des Landes Nordrhein-Westfalen. Für die 
Leistungen aus diesem Vertrag wird zwischen Auftrag-
geber und Auftragnehmer eine Vereinbarung zur Auf-
tragsverarbeitung (Anlage 3) geschlossen.

§ 13
Gewährleistung und Haftung/Nutzungsrecht

Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vor-
satz oder grober Fahrlässigkeit.  

§ 14
Vereinbarung zur gütlichen Einigung

Die Vertragsparteien einigen sich darauf, bei Meinungs-
verschiedenheiten eine gütliche Einigung anzustreben. 
Können Meinungsverschiedenheiten nicht erfolgreich 
ausgeräumt werden, hat eine Schlichtung gemäß § 30 
GkG NRW durch die Bezirksregierung als Aufsichtsbe-
hörde zu erfolgen. 

§ 15
Nachvertragliche Leistungen

Bei Beendigung des Vertragsverhältnisses - gleich aus 
welchem Grund - hat der Auftragnehmer dem Auftrag-
geber seinen aktuellen Datenbestand auf einem geeig-
neten maschinenlesbaren Datenträger herauszugeben. 
Das Datenformat ist in der Regel csv oder ein zum Zeit-
punkt der Übergabe marktübliches Nachfolgeformat, 
z.B. xml oder ein Datenbank Dump.
Der Auftragnehmer verpflichtet sich in Zusammenar-
beit mit der P&I AG, die Übergabe ordnungsgemäß ab-

zuwickeln und den Auftraggeber gegebenenfalls auch 
bei der maschinellen Überleitung der Personalabrech-
nung auf einen neuen Dienstleister im zumutbaren 
Rahmen zu unterstützen. 
Der Auftragnehmer verpflichtet sich ferner, die Daten 
des Auftraggebers fachgerecht zu löschen. 
Die Kosten für Aufwände, die im Rahmen der nachver-
traglichen Leistungen bei dem Auftragnehmer anfallen 
trägt der Auftraggeber.

§ 16
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder 
werden, so werden die Bestimmungen in ihrem übrigen 
Inhalt davon nicht berührt. Die unwirksame Bestim-
mung wird durch eine solche Bestimmung ersetzt, die 
dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung 
in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nächsten 
kommt. Gleiches gilt für etwaige Vereinbarungslücken.
Bochum, den 20.05.2022	 Breckerfeld, den 21.07.2022
gez. Kopietz	 gez. Dahlhaus	
Stadt Bochum	 Stadt Breckerfeld 
Der Stadtdirektor	 Der Bürgermeister
	
Anlage 1 –	Leistungsbeschreibung CCPW
Anlage 2 –	Ansprechpartner 
Anlage 3 –	Vertrag zur Auftragsverarbeitung 
Anlage 4 –	Leistungsübersicht P&I LogaAll-in 
	 P&I Standardsoftware

Anlage 1	  
Leistungsbeschreibung CCPW

- Stand vom 08.11.2021 -

1.	 Leistungsumfang des kommunalen Competence-
Centers Personalwirtschaft (CCPW)

	 Das CCPW stellt dem Auftraggeber das Software-
paket P&I Loga im Rahmen von LogaAll-in auf der 
Basis einer betriebsbereiten, konfigurierten IT-Lö-
sung „Personalwirtschaft“ zur Nutzung zur Verfü-
gung. P&I LogaAll-in ist die Bereitstellung der je-
weils aktuellen Softwareprodukte der P&I AG („P&I 
Software“) auf von P&I konfigurierten Servern zur 
Nutzung im Rechenzentrum der P&I.

	 Der fachliche Umfang der Leistungen des CCPW im 
Zusammenhang mit der Nutzung von P&I Loga be-
zieht sich zunächst auf die bisher durch den Auf-
tragnehmer genutzten Loga-Module, soweit darüber 
eine vertragliche Vereinbarung bis zum 31.12.2021 
besteht. Perspektivisch werden in Zusammenarbeit 
mit dem Auftraggeber weitere Module aus dem Li-
zenzumfang von LogaAll-in (siehe Anlage 5) im Rah-
men von Einführungsprojekten zum Einsatz ge-
bracht.  

	 Herstellerseitig nicht mehr zur Verfügung stehende 
Module wie HCM (Wartungsende 31.12.21) oder P&I 
Seminarverwaltung werden zeitnah durch die Nach-
folgeprodukte des Herstellers Loga3 bzw. Seminar3 
abgelöst. 

	 Aus organisatorischer Sicht werden folgende Leis-
tungen wahrgenommen:

	 •	 Basisaufgaben 
	 •	 Fachliches Applikationsmanagement/Produktbe- 

	 treuung
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	 •	 Produktionsdurchführung als laufende Aufgabe
	 •	 Anwenderbetreuung
	 •	 Einführungsunterstützung
1.1	Basisaufgaben

Die Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft erfor-
dert ein regelmäßiges Monitoring der eingesetzten Sys-
temkomponenten. Der Auftragnehmer erbringt folgen-
de Leistungen:
- 	 Bereitstellung des Zugangs für den Auftraggeber zur 

Nutzung der Software P&I Loga (in einem Produktiv-
system und einem Testsystem)

- 	 Definition von Rollenprofilen für Mitarbeitende (HR-
Arbeitsplätze) der einzelnen Kooperationspartner/
Mandanten sowie des Aufragnehmers

- 	 Überwachung der Verfügarkeit der für die Nutzung 
erforderlichen Komponenten, sofern sie nicht im 
Einflussbereich des Auftraggebers liegen (i.S. von 
Hard- und Software und Infrastruktur des Auftrag-
gebers)

-	 Überwachung der vertragsgemäßen Wahrnehmung 
der Leistungen der P&I AG im Rahmen des Hosting 
der LogaAll-in Appliances

-	 Bereithalten eines Ticketsystems (zur Zeit unter 
OTRS) zur gegenseitigen Kommunikation per E-Mail

-	 Einrichtung einer telefonischen Hotline zur durch-
gängigen Erreichbarkeit innerhalb der Servicezeiten

-	 Recherche und Koordinierung von Maßnahmen 
beim Feststellen von Störungen, Mitwirkung bei der 
Beseitigung der Störungsursache

-	 Annahme von Störungsmeldungen durch den Auf-
traggeber und Mitwirkung bei der Beseitigung der 
Störungsursache

-	 Annahme von Anfragen (Information, Aufträge, so-
wie Störungsmeldungen) des Auftraggebers und Mit-
wirkung bei der Beseitigung der Störungsursache 

-	 generelle Information des Auftraggebers (Störungen, 
geplante Ausfälle, Abweichungen von der vereinbar-
ten Erreichbarkeit, u.ä.)

- 	 Anregungen an den Hersteller zur Weiterentwick-
lung der Software 

-	 Bündelung und Vertretung der Interessen der Nut-
zer gegenüber dem Hersteller / Lieferanten

-	 Kommunikation mit dem Hersteller in allen Belan-
gen

1.2	Fachliches Applikationsmanagement/Produkt-
betreuung

	 Die Marktlösung P&I Loga ist üblicherweise erst 
nach umfangreichen Anpassungsarbeiten zur Nut-
zung durch den Auftraggeber einsatzbereit. Zu den 
grundlegenden bzw. vorbereitenden Aufgaben des 
Auftragnehmers gehören die Anpassung kundenin-
dividueller Parameter und Konfigurationen an die 
Funktionen der Software P&I Loga. Für im Einsatz 
befindliche Module erfolgen diese aufgrund von An-
passungen/Erweiterungen der Software P&I Loga 
durch den Hersteller (im Rahmen von Updates wie 
Releases, Patches, Hotfixes) oder als Anpassung auf-
grund gesetzlicher, tariflicher oder betrieblicher Än-
derungen. Grundlegende Anpassungen/Parame-
trisierungen sind ebenfalls Voraussetzung für die 
erstmalige Bereitstellung weiterer Module oder zu-
sätzlicher Funktionalitäten.

	 Die Gesamtplattform wird so gehalten, dass sie von 
allen Kunden genutzt werden kann (CCPW-Stan-

dard). Individuelle Anpassungsmöglichkeiten an die 
lokalen Wünsche und Bedarfe der Kooperationspart-
ner sind nur in zwingenden Fällen möglich.

	 Der Auftragnehmer erbringt folgende Leistungen im 
Rahmen des fachlichen Applikationsmanagements/
Anwendungsbetreuung:

- 	 Prüfung der Softwareupdates des Herstellers auf re-
levante Erweiterung oder Änderungen für den Auf-
traggeber und Auftragnehmer

- 	 Entwicklung eines CCPW-Standards zur Personal-
wirtschaft

- 	 Entwicklung einer operativen und generell nutzba-
ren Version der Software als Modell für alle Nutzer/
Kooperationspartner/Mandanten

- Bereitstellen der kundenspezifischen Module der 
Software P&I Loga

- 	 bei Updates:
	 a)	fachliche und technische Tests bei Updates
 	 b)	Schaffung von Testmöglichkeiten für den Auf- 

	 traggeber
 	 c) Maßnahmen zur Verfahrensfreigabe nach § 104 

	 Abs. 1 Nr. 3 GO NRW
 	 d) Freigabe aktualisierter Softwareversionen für 

	 den Produktivbetrieb und Koordinierung und 
	 Veranlassung der Übernahme von der Test Ap- 
	 pliance auf die produktive Appliance

-	 Pflege der Tarif-, Lohnarten und Krankenkassenta-
bellen:

 	 a) 	Standard-Lohnartenrahmen und Kontierung zur 
	 Finanzbuchhaltung

 	 b) 	Standardtarife (ausgenommen Haustarife)
 	 c) 	Unfallversicherung
 	 d) 	Sonderzahlungen
- Umsetzen von Krankenkassenfusionen
- Dokumentation der relevanten Anpassungen
- Fehlermanagement 
1.3	Produktionsdurchführung als laufende Aufgabe

	 Der Auftragnehmer stellt den weitgehend automati-
sierten, sicheren Ablauf der Batchverarbeitung und 
der Nach- und Folgearbeiten zur Personalwirtschaft 
sicher. Grundlage ist die „Intelligente Produktion“, 
eine P&I Software, die ausschließlich in Verbindung 
mit P&I LogaAll-In Servern genutzt werden kann. Sie 
besteht aus mehreren einzelnen „intelligenten Pro-
dukten“, die in sich gekapselte, ablauffähige Pro-
gramme sind. Sie sind in der Hinsicht intelligent als 
dass diese Programme automatische Kontroll- und 
Prüfroutinen durchführen und zu einer Minderung 
des Risikos einer fehlerhaften Monatsproduktion 
beitragen. Ergebnisse von Simulationen vor einem 
Produktionstermin sowie eventuell auftretende Risi-
ken werden erkannt. Dem zuständigen Sachbearbei-
ter werden abrechnungsrelevante Fehler über das 
digitale Assistenzsystem personenbezogen zur Ver-
fügung gestellt, sodass direkt von dort eine zielge-
richtete Bearbeitung erfolgen kann.

	 Der Auftragnehmer erbringt konkret folgende Leis-
tungen:

-	 Einrichtung der „Intelligenten Produktion“ zur Steu-
erung der abrechnungsrelevanten und sonstigen 
Batchprozesse für den Auftraggeber

-	 Abstimmung und Harmonisierung der Terminpla-
nung zur Durchführung der laufenden Produktions-
arbeiten 
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- 	 Gesamtübersicht und Kontrolle (Monitoring) der 
Lauffähigkeit der Dienste, der geplanten Dauer und 
der inhaltlichen Korrektheit der Produktion/Simula-
tion 

- 	 Produktion von abrechnungsrelevanten Listen und 
Dateien und digitale Bereitstellung, Versandvorbe-
reitung:

	 a) 	Bereitstellung der Beitragsnachweise, Übergabe 
	 der Daten an die Annahmestellen der Kranken- 
	 kassen

	 b) Buchungsliste, Erstellung der Datei für die Fi- 
	 nanzbuchhaltung

	 c) 	Zahlungsverkehr
	 d) 	Lohnsteueranmeldung
	 e) 	DEÜV-Abrechnung, DEÜV-Entgeltbescheini- 

	 gungen
	 f) 	Lohnsteuerbescheinigungen
	 g) 	Lohnkonto
	 h)	UV-Meldeverfahren
- 	 Steuerung der Produktion und der (Output-)Verwal-

tung
- 	 Erstellung von regelmäßigen Auswertungen 
- 	 Datentransfer zu Banken und Zusatzversorgungs-

trägern
- 	 Erstellung von amtlichen Statistiken, Zahlstellen-

verfahren, DEÜV, ELSTER, ELStAM, ZfA, EEL
1.4		Anwenderbetreuung

	 Der Auftragnehmer unterstützt den Auftraggeber bei 
der Nutzung von P&I Loga. Konkrete Leistungen des 
Auftragnehmers:

- 	 Durchführung von Schulungen zur Unterweisung 
des Auftraggebers in der Nutzung von P&I Loga

- 	 Information über Änderungen hinsichtlich der An-
wendung über regelmäßige Newsletter per E-Mail 

-	 Organisation und Durchführung von Workshops, 
Facharbeitskreisen und Informationsveranstaltun-
gen

-	 Support (siehe Pkt. 3.)
-	 Fachlicher Austausch mit dem Auftraggeber in Fra-

gen des Tarif- und Sozialversicherungsrechts in Be-
amten- Angestellten- und Arbeiterangelegenheiten 
im Zusammenhang mit der Nutzung der entspre-
chenden P&I Loga-Module 

1.5	Einführungsunterstützung/Weiterentwicklung

	 Der Auftragnehmer ist bestrebt, das Nutzungsspek-
trum von LogaAll-in für den Auftraggeber durch den 
Einsatz weiterer Module aus Lizenzumfang von Loga 
All-in zu erweitern. Die Einführung weiterer Modu-
le für den Auftraggeber erfolgt im Rahmen von Ein-
führungsprojekten. Umfang und Reihenfolge richten 
sich nach den personellen Kapazitäten des CCPW 
und müssen bei konkurrierenden Einführungspro-
jekten ggf. nacheinander erfolgen. 

	 Dabei können Dienstleistungen der P&I AG in An-
spruch genommen werden. Die Ausprägung der Kon-
figuration neuer Module erfolgt als CCPW-Standard 
um direkt allen interessierten Anwendern verfügbar 
gemacht werden zu können. Kundenindividuelle Be-
sonderheiten oder Erweiterungen des Standards er-
folgen in Abstimmung mit dem Auftragnehmer un-
ter Bewertung des damit verbundenen zusätzlichen 
Aufwands für das Gesamtsystem.

1.6	Migration der Daten 

	 Im Rahmen des Migrationsprojektes werden durch 
den Auftragnehmer die technischen und organisa-
torischen Voraussetzungen geschaffen, um dem 
Auftraggeber die Nutzung von LogaWeb unter P&I 
LogaAll-in in gewohnter Weise zu ermöglichen. Ge-
genstand des Migrationsprojektes ist die Portierung 
der gesamten bestehenden LOGA-Datenbank (Orac-
le-Datenbank), in der sich der Datenbestand des 
Auftraggebers befindet, in eine postgreSQL-Daten-
bank auf dem P&I LogaAll-in Server. 

	 Die Vollständigkeit der Datenübernahme wird an-
hand eines Abgleiches der Anzahl der Datensätze in 
den Tabellen der Datenbanken in beiden Systemen 
(row count) überprüft und nachgewiesen. Der Nach-
weis der Funktionsfähigkeit nach der Datenüber-
nahme wird anhand der Abrechnung von Abrech-
nungskreisen des Auftraggebers und dem Vergleich 
der Abrechnungsergebnisse bei identischem Daten-
stand in beiden Datenbanksystemen erbracht.

2.	Systemverfügbarkeit

	 Die P&I AG schuldet dem Auftragnehmer die tech-
nische Verfügbarkeit der P&I LogaAll-In Server wäh-
rend der Betriebszeit. Dem Auftraggeber steht wäh-
rend dieser Betriebszeit die Software P&I Loga in 
dem jeweils vertraglich vereinbarten Umfang zur 
Nutzung zur Verfügung. 

	 Für die Verfügbarkeit zur Nutzung der als Produktiv-
system genutzten P&I LogaAll-In Server werden fol-
gende Zeiten gewährleistet:

 

	 *	 Wartungsarbeiten während der Betriebszeiten sind mindestens 
	 72 Stunden vor Durchführung anzuzeigen.

	 **	 Die Zeiten gelten für die Wochentage Montag bis Freitag, mit 
	 Ausnahme bundeseinheitlicher Feiertage

	 Der Auftragnehmer schuldet dem Auftraggeber wäh-
rend der Betriebszeit eine Verfügbarkeit des Pro-
duktivsystems von mindestens 99,5 % im Kalender-
monat. Die „Verfügbarkeit“ ist dann gegeben, wenn 
die Systeme ohne betriebsverhindernde Störungen 
durch den Auftraggeber nutzbar sind. Alle Zeitanga-
ben als Angaben verstehen sich nach mitteleuropäi-
scher Zeit (MEZ) bzw. Sommerzeit (MESZ). Zeiten der 
geplanten und mit dem Auftraggeber abgestimmten 
und durch diesen freigegebenen Nichtverfügbarkeit 
mindern die Verfügbarkeit nicht.

Leistung Zeiten**	 Bemerkung

Onlinezeit 06.00 Uhr 
bis  
23.00 Uhr	

In der Regel sind die 
P&I Systeme durch-
gehend verfügbar (24 
Stunden), mit Ausnah-
me der regelmäßigen 
Wartungsfenster

Betriebszeit 06.00 Uhr 
bis  
20.00 Uhr, 
ausgenom-
men  
4. Freitag 
eines  
Monats ab 
15.00 Uhr

Zeiten, in denen in der 
Regel keine Wartungs-
arbeiten vorgenommen 
werden*
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	 Auf die Nutzung in den geplanten Betriebszeiten be-
steht kein Rechtsanspruch. Kommt es bei einer Nut-
zung in Zeiten der geplanten Betriebszeiten zu einer 
Leistungsreduzierung oder -einstellung, so besteht 
für den Kunden insbesondere kein Anspruch auf 
Gewährleistung oder Schadenersatz.

3.	 Support

3.1 Störungsmeldungen

	 Der Auftraggeber richtet Meldungen über Störun-
gen an den Auftragnehmer. Für Störungsmeldungen 
werden folgende Alternativen angeboten:

	 a)	per E-Mail (PRÄFERIERT) unter Angabe
			  · 	der Mängelbeschreibung
			  ·	 der Einstufung des Mangels gemäß Punkt 3.3 

		  (Mängelbehebung)
			  ·	 ggf. Ein- und Ausgabedateien
			  ·	 ggf. konkreter Problemfall
				   an ccpw….@bochum.de (siehe Anlage „An- 

		  sprechpartner“)
	 b)	Der Auftragnehmer gewährt einen Hotline-Ser- 

	 vice unter der Rufnummer 0234 / 910-3099 
	 während der Servicezeit.

	 Für die Erreichbarkeit der telefonischen Hotline 
werden folgende Zeiten gewährleistet:

	 ** 	ausgenommen Feiertage NRW, Rosenmontag und Tage  
	 zwischen Weihnachten und Neujahr

	 c)	Schriftlich, entsprechend dem allgemeinen Mus- 
	 ter 1 zu EVB-IT Pflege S. Die Störungsmitteilung 
	 geht an: 

	 Amt für Personalmanagement, Informationstech-
nologie und Organisation

	 Competence-Center Personalwirtschaft
	 Hans-Böckler-Straße 19
	 44777 Bochum
	 (Fax. 0234 / 910-791319)
3.2	Reaktions-und Servicezeiten

	 Innerhalb der Servicezeiten wird ein gemeldeter Man-
gel sofort aufgenommen, registriert und an das War-
tungsteam bzw. den Software-Hersteller weitergelei-
tet. Spätestens bis zum Ende des auf die Meldung 
folgenden Werktages hat der Auftragnehmer ein Er-
gebnis der Vorprüfung als Zwischenstand, eine Pri-
orisierung sowie die terminliche Abschätzung der 
Mängelbehebung dem Absender der Mängelmeldung 
mitzuteilen.

3.3	Mängelbehebung

(1)	Der Auftragnehmer sorgt für die Beseitigung der 
mitgeteilten Mängel der Module und die Mängel der 
dazu erstellten Dokumentation oder die Beseitigung 
der Störungen beim Betrieb der Module nach Maß-
gabe dieser Vereinbarung, ggf. durch einen Auftrag 
an den Software-Lieferanten.

(2)	Maßstab für die geschuldete Beschaffenheit sowie 
das Vorliegen von Mängeln an den Modulen sind die 
jeweils zum Release gehörende Dokumentation so-
wie die einschlägigen gesetzlichen Vorschriften in 
der zum Zeitpunkt der Erstellung gültigen Fassung.

(3)	Die vom Auftraggeber gemeldeten Mängel werden 
bei Abgabe der Mängelmeldung von diesem als ent-
weder schwerwiegende oder nicht schwerwiegende 
Mängel eingestuft. Ein Mangel ist schwerwiegend, 
wenn er zu Produktions- / Systemstillständen, zu 
inkonsistenten Daten oder zu erheblichen Image-
schäden des Auftraggebers führt bzw. führen kann. 
Alle übrigen Mängel sind nicht schwerwiegend. 

(4)	Schwerwiegende Mängel im Sinne des vorstehenden 
Abs. 3 sind dem Auftragnehmer unter Hinweis auf 
die den schwerwiegenden Mangel begründenden 
Umstände zu melden und auf Verlangen dem Auf-
tragnehmer unter Beifügung entsprechender Unter-
lagen zu belegen.

(5)	Für die Beseitigung von Mängeln gilt Folgendes:

	 Hat der Auftraggeber einen Mangel als schwerwie-
gend im Sinne des Abs. 3 eingestuft, erhält er nach 
Meldung des Mangels spätestens bis zum Ende des 
auf die Meldung des Mangels folgenden Werktages 
eine Rückmeldung, ob diese Einstufung auch vom 
Auftragnehmer bestätigt oder abgelehnt wird.

     a)	 Sofern der Auftragnehmer die Einordnung als 
schwerwiegender Mangel ablehnt, wird die Ent-
scheidung über die Eingruppierung des Mangels 
an die DV-Leitung (Servicegeber) bzw. Fachbe-
reichsleitung (Servicenehmer) weitergeleitet (Es-
kalationsprinzip). Diese treffen hierüber eine 
abschließende, den Auftraggeber und Auftrag-
nehmer bindende Entscheidung bis spätestens 
12:00 Uhr mittags des auf die Ablehnung folgen-
den Werktags. 

     b)	 Im Falle einer Bestätigung erfolgt als Ergebnis 
einer Vorprüfung in Form eines Zwischenstan-
des eine Priorisierung des gemeldeten Mangels.

	 Bei Mängeln innerhalb einer nicht vom CCPW 
erstellten Software erfolgt die unmittelbare Feh-
lermeldung an den Software-Hersteller mit dem 
Hinweis auf einen schwerwiegenden Mangel und 
der Forderung, diesen Mangel schnellstmöglich 
zu beseitigen. Der Mangel wird zusätzlich über 
das Supportsystem der P&I AG (Feedback-Sys-
tem) weitergeleitet

	 Bei Mängeln, welche aufgrund eigener Leistun-
gen des CCPW verursacht wurden, erfolgt die 
terminliche Abschätzung der Behebung des ge-
meldeten Mangels. Mit der Bestätigung nimmt 
der Auftragnehmer unverzüglich die Fehlerana-
lyse und -beseitigung auf.

(6)	Nicht schwerwiegende Mängel innerhalb einer nicht 
vom CCPW erstellten Software werden an den Soft-
ware-Hersteller über das Supportsystem der P&I AG 
(Feedback-System) weitergeleitet. Die Priorisierung 
deren Beseitigung nimmt grundsätzlich der Soft-
ware-Hersteller gemäß den mit dem Auftragnehmer 
vereinbarten Störungskategorien/SLA vor. Der Auf-
tragnehmer verfolgt die Fehlerbehebung durch den 
Hersteller und bemüht sich im Rahmen seiner Mög-
lichkeiten, Einfluss auf die Priorisierung beim Her-
steller zu nehmen. 

Leistung Zeiten**	 Bemerkung

Servicezeit montags bis 
donnerstags 
08:00 bis 
16:00 Uhr u. 
freitags 8:00 
und 14:00 
Uhr

Telefonische  
Erreichbarkeit des 
Auftragnehmers  
unter der Hotline 
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(7)	Sofern sich während der Analyse der Meldung oder 
bei Behebung der gemeldeten Mängel herausstellt, 
dass es sich nicht um einen Mangel der Software 
handelt, so hat der Auftragnehmer das Recht, bei 
nicht vom Auftragnehmer selbst erstellter Software 
die vom Software-Hersteller deswegen in Rechnung 
gestellten Kosten an den Auftraggeber weiterzuleiten 
und bei vom Auftraggeber selbst erstellter Software 
die weitere Analyse und Behebung des Mangels ab-
zulehnen oder von der Zahlung eines gesonderten 
Entgelts abhängig zu machen. Hat der Auftraggeber 
infolge von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit nicht 
erkannt, dass es sich bei dem gemeldeten Mangel 
um keinen Mangel der Software handelt oder ist 
der Mangel durch eigene Änderungen der Software 
durch den Auftraggeber hervorgerufen worden, hat 
er dem Auftragnehmer alle hierdurch entstehenden 
Aufwendungen zu ersetzen. 

(8)	Eine Verpflichtung zur Mängelbehebung durch den 
Auftragnehmer bzw. zur Weitergabe des gemeldeten 
Mangels an den Software-Hersteller besteht nicht 
für solche Mängel,

	 -	 die spezifische Schnittstellen des Auftraggebers 
	 betreffen,

	 -	 die auf einer eigenmächtigen Änderung der Soft- 
	 ware seitens des Auftraggebers bzw. auf einer 
	 unsachgemäßen Behandlung seitens des Auf- 
	 traggebers beruhen,

	 -	 die auf Einwirkungen Dritter, höherer Gewalt, 
	 Umweltbedingungen am Einsatzort der Soft- 
	 ware, Fehlern in der Stromversorgung, auf 
	 fehlerhafter Hardware oder auf sonstigen Ein- 
	 wirkungen auf die Software beruhen, 

	 und die vom Auftragnehmer nicht zu vertreten sind.
3.4	Hilfe bei der Softwarenutzung

	 Bei Fragen, die im Zusammenhang mit der Nutzung 
der Software nicht durch die zur Verfügung gestell-
te Dokumentation ausreichend beantwortet werden 
können, unterstützt der Auftragnehmer fachkundi-
ge Anwender des Auftraggebers über die Hotline in 
Form der telefonischen Beratung. 

	 Sollten Anwenderschulungen erforderlich sein, so 
werden diese gesondert berechnet.

3.5	Erweitertes Angebotsportfolio

	 Zusätzlich zu den oben genannten Aufgaben kann 
das CCPW weitere Aktivitäten im Sinne einer Er-
gänzung oder Erweiterung der Standardaktivitäten 
oder zum Aufbau neuer Kompetenzen und Lösungen 
übernehmen. Solche Maßnahmen können im Auf-
trag der Nutzergemeinschaft, z. B. als Erweiterung 
der Standardlösung oder im Auftrag einzelner Nut-
zer z. B. für individuelle Sonderwünsche, durchge-
führt werden.

	 Alle diese Leistungen werden grundsätzlich in Pro-
jektform abgewickelt und besonders beauftragt.

	 denkbare Leistungen:

	 •	 Bereitstellung von Beratungskompetenz in kom- 
	 plexen Fachfragen 

	 •	 Unterstützung bei Integrationsaufgaben 
	 •	 Datenkonvertierung aus und zu Drittanwendun- 

	 gen 
	 •	 Integrationskonzepte in weitere Anwendungen, 

	 wie z. B. im Rahmen des eGovernment, und lo- 
	 kale Benutzerverwaltungsstrukturen 

Anlage 2	  

Ansprechpartner

1.	Auftragnehmer

	 Ansprechpartner Auftragnehmer:

	 Name:	 Barbara Dietrich
	 Anschrift: 	 Stadt Bochum
		  Amt für Personalmanagement,  

	 Informationstechnologie und 
		  Organisation
 		  - 11 IT 23 -
 		  Hans-Böckler-Str. 19 
 		  44777 Bochum
	 Telefon: 	 0234 / 910 – 1319
	 Telefax: 	 0234 / 910 – 791319
	 E-Mail: 	 bdietrich@bochum.de
	 E-Mail zentral: 	ccpw@bochum.de
	 Vertreter:

	 Name:	 Rüdiger Prein
	 Anschrift: 	 siehe oben
	 Telefon: 	 0234 / 910 – 3971
	 Telefax: 	 0234 / 910 – 793971
	 E-Mail:	 rprein@bochum.de
	 Kaufm. Vertreter:

	 Name:	 Andrea Johnsen
	 Anschrift: 	 siehe oben
	 Telefon: 	 0234 / 910 – 1330
	 Telefax: 	 0234 / 910 – 791330
	 E-Mail:	 ajohnsen@bochum.de
Mailadressen bei fachlichen Problemen/Fragen 
(Zuordnung nach Zuständigkeit im Ticketsystem für 
den betroffenen Bereich innerhalb von LogaAll-in)
Betriebliches Eingliederungsmanagement: 
ccpwbem@bochum.de
Dienstliche Beurteilungen: ccpwdibe@bochum.de
Datenschutz / Benutzerberechtigungen: 
ccpwds@bochum.de 
Personalkostenhochrechnung: ccpwetat@bochum.de
HCM (personalportal) einschl. Workflows: 
ccpwhcm@bochum.de
Weitergehende Personendaten, einschl. Scout-Auswer-
tungen in diesem Bereich: ccpwhrms@bochum.de
Import von variablen Daten: ccpwimport@bochum.de
Bewerberverwaltung: ccpwbewerber@bochum.de
Leistungsorientierte Bezahlung: ccpwlob@bochum.de
Abrechnung einschl. Meldeverfahren und Scout-Aus-
wertungen in diesem Bereich: ccpwpayroll@bochum.de
Reisekostenabrechnung: ccpwresy@bochum.de
Schulungsanmeldung, Meldung von Bedarfen etc.: 
ccpwschulung@bochum.de
Auswertungsgenerator / Scout: ccpwscout@bochum.de
Seminarverwaltung: ccpwseminar@bochum.de
Stellenplan: ccpwstellenplan@bochum.de
Serienbrief: ccpwserienbrief@bochum.de
technische LOGA-Betreuung (Citrix etc.): 
ccpwtechnik@bochum.de
Urlaubanspruchsermittlung: ccpwuae@bochum.de
Zeitwirtschaft: ccpwzw@bochum.de
Orgmanager: ccpworgmanager@bochum.de
Rollenzuweisung HCM2-User im DSAdmin:
pepouser@bochum.de
AK-Payroll: ccpwakpayroll@bochum.de
LogaWeb: ccpwlw@bochum.de
Generelle Mitteilungen oder Informationen: 
ccpwinfo@bochum.de
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2.	Ansprechpartner Auftraggeber

	 Name:	 Jürgen Seuthe
	 Anschrift: 	 Frankfurter Str. 38
		  59339 Breckerfeld	
	 Telefon: 	 02338 / 809-31
	 Telefax: 	 02338 / 809-68
	 E-Mail:	 juergen.suethe@breckerfeld.de
	 Vertreter:

	 Name:	 Gabi Allefeld
	 Anschrift	 s.o.
	 Telefon: 	 02338 /809-33
	 Telefax: 	 s.o.
	 E-Mail:	 gabi.allefeld@breckerfeld.de
	 Kaufm. Vertreter:
	 Name:	 Gabi Allefeld
	 Anschrift	 s.o.
	 Telefon: 	 s.o.
	 Telefax: 	 s.o.
	 E-Mail:	 gabi.allefeld@breckerfeld.de
	 Ansprechpartner für gerelle Störungsmeldungen/

Alarmierung 

	 Name:	 Tim Buck
	 Anschrift	 s.o.
	 Telefon:  	 02338 / 809-40
	 Telefax: 	 s.o.
	 E-Mail:	 tim.buck@breckerfeld.de
	 Ansprechpartner für generelle Informationen zu 

LogaAll-in
	 (Weitergabe erfolgt innerhalb des Hauses durch den 

Auftraggeber)
	 Name:	 Tim Buck
	 Anschrift	 s.o.
	 Telefon:  	 02338 / 80940
	 Telefax: 	 s.o.
	 E-Mail:	 tim.buck@breckerfeld.de
	 Ansprechpartner für die Mitwirkungspflichten 

(Weisungen an den Auftragnehmer und fachliche 
Auskünfte):

	 Name:	 Tim Buck
	 Anschrift	 s.o.
	 Telefon: 	 02338 / 80940
	 Telefax: 	 s.o.
	 E-Mail:	 tim.buck@breckerfeld.de

Anlage 3

Vertrag zur Auftragsverarbeitung
gemäß Art. 28 EU-DSGVO

Vereinbarung

zwischen 
Hansestadt Breckerfeld
Frankfurter Straße 38

58339 Breckerfeld

- Verantwortlicher -  
nachstehend Auftraggeber genannt -

und der
Stadt Bochum

Willy-Brandt-Platz 2-6
44777 Bochum

- nachstehend Stadt Bochum genannt -
Hinweise
„Auftragsverarbeiter“ ist gem. Art. 4 Ziffer 8 EU-DSGVO eine natürliche 
oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, die 
personenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen verarbeitet.

Die einzelnen Festlegungen nach Art. 28 Abs. 3 EU-DSGVO sollten 
vollständig in die Vereinbarung übernommen und wie eine Checklis-
te abgearbeitet werden. Die für das konkrete Dienstleistungsverhältnis 
zutreffenden Alternativen sollten angekreuzt werden. Leerfelder sind 
ggf. entsprechend des konkreten Auftrags auszufüllen.

1.	 Gegenstand und Dauer des Auftrags

(1)	 Gegenstand

	 	Der Gegenstand des Auftrags ergibt sich aus der 
Leistungsvereinbarung/SLA

		  Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über den „Be-
trieb des IT-Verfahrens P&I Loga im Rahmen des 
Lizenzumfanges „LogaAll-in“ (LAi) für den Bereich 
Personalwirtschaft“ einschließlich Migrationspro-
jekt zur Schaffung der technischen und organi-
satorischen Voraussetzungen für den Betrieb von 
P&I Loga in der Version LogaAll-in

		  mit Datum vom _______________
		  mit der Vertragsnummer CTR02512,
		  auf die hier verwiesen wird (im Folgenden „Leis-

tungsvereinbarung“) 
	 	Gegenstand des Auftrags zur Datenverarbeitung 

ist die Durchführung folgender Aufgaben durch 
die Stadt Bochum: Definition der Aufgaben

(2)	 Dauer

	 	Die Dauer dieses Auftrags (Laufzeit) entspricht 
der Laufzeit der Leistungsvereinbarung, das Mig-
rationsprojekt ist Voraussetzung für die Nutzung 
von LogaAll-in

	 	Der Auftrag wird zur einmaligen Ausführung er-
teilt 

	 	Die Dauer dieses Auftrags (Laufzeit) ist befristet 
bis zum Datum 

	 	Der Auftrag ist unbefristet erteilt und kann von 
beiden Parteien mit einer Frist von … zum ... ge-
kündigt werden.

	 Die Möglichkeit zur fristlosen Kündigung bleibt hier-
von unberührt.

2.	 Konkretisierung des Auftragsinhalts

(1)	 Art und Zweck der vorgesehenen Verarbeitung 
von Daten

	 	Art und Zweck der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten durch die Stadt Bochum für den Auf-
traggeber sind konkret beschrieben in der o. g. 
Leistungsvereinbarung.

	 	Nähere Beschreibung des Auftragsgegenstandes 
im Hinblick auf Art und Zweck der Aufgaben der 
Stadt Bochum: …

	 	Der Ort der Verarbeitung ist: …
	 	Die Erbringung der vertraglich vereinbarten Da-

tenverarbeitungsleistung findet ausschließlich 
in einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union 
oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum statt. Jede 
Verlagerung in ein Drittland bedarf der vorherigen 
schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers und 
darf nur erfolgen, wenn die besonderen Voraus-
setzungen der Art. 44 ff. EU-DSGVO erfüllt sind.

	 	Die Erbringung der vertraglich vereinbarten Da-
tenverarbeitungsleistung findet in einem Dritt-
staat statt, der weder Mitglied der Europäischen 
Union noch Vertragsstaat des Europäischen Wirt-
schaftsraum ist, nämlich in … statt. Das ange-
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messene Schutzniveau Wählen Sie ein Element 
aus.

	 	 ist festgestellt durch einen Angemessenheits- 
	 beschluss der Kommission (Art. 45 Abs. 3 EU- 
	 DSGVO);

	 	 wird hergestellt durch verbindliche interne Da- 
	 tenschutzvorschriften (Art. 46 Abs. 2 lit.  
	 b i.V.m. 47 EU-DSGVO);

	 	 wird hergestellt durch Standarddatenschutz- 
	 klauseln (Art. 46 Abs. 2 lit. c und d EU-DSGVO);

	 	 wird hergestellt durch genehmigte Verhaltens- 
	 regeln (Art 46 Abs. 2 lit. e i.V.m. 40 EU-DSGVO);

	 	 wird hergestellt durch einen genehmigten Zer- 
	 tifizierungsmechanismus (Art. 46 Abs. 2 lit.  
	 f i.V.m. 42 EU-DSGVO).

	 	 wird hergestellt durch sonstige Maßnahmen: 
	 … (Art. 46 Abs. 2 lit. a, Abs. 3 lit. a und b EU- 
	 DSGVO)

	 Jede Verlagerung in ein weiteres Drittland bedarf der 
vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftragge-
bers und darf nur erfolgen, wenn die besonderen 
Voraussetzungen der Art. 44 ff. EU-DSGVO erfüllt 
sind.

(2)	 Art der Daten

	 	Die Art der verwendeten personenbezogenen Da-
ten ist in der Leistungsvereinbarung konkret be-
schrieben unter: …

	 	Gegenstand der Verarbeitung personenbezogener 
Daten sind folgende Datenarten/-kategorien (Auf-
zählung/Beschreibung der Datenkategorien):

	 	 Personenstammdaten
	 	 Kommunikationsdaten (z. B. Telefon, E-Mail)
	 	 Vertragsstammdaten (Vertragsbeziehung,  

	 Produkt- bzw. Vertragsinteresse)
	 	 Kundenhistorie
	 	 Vertragsabrechnungs- und Zahlungsdaten
	 	 Planungs- und Steuerungsdaten
	 	 Auskunftsangaben (von Dritten, z. B. Auskunf- 

	 teien oder aus öffentl. Verzeichnissen)
	 	 Personaldaten

(3)	 Kategorien betroffener Personen

	 	Die Kategorien der durch die Verarbeitung betrof-
fenen Personen sind in der Leistungsvereinba-
rung konkret beschrieben unter: …

	 	Die Kategorien der durch die Verarbeitung betrof-
fenen Personen umfassen:

	 	 Kunden
	 	 Interessenten
	 	 Abonnenten
	 	 Beschäftigte
	 	 Lieferanten
	 	 Handelsvertreter
	 	 Ansprechpartner
	 	 Personalverantwortliche

(4)	 Schutzbedarfsfeststellung der Anwendung

	 (a)	Der Schutzbedarf für die Anwendung wird als
	  	normal bis

	  	hoch (ergänzende Risikoanalyse auf gesonder- 
	 tem Blatt erforderlich)

	  	sehr hoch (ergänzende Risikoanalyse auf  
	 gesondertem Blatt erforderlich)

		  bewertet.
		  Begründung: Es werden teilweise Daten gem. Art. 

9 DSGVO verarbeitet.
	 (b)	Die Stadt Bochum hat während der gesamten 

Dauer der Auftragsverarbeitung die in der Anlage 
1 zu dieser Vereinbarung festgelegten technischen 
und organisatorischen Maßnahmen einzuhalten.

3.	 Weisungen des Auftraggebers

(1)	 Die Stadt Bochum
	  	darf die Daten, die im Auftrag verarbeitet wer-

den, nicht eigenmächtig, sondern nur nach do-
kumentierter Weisung des Auftraggebers verar-
beiten. Der Auftraggeber entscheidet allein über 
die Zwecke und Mittel der Verarbeitung der per-
sonenbezogenen Daten. Eine Verarbeitung für 
andere Zwecke, insbesondere für eigene Zwecke 
der Stadt Bochum oder ihres Unterauftragsver-
arbeiters, ist nicht zulässig. Weisungen werden 
nur vom Auftraggeber und von keinem Dritten er-
teilt, auch wenn die Datenverarbeitung im Inter-
esse oder Auftrag dieses Dritten erfolgt und/oder 
die Stadt Bochum Auftragsverarbeiter für diesen 
Dritten ist.

	  	wird die Daten, die sie im Auftrag verarbeitet, 
nicht eigenmächtig, sondern nur auf Weisung des 
… verarbeiten. Er entscheidet allein über Zwecke 
und Mittel der Verarbeitung der personenbezoge-
nen Daten. 

	 Dies gilt nicht, wenn die Stadt Bochum nach dem 
Recht der EU oder des Mitgliedsstaats der EU, des-
sen Recht für ihn gilt, zu einer Datenverarbeitung 
verpflichtet ist. Liegt ein solcher Fall einer von Wei-
sungen unabhängigen und/oder ihnen widerspre-
chenden Verarbeitung personenbezogener Daten 
vor, teilt die Stadt Bochum dem Auftraggeber diese 
rechtlichen Anforderungen vor der Verarbeitung mit, 
es sei denn, eine solche Mitteilung ist ebenfalls ver-
boten.

(2)		 Mündliche Weisungen des Auftraggebers bestätigt 
dieser unverzüglich textlich (mind. per E-Mail).

(3)		 Die Stadt Bochum hat den Auftraggeber unver-
züglich unter Angaben von Gründen zu informie-
ren, wenn sie der Meinung ist, eine Weisung ver-
stoße gegen Datenschutzvorschriften. Die Stadt 
Bochum ist berechtigt, die Durchführung der ent-
sprechenden Weisung solange auszusetzen, bis 
sie durch den Auftraggeber bestätigt oder geän-
dert wird.

(4)		 Soweit vom Leistungsumfang umfasst, sind 
Löschkonzept, Recht auf Vergessen werden, Be-
richtigung, Datenportabilität und Auskunft nach 
dokumentierter Weisung des Auftraggebers im 
Namen der Stadt Bochum unmittelbar durch den 
Unterauftragsverarbeiter sicherzustellen.

(5)		 Weisungsberechtigte Personen des Auftraggebers 
sind

		  -	Seuthe, Jürgen, Amtsleiter Hauptamt 
	 Weisungsempfänger bei der Stadt Bochum sind 
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	 -	Dietrich, Barbara, Amt für Personalmanage- 
	 ment, Informationstechnologie und Organisati- 
	 on, Sachgebietsleitung     

	 -	Prein, Rüdiger, Amt für Personalmanagement, 
	 Informationstechnologie und Organisation, stel- 
	 lvertretende Sachgebietsleitung und Mitarbei- 
	 tender im CCPW          

(6)	 Der Auftraggeber kann jede weisungsbe-
rechtigte Person, die Stadt Bochum jede(n) 
Weisungsempfänger(in) jederzeit abberufen oder 
neuberufen. Ab- bzw. Neuberufungen sind gegen-
über dem Vertragspartner nur wirksam, wenn sie 
ihm in Textform mitgeteilt werden. Weisungen, 
die vor Zugang dieser Mitteilung vom oder ge-
genüber dem abberufenen Weisungsberechtigten 
bzw. dem neu berufenen Weisungsempfänger er-
teilt wurden, sind wirksam.

4.		  Technisch-organisatorische Maßnahmen

(1)		 Die Stadt Bochum hat die Umsetzung der im Vor-
feld der Auftragsvergabe mit dem Auftraggeber 
vereinbarten erforderlichen technischen und or-
ganisatorischen Maßnahmen vor Beginn der Ver-
arbeitung insbesondere hinsichtlich der konkre-
ten Auftragsdurchführung zu dokumentieren und 
dem Auftraggeber zur Prüfung zu übergeben. Die 
umzusetzenden technischen und organisatori-
schen Maßnahmen sind in der Anlage 1 zu die-
sem Vertrag dargestellt. Soweit die Prüfung / ein 
Audit des Auftraggebers einen Anpassungsbedarf 
ergibt, ist dieser einvernehmlich umzusetzen und 
zu dokumentieren.

(2)	 Die Stadt Bochum hat die Sicherheit gem. Art. 28 
Abs. 3 lit. c, 32 EU-DSGVO insbesondere in Ver-
bindung mit Art. 5 Abs. 1, Abs. 2 EU-DSGVO her-
zustellen. Insgesamt handelt es sich bei den zu 
treffenden Maßnahmen um Maßnahmen der Da-
tensicherheit und zur Gewährleistung eines dem 
Risiko angemessenen Schutzniveaus hinsicht-
lich der Vertraulichkeit, der Integrität, der Ver-
fügbarkeit sowie der Belastbarkeit der Systeme. 
Dabei sind der Stand der Technik, die Implemen-
tierungskosten und die Art, der Umfang und die 
Zwecke der Verarbeitung sowie die unterschiedli-
che Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere des 
Risikos für die Rechte und Freiheiten natürlicher 
Personen im Sinne von Art. 32 Abs. 1 EU-DSGVO 
zu berücksichtigen. Das erforderliche Schutzni-
veau ergibt sich aus Nr. 2 (4). Ist dort nichts gere-
gelt, ist es gesondert festzulegen.

(3)	 Die technischen und organisatorischen Maßnah-
men unterliegen dem technischen Fortschritt und 
der Weiterentwicklung. Insoweit ist es der Stadt 
Bochum gestattet, alternative adäquate Maßnah-
men umzusetzen. Dabei darf das Sicherheitsni-
veau der festgelegten Maßnahmen nicht unter-
schritten werden. Wesentliche Änderungen sind 
zu dokumentieren. Darüber hinaus beobachtet 
die Stadt Bochum die technische Entwicklung 
und schlägt ggf. notwendige Anpassungen der 
technisch-organisatorischen Maßnahmen vor.

5.		  Qualitätssicherung und sonstige Pflichten der 
Stadt Bochum

	 Die Stadt Bochum hat zusätzlich zu der Einhal-
tung der Regelungen dieses Auftrags gesetzliche 

Pflichten gemäß Art. 28 bis 33 EU-DSGVO; inso-
fern gewährleistet sie insbesondere die Einhal-
tung folgender Vorgaben:

(1)	 Der Datenschutz wird durch die/den jeweils be-
stellten Datenschutzbeauftragte/n der Stadt Bo-
chum in Zusammenarbeit mit dem Verantwort-
lichen der Stadt Bochum wahrgenommen. Die/
der Datenschutzbeauftragte kann unter daten-
schutz@bochum.de kontaktiert werden. Die/der 
jeweils aktuelle Datenschutzbeauftragte kann der 
Website der Stadt Bochum entnommen werden.

(2)	 Die Stadt Bochum verpflichtet sich, die ihm im 
Rahmen des Auftragsverhältnisses zur Verfügung 
gestellten oder erarbeiteten Unterlagen und Daten 
sowie ihr sonst bekannt gewordene Informationen 
vertraulich zu behandeln und nur im Rahmen der 
Tätigkeit für dieses Vertragsverhältnis zu nutzen. 
Diese Verpflichtung gilt auch nach Ende des Ver-
tragsverhältnisses auf unbegrenzte Zeit fort. Die 
Stadt Bochum setzt bei der Durchführung der Ar-
beiten nur Beschäftigte ein, die auf die Vertrau-
lichkeit verpflichtet und zuvor mit den für sie rele-
vanten Bestimmungen zum Datenschutz vertraut 
gemacht wurden. Die Stadt Bochum belehrt die 
bei der Durchführung der Arbeiten eingesetzten 
Personen insbesondere darüber, dass sie Daten 
nur auf Weisung des Auftraggebers verarbeiten 
dürfen, wenn sie gesetzlich nicht zu einer ande-
ren Verarbeitung verpflichtet sind. Sie überwacht 
durch regelmäßige Kontrollen, dass sie diese Ver-
pflichtung einhalten. Sie unterrichtet sie regelmä-
ßig über ihre datenschutzrechtlichen Verpflich-
tungen und deren Wirksamkeit.

(3)	 Die Stadt Bochum verantwortet alle für diesen 
Auftrag erforderlichen technischen und organisa-
torischen Maßnahmen gemäß Art. 28 Abs. 3 S. 2 
lit. c, 32 EU-DSGVO und sorgt für deren Einhal-
tung.

(4)	 Der Auftraggeber und die Stadt Bochum arbeiten 
auf Anfrage mit der Aufsichtsbehörde bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben zusammen.

(5)	 Die Stadt Bochum informiert den Auftraggeber 
unverzüglich über Kontrollhandlungen und Maß-
nahmen der Aufsichtsbehörde, soweit sie sich 
auf diesen Auftrag beziehen. Dies gilt auch, so-
weit eine zuständige Behörde im Rahmen eines 
Ordnungswidrigkeits- oder Strafverfahrens in Be-
zug auf die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten bei der Auftragsverarbeitung bei der Stadt Bo-
chum ermittelt.

(6)	 Soweit der Auftraggeber seinerseits einer Kon-
trolle der Aufsichtsbehörde, einem Ordnungs-
widrigkeits- oder Strafverfahren, dem Haftungs-
anspruch einer betroffenen Person oder eines 
Dritten oder einem anderen Anspruch im Zusam-
menhang mit der Auftragsverarbeitung bei der 
Stadt Bochum ausgesetzt ist, hat ihn die Stadt 
Bochum nach besten Kräften zu unterstützen.

(7)	 Die Stadt Bochum weist die getroffenen techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen gegen-
über dem Auftraggeber nach.

(8)	 Die Stadt Bochum unterstützt den Auftraggeber 
– ggf. auch durch einen Unterauftragsverarbei-
ter – vollumfänglich durch geeignete Maßnahmen 
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bei der Beantwortung von Anträgen auf Wahrneh-
mung der in Kapitel III DSGVO genannten Rech-
te der Betroffenen. Soweit eine betroffene Person 
sich in Ausübung ihrer Rechte unmittelbar an die 
Stadt Bochum wendet, wird die Stadt Bochum 
dieses Ersuchen unverzüglich an den Auftragge-
ber weiterleiten.

(9)	 Die Stadt Bochum übernimmt noch weitere Ver-
pflichtungen auf Grund weiterer datenschutz-
rechtlicher Normen wie folgt: …

6.	 Unterauftragsverhältnisse

(1)	 Als Unterauftragsverhältnisse im Sinne dieser Re-
gelung sind solche Dienstleistungen zu verste-
hen, die sich unmittelbar auf die Erbringung der 
Hauptleistung beziehen. Hierzu gehören nicht Ne-
benleistungen, die die Stadt Bochum z. B. als Te-
lekommunikationsleistungen, Post-/Transport-
dienstleistungen, Wartung und Benutzerservice 
oder Entsorgung von Datenträgern sowie sonstige 
Maßnahmen zur Sicherstellung der Vertraulich-
keit, Verfügbarkeit, Integrität und Belastbarkeit 
der Hard- und Software von Datenverarbeitungs-
anlagen in Anspruch nimmt. Die Stadt Bochum 
ist jedoch verpflichtet, zur Gewährleistung des 
Datenschutzes und der Datensicherheit der Daten 
des Auftraggebers auch bei ausgelagerten Neben-
leistungen angemessene und gesetzeskonforme 
vertragliche Vereinbarungen sowie Kontrollmaß-
nahmen zu ergreifen.

 	 Die Stadt Bochum darf Unterauftragsverarbeiter 
(weitere Auftragsverarbeiter) nur nach vorheriger 
ausdrücklicher schriftlicher bzw. dokumentierter 
Zustimmung des Auftraggebers beauftragen. Er 
hat dem Unterauftragsverarbeiter dieselben Rege-
lungen aufzuerlegen, die der Stadt Bochum nach 
diesem Vertrag auferlegt wurden.

 	 Der Auftraggeber stimmt der Beauftragung der 
nachfolgenden Unterauftragsverarbeiter zu unter 
der Bedingung einer vertraglichen Vereinbarung 
nach Maßgabe des Art. 28 Abs. 2-4 EU-DSGVO:

	 Der Wechsel des bestehenden Unterauftragsverhält-
nisses ist nur im Rahmen der Vereinbarungen oder 
ggf. in Ergänzungen des Hauptvertrages zulässig.
	Die Auslagerung auf Unterauftragsverarbeiter 

und/oder
	der Wechsel des bestehenden Unterauftragsverar-

beiters
	 ist/sind zulässig, soweit:

(a)	 die Stadt Bochum eine solche Auslagerung 
auf Unterauftragsverarbeiter dem Auftrag-
geber mit einer Vorlaufzeit von vier Wochen 
schriftlich oder in Textform anzeigt und

(b)	 der Auftraggeber nicht bis zum Zeitpunkt 
der Übergabe der Daten gegenüber der 
Stadt Bochum schriftlich oder in Textform 
Einspruch gegen die geplante Auslagerung 
erhebt und

(c)	 eine vertragliche Vereinbarung nach Maß-
gabe des Art. 28 Abs. 2-4 EU-DSGVO zu-
grunde gelegt wird.

(2)	 Die Weitergabe von personenbezogenen Daten des 
Auftraggebers an den Unterauftragsverarbeiter 
und dessen erstmaliges Tätigwerden sind erst mit 
Vorliegen aller Voraussetzungen für eine Unterbe-
auftragung gestattet.

(3)	 Erbringt der Unterauftragsverarbeiter die verein-
barte Leistung außerhalb der EU / des EWR stellt 
die Stadt Bochum die datenschutzrechtliche Zu-
lässigkeit durch entsprechende Maßnahmen (vgl. 
Nr. 2 (1)) sicher. Gleiches gilt, wenn Dienstleister 
im Sinne von Abs. 1 Satz 2 eingesetzt werden sol-
len.

Firma/  
Unterauf-
tragsverar-
beiter

Anschrift/
Land	

Leistung

P&I  
Personal & 
Informatik 
AG 

Kreuzberger 
Ring 56
65205  
Wiesbaden
Deutschland

Datenmigration auf 
die P&I LogaAll-in 
Appliance (LogaAll-
in Server)
Bereitstellung und 
Betrieb der Loga 
All-in Appliance 
einschließlich Da-
tenhaltung (Hos-
ting-Leistungen)
Service-, War-
tungs- und Pflege-
leistungen am Ge-
samtsystems zur 
Aufrechterhaltung 
der Betriebsbereit-
schaft inkl.

- Backup und 
Recovery
- Monitoring
- Wartung von Hard-
ware und Betriebs-
software ggf. auch 
durch Austausch 
und Parametrisie-
rung
- automatisierte 
Wartungsleistungen 
am P&I LogaAll-in 
Server
- Softwarepflege und 
Softwareerweite-
rungen durch Be-
reitstellung neuer 
Versionen der P&I 
Software
- auf Verlangen des 
Auftragnehmers In-
stallation neuer Ver-
sionen der P&I Soft-
ware 
- Maßnahmen zur 
Störungsbeseitigung 
bei Meldung von 
Störungen durch 
den Auftragnehmer
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(4)	 Eine weitere Auslagerung durch den Unterauf-
tragsverarbeiter
	 ist nicht gestattet;
	 bedarf der ausdrücklichen Zustimmung des 

Hauptauftraggebers (mind. Textform);
	 bedarf der ausdrücklichen Zustimmung der 

Stadt Bochum (mind. Textform).
	 Sämtliche vertraglichen Regelungen in der Ver-

tragskette sind auch dem weiteren Unterauftrags-
verarbeiter aufzuerlegen.

(5)	 Hat die Stadt Bochum einen Unterauftragsverar-
beiter bestellt, ist der Auftraggeber berechtigt und 
auf Wunsch der Stadt Bochum auch verpflichtet, 
Weisungen direkt an den Unterauftragsverarbei-
ter zu erteilen. Die Stadt Bochum ist über diese 
Weisungen zu unterrichten.

	 In gleichem Maße ist der Auftraggeber berechtigt, 
Festlegungen zu den technisch-organisatorischen 
Maßnahmen sowie die Prozeduren zur Umsetzung 
der Pflichten nach Art. 28 und 29 sowie Art. 32 ff. 
an den Unterauftragnehmer zu übertragen bzw. 
mit diesem durchzuführen

7.		  Kontrollrechte des Auftraggebers

(1)	 Der Auftraggeber hat das Recht, im Benehmen 
mit der Stadt Bochum Überprüfungen durchzu-
führen oder durch von ihm beauftragte Prüfer 
durchführen zu lassen. Er hat das Recht, sich 
durch Kontrollen, die in der Regel rechtzeitig an-
zumelden sind, von der Einhaltung dieser Verein-
barung, der Vorschriften der DSGVO und weiterer 
evtl. einschlägiger datenschutzrechtlicher Vor-
schriften durch die Stadt Bochum in dessen Ge-
schäftsbetrieb zu überzeugen. Die Stadt Bochum 
unterstützt den Auftraggeber bei diesen Prüfun-
gen.

(2)	 Die Stadt Bochum stellt sicher, dass sich der Auf-
traggeber von der Einhaltung der Pflichten der 
Stadt Bochum nach Art. 28 EU-DSGVO überzeu-
gen kann. Die Stadt Bochum verpflichtet sich, 
dem Auftraggeber auf Anforderung die erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen und insbesondere 
die Umsetzung der technischen und organisatori-
schen Maßnahmen nachzuweisen.

(3)	 Der Nachweis solcher Maßnahmen, die nicht nur 
den konkreten Auftrag betreffen, kann erfolgen 
durch
	 die Einhaltung genehmigter Verhaltensre-

geln gemäß Art. 40 EU-DSGVO;
	 die Zertifizierung nach einem genehmigten 

Zertifizierungsverfahren gemäß Art. 42 EU-
DSGVO;

	 aktuelle Testate, Berichte oder Berichts-
auszüge unabhängiger Instanzen (z. B. 
Wirtschaftsprüfer, Revision, Datenschutz-
beauftragte, IT-Sicherheitsabteilung, Daten-
schutzauditoren, Qualitätsauditoren);

	 eine geeignete Zertifizierung durch IT-Si-
cherheits- oder Datenschutzaudits (z. B. 
nach BSI-Grundschutz).

8.		  Mitwirkung der Stadt Bochum bei der Erfül-
lung der Pflichten nach Art. 32 ff. DSGVO

(1)	 Die Stadt Bochum unterstützt den Auftraggeber 
bei der Einhaltung der in den Artikeln 32 bis 36 
der EU-DSGVO genannten Pflichten zur Sicher-
heit personenbezogener Daten, Meldepflichten bei 
Datenpannen, Datenschutz-Folgeabschätzungen 
und vorherigen Konsultationen. Hierzu gehören 
u. a.:
(a)	 die Sicherstellung eines angemessenen 

Schutzniveaus durch technische und orga-
nisatorische Maßnahmen, die die Umstände 
und Zwecke der Verarbeitung sowie die pro-
gnostizierte Wahrscheinlichkeit und Schwe-
re einer möglichen Rechtsverletzung durch 
Sicherheitslücken berücksichtigen und eine 
sofortige Feststellung von relevanten Verlet-
zungsereignissen ermöglichen

(b)	 die Verpflichtung, Verletzungen des Schutzes 
personenbezogener Daten unverzüglich an 
den Auftraggeber zu melden. Hierzu benennt 
der Auftraggeber eine jederzeit erreichba-
re Telefaxnummer mit Ansprechpartner zur 
Entgegennahme von Benachrichtigungen, 
Meldungen und sonstigen Mitteilungen, ins-
besondere für Benachrichtigungen nach Art. 
33 Abs. 2 DS-GVO: Tim Buck, Fax-Nr. +49 
2338 / 809-68

	 Der Auftraggeber kann diese Faxnummer 
durch schriftliche Erklärung, die auch in 
elektronischer Form erfolgen kann, gegen-
über der Stadt Bochum ändern. Die Ände-
rung wird zwei (2) Wochen nach Zugang der 
Änderungserklärung wirksam. Der Auftrag-
geber trägt in eigener Verantwortung für die 
Kontrolle des Eingangs von Benachrichti-
gungen, Meldungen und sonstigen Mittei-
lungen und deren Bearbeitung Sorge

(c)	 die Verpflichtung, den Auftraggeber im Rah-
men seiner Informationspflicht gegenüber 
dem Betroffenen zu unterstützen und ihm in 
diesem Zusammenhang sämtliche relevan-
ten Informationen unverzüglich zur Verfü-
gung zu stellen

(d)	 die Unterstützung des Auftraggebers für 
dessen Datenschutz-Folgenabschätzung

(e)	 die Unterstützung des Auftraggebers im 
Rahmen vorheriger Konsultationen mit der 
Aufsichtsbehörde

(2)		 Für Unterstützungsleistungen, die nicht in der 
Leistungsbeschreibung enthalten oder nicht auf 
ein Fehlverhalten der Stadt Bochum zurückzu-
führen sind, kann die Stadt Bochum eine ange-
messene Vergütung beanspruchen.

9.		  Löschung und Rückgabe von personenbezoge-
nen Daten

(1)	 Kopien oder Duplikate der Daten werden ohne 
Wissen des Auftraggebers nicht erstellt. Hiervon 
ausgenommen sind Sicherheitskopien, soweit sie 
zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Da-
tenverarbeitung erforderlich sind, sowie Daten, 
die im Hinblick auf die Einhaltung gesetzlicher 
Aufbewahrungspflichten erforderlich sind.

(2)	 Nach Abschluss der vertraglich vereinbarten Ar-
beiten oder früher nach Aufforderung durch den 
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Auftraggeber – spätestens mit Beendigung der 
Leistungsvereinbarung – hat die Stadt Bochum 
sämtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen, 
erstellte Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse 
sowie Datenbestände, die im Zusammenhang mit 
dem Auftragsverhältnis stehen, dem Auftraggeber 
auszuhändigen oder nach vorheriger Zustimmung 
datenschutzgerecht zu vernichten. Gleiches gilt 
für Test- und Ausschussmaterial. Das Protokoll 
der Löschung ist auf Anforderung vorzulegen.

(3)	 Dokumentationen, die dem Nachweis der auf-
trags- und ordnungsgemäßen Datenverarbei-
tung dienen, sind durch die Stadt Bochum ent-
sprechend der jeweiligen Aufbewahrungsfristen 
über das Vertragsende hinaus aufzubewahren. Er 
kann sie zu seiner Entlastung bei Vertragsende 
dem Auftraggeber übergeben.

10.		 Außerordentliche Kündigung

	 Unabhängig von den Regelungen über die oben 
getroffenen Laufzeiten bzw. die Dauer der Verein-
barung steht dem Auftraggeber ein Recht auf frist-
lose Kündigung bei schwerwiegenden Vertrags-
verletzungen der Stadt Bochum zu. Dies kommt 
insbesondere in Betracht bei Verstoß gegen da-
tenschutzrechtliche Vorschriften, Datenschutz- 
und Datensicherheitsvereinbarungen, wenn die 
Stadt Bochum eine Weisung des Auftraggebers 
nicht ausführen kann oder will oder die Stadt Bo-
chum eine Kontrolle des Auftraggebers oder der 
nordrhein-westfälischen Datenschutzbeauftrag-
ten vertragswidrig verweigert.

11.		 Haftung

	 Im Verhältnis zu den betroffenen Personen richtet 
sich die Haftung des Auftraggebers und der Stadt 
Bochum nach den gesetzlichen Vorschriften (Art. 
82 DSGVO).

12.		 Sonstiges

(1)	 Diese Vereinbarung enthält alle vertraglichen 
Regelungen zwischen den Parteien. Nebenabre-
den können getroffen werden. Sie bedürfen der 
Schriftform.

(2)	 Die Einrede des Zurückbehaltungsrechts i.S.v. 
§ 273 BGB wird hinsichtlich des Anspruchs auf 
Rückgabe der verarbeiteten Daten und der zuge-
hörigen Datenträger ausgeschlossen.

(3)	 Gerichtsstand ist, wenn in der o. g. Leistungsver-
einbarung nichts anderes vereinbart ist, Bochum.

13.		 Wirksamkeit der Vereinbarung

	 Diese Vereinbarung bleibt auch bei rechtlicher 
Unwirksamkeit einzelner Punkte in seinen üb-
rigen Teilen verbindlich. Unwirksame Bestim-
mungen sind von den Parteien durch wirksame 
zu ersetzen, die dem gewollten Zweck möglichst 
nahekommen. Entsprechendes gilt im Falle einer 
Vertragslücke.

Anlage 1: Technisch-organisatorische Maßnahmen 
zur Sicherstellung der Datensicherheit

Breckerfeld, den	 Bochum, den
___________________	 ___________________ 
Hansestadt Breckerfeld	 Stadt Bochum
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Genehmigung

Vorstehende Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen der Stadt Bochum und der Stadt Breckerfeld 
über den Betrieb des IT-Verfahrens P&I Loga im Rah-
men des Lizenzumfanges „LogaAll-in“ (LAi) für den Be-
reich Personalwirtschaft wird hiermit gemäß § 24 Abs. 
2 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
– GkG – vom 01.10.1979 (GV.NW.S. 621) in der zurzeit 
geltenden Fassung (SGV.NRW. 202) genehmigt.
31.04.01.01-009/2022-007	
Arnsberg, den 10. August 2022

Bezirksregierung Arnsberg
Im Auftrag

(Heinzemann) (LS)

Bekanntmachung

Vorstehende Öffentlich-rechtliche Vereinbarung und 
meine Genehmigung werden hiermit gemäß § 24 Abs. 
3 GkG öffentlich bekanntgemacht.
31.04.01.01-009/2022-007	
Arnsberg, den 10. August 2022

Bezirksregierung Arnsberg
Im Auftrag

(Heinzemann) (LS)
(9344) 	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 345

536. 	 Öffentlich rechtliche Vereinbarung 
zwischen der Stadt Bochum und der Stadt  

Gevelsberg über den Betrieb des IT-Verfahrens
P&I Loga im Rahmen des Lizenzumfanges  

„LogaAll-in“ (LAi)
für den Bereich Personalwirtschaft

Bezirksregierung Arnsberg 	 Arnsberg, 10 8. 2022
31.04.01.01-009/2022-006	

Öffentlich rechtliche Vereinbarung 
über den 

Betrieb des IT-Verfahrens
P&I Loga im Rahmen des Lizenzumfanges  

„LogaAll-in“ (LAi)
für den Bereich Personalwirtschaft

Zwischen der
Stadt Bochum

Vertreten durch den Oberbürgermeister
Willy-Brandt-Platz 2-4

44777 Bochum
- nachfolgend Auftragnehmer genannt -

und der
Stadt Gevelsberg

Vertreten durch den Bürgermeister
Rathausplatz 1

58285 Gevelsberg
- nachfolgend Auftraggeber genannt -

Vertragsnummer CTR02509
Präambel

Mit der Errichtung eines Competence-Center Personal-
wirtschaft (CCPW) im Jahr 2004 ermöglicht der Auf-
tragnehmer kommunalen Kooperationspartnern die 
Nutzung von P&I LOGA und erbringt Serviceleistun-
gen für die Auftraggeber, indem insbesondere die Stan-

dardsoftware P&I LOGA als CCPW-Standard für die 
Anwendung im Bereich des öffentlichen Dienstes kon-
figuriert wird. 
Der Auftragnehmer hat seine Leistungsbeziehungen 
gegenüber der P&I AG neu strukturiert und mit einem 
Upgrade auf das Lizenzmodell LogaAll-in (LAi) verein-
heitlicht. In deren Mittelpunkt steht die zeitlich befris-
tete Überlassung von P&I LogaAll-In als Appliance in-
klusive der damit korrespondierenden Services seitens 
der P&I AG.
Mit den bisherigen Kooperationspartnern/Vertrags-
partnern wird eine Fortsetzung der Kooperation im Be-
reich Personalwirtschaft auf Basis von P&I LogaAll-in 
angestrebt. Dazu müssen zwischen dem Auftraggeber 
und dem Auftragnehmer neue Verträge auf Basis des 
Lizenzmodells LogaAll-in geschlossen werden. 
Vor diesem Hintergrund schließen der Auftragnehmer 
und der Auftraggeber auf Basis der §§ 1 und 23 Abs. 1, 
2 Alt., Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit - GkG NRW - folgende mandatie-
rende Vereinbarung. 

§ 1
Gegenstand der Vereinbarung

Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber die Nut-
zung des Produktes P&I LogaAll-in (Anla-ge 4) ein. Ziel 
dieser Vereinbarung ist es, den Leistungsaustausch 
zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer 
zu regeln. Der Auftraggeber ist mit Zustimmung des 
Auftragnehmers berechtigt, dieses Nutzungsrecht an 
Dritte weiter zu geben.
Voraussetzung für die produktive Nutzung von P&I 
LogaAll-In ist die Durchführung einer erfolgreichen Mi-
gration auf die sog. LogaAll-in Appliance (für den Be-
trieb von P&I Loga optimierte Server). Diese LAi-Appli-
ances sind Bestandteil der Vertragsbeziehung zwischen 
der Stadt Bochum und der P&I AG. Sie werden seitens 
der P&I AG bereit gestellt und im DATACENTER der 
P&I AG in Wiesbaden betrieben.
Im Rahmen des Migrationsprojektes werden die techni-
schen und organisatorischen Voraussetzungen geschaf-
fen, um den Kooperationspartnern die Datenerfassung 
und Verarbeitung unter Erhalt der vollständigen Rück-
rechnungsfähigkeit ab dem Zeitpunkt der Umstellung 
auf P&I LogaAll-in in gewohnter Weise mit LogaWeb zu 
ermöglichen. Die Nutzung von HCM wird zwingend auf 
die Nutzung von P&I LOGA3 - im Rahmen der tech-
nischen Möglichkeiten von P&I LOGA3 als Mitarbeiter 
und Führungskräfte Self-Service-Portal – bzw. auf Lo-
gaWeb und so zeitnah als möglich umgestellt.
Soweit die Migrationsphase zu Vertragsbeginn noch 
nicht begonnen hat oder noch nicht abgeschlossen 
werden konnte, wird der Auftragnehmer die Migration 
sobald möglich vornehmen. In der Zwischenzeit wird 
der Auftragnehmer die bisherigen Loga-Systeme vorü-
bergehend weiterhin betreiben, um die Nutzungsmög-
lichkeit von LogaWeb und P&I HCM (sofern im bishe-
rigen Nutzungsumfang des Auftragnehmers enthalten) 
durch den Auftraggeber sicher zu stellen. 

§ 2
Aufgaben des Auftragnehmers

Der Auftragnehmer ermöglicht dem Auftraggeber die 
Nutzung von P&I Loga auf Basis der Vertragsbeziehun-
gen zwischen dem Auftragnehmer und der P&I AG be-
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treffend LogaAll-in. Diese sehen Bereitstellungs- und 
Mitwirkungspflichten am Gesamtsystem (Hosting) sei-
tens der P&I AG vor. Auf dieser Basis gewährleistet der 
Auftragnehmer dem Auftraggeber für die weitere Ver-
wendung von P&I Loga den ordnungsgemäßen Betrieb, 
eine Verfügbarkeit der Anwendung gemäß Leistungs-
beschreibung sowie die Integration herstellerseitiger 
Softwarekorrekturen und Upgrades bzw. Updates.
Das fachliche Applikationsmanagement obliegt dem 
Auftragnehmer und umfasst die Anpassung individuel-
ler Parameter und Konfigurationen an die Funktionen 
der Software P&I Loga. Diese Anpassungen werden bei 
der Einrichtung weiterer oder neuer Module vorgenom-
men sowie jeweils bei neuen Softwareversionen, sofern 
eine Anpassung aufgrund gesetzlicher, tariflicher oder 
betrieblicher Änderungen erforderlich wird. Die Leis-
tungen des Auftragnehmers sind in Anlage 1 beschrie-
ben. Dem Auftraggeber werden zunächst die bisher be-
auftragten Module (Stand 31.12.2021) bereitgestellt. 
Die bisher genutzten Daten der bisher bereitgestell-
ten Module werden in einem Migrationsprojekt auf die 
Systeme des P&I LogaAll-in (LogaAll-in Appliance) ge-
bracht. Dies bedeutet, dass zum einen LogaWeb ohne 
Datenverlust und unter Erhalt der vollständigen Rück-
rechnungsfähigkeit ab dem jeweiligen Zeitpunkt der 
Umstellung auf P&I LogaAll-in LogaWeb in gewohnter 
Weise genutzt werden kann. Zum anderen, dass Scout-
Auswertungen angepasst und P&I HCM durch P&I 
LOGA3 abgelöst werden müssen. Für den Produktions-
betrieb wird der P&I-Standard „Intelligente Produkti-
on“ eingerichtet und zukünftig genutzt.
Sobald die Funktionsfähigkeit der Entgeltabrechnung 
und der bisher genutzten Module unter LogaWeb auf 
der LogaAll-in Appliance hergestellt ist, kann der Auf-
tragnehmer auch vor dem 31.12.2021 die produktive 
Nutzung von P&I Loga von den bisherigen Loga-Sys-
temen auf die LogaAll-in Appliance umstellen. Der Be-
trieb der bisherigen Systeme beim Auftragnehmer wür-
de aufgegeben. 
Für die weitere Verwendung von P&I Loga gewährleis-
tet der Auftragnehmer den ordnungsgemäßen Betrieb, 
die hohe Verfügbarkeit der Anwendung sowie die Inte-
gration herstellerseitiger Softwarekorrekturen und Up-
grades bzw. Updates.
Weitere als bisher genutzte Module können im Rah-
men von Einführungsprojekten zum Einsatz gebracht 
werden. Sie müssen gesondert beauftragt werden und 
führen zu kostenpflichten Dienstleistungen, die bisher 
nicht einkalkuliert wurden. Die Konfiguration neuer 
Module erfolgt in einer als CCPW-Standard erarbeite-
ten Variante für alle Auftraggeber.

§ 3
Aufgaben des Auftraggebers

Für die Nutzung von P&I Loga obliegen dem Auftrag-
geber Mitwirkungspflichten, damit das CCPW die ge-
nannten Leistungen erfüllen kann. Der Auftraggeber 
benennt dem Auftragnehmer dazu Ansprechpartner, 
die qualifizierte, fachliche Auskünfte geben können 
und Weisugen im Sinne der Auftragsverarbeitung an 
den Auftragnehmer weiterleiten. Der Auftraggeber 
wirkt beispielsweise beim Test von Konfigurationen des 
Auftragnehmers mit.
Der Auftraggeber stellt in seinem Betrieb erforderliche 
Hardware (z.B. Arbeitsplatzrechner) und Software (z.B. 

Broswer) innerhalb der informationstechnischen Infra-
struktur zur Verfügung, damit die Webanwendung P&I 
LogaAll-in genutzt werden kann. Er stellt seinen An-
wendern einen Browser mit den erforderlichen Einstel-
lungen bzw. Konfigurationen für die uneingeschränkte 
Nutzung von P&I LogaAll-in zur Verfügung und passt 
diese ggf. an technische Notwendigkeiten an.

§ 4
Zusammenarbeit

(1)	Die beteiligten Körperschaften arbeiten vertrauens-
voll zusammen und informieren sich gegenseitig in 
vollem Umfang über alle wesentlichen Umstände, 
die mit der Leistungserbringung zusammenhängen. 
Der Auftraggeber verpflichtet sich, den Auftragneh-
mer bei der Aufgabenerfüllung mit seiner Fachex-
pertise tatkräftig zu unterstützen. Auftretende Pro-
bleme werden unverzüglich und einvernehmlich 
geregelt. 

(2)	Die Nutzer des CCPW bilden einen Facharbeits-
kreis „Personalwirtschaft“ unter der Federführung 
des Auftragnehmers. Der Facharbeitskreis unter-
stützt das CCPW bei der Realisierung des CCPW. 
Der Facharbeitskreis bzw. seine modulbezogenen 
Arbeitskreise kommen auf Einladung des Auftrag-
nehmers mindestens alle zwei Monate zusammen, 
um Erfahrungen auszutauschen, globale Anforde-
rungen für die Realisierung des CCPW zu definie-
ren, Prioritäten abzustimmen und Ergebnisse anzu-
nehmen.

(3)	Bei Interpretationsschwierigkeiten bzw. Meinungs-
verschiedenheiten über die Umsetzung gesetzlicher 
bzw. tariflicher Vorgaben ist durch den Auftragneh-
mer eine Clearingstelle einzurichten, welche durch 
fachkundige Vertreter von Auftraggeber und Auf-
tragnehmer zu besetzen ist. In dieser Clearingstelle 
werden die verschiedenen Ansichten diskutiert und 
eine einvernehmliche Lösung erzielt. Kann eine Ei-
nigung nicht erzielt werden, so kann der Auftrag-
geber verlangen, dass seine Rechtsauffassung ge-
gen entsprechende Kostenerstattung in das System 
LogaAll-in eingebaut wird, wenn die Ausführung 
auf Mandantenebene möglich ist. 

	 Diese Lösung ist dann in Projektform zu beauftra-
gen und zu realisieren. Zur Abgeltung dieser Auf-
wände wird die Kostenerstattungsregelung ange-
wandt.

§ 5
Funktionsfähigkeit und Abnahme

Das Verfahren/die Programmierung P&I LogaAll-in 
wird bei Änderungen, Updates oder HotFixes der er-
forderlichen IT-Komponenten vom CCPW abgenommen 
und die Produktivübernahme veranlasst. Der Auftrag-
geber hat im Testsystem Gelegenheit fachinhaltlich zu 
testen und meldet festgestellte Mängel an das CCPW.
Bei Einführung neuer Module gilt 4 Wochen nach 
Übergabemitteilung das neue Modul als abgenommen, 
es sei denn es liegt noch eine schriftliche Mängelbe-
seitigungsanzeige bei dem Auftragnehmer vor. In die-
sem Fall gilt die Leistung nach Beheben des Mangels, 
in Form einer schriftlichen Abnahmeerklärung, als ab-
genommen. 
Die systemtechnische Freigabe erfolgt durch den Auf-
tragnehmer in enger Kooperation mit der Hersteller-
firma P&I. Die Leistungsabnahme darf nicht wegen 
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unerheblicher Abweichungen verweigert werden. Die 
Leistungsabnahme darf auch nicht verweigert werden, 
wenn Konfigurationen, die seitens des Auftraggebers 
gewünscht werden, im Sinne eines CCPW-Standards 
für alle Auftraggeber aber nicht umgesetzt sind, weil sie 
zu zusätzlichem Wartungsaufwand beim CCPW führen.

§ 6
Kostenregelung

(1)	Für die Aufwände des Auftragnehmers wird eine 
angemessene Entschädigung vorgesehen, die in der 
Regel so bemessen ist, dass die durch den Betrieb 
des Competence Centers Personalwirtschaft und 
Bereitstellung der Nutzungsmöglichkeit von P&I 
LogaAll-in entstehenden Kosten gedeckt werden. 
Über die Ausgestaltung treffen die Auftraggeber und 
Auftragnehmer eine gesonderte Kostenerstattungs-
regelung.

(2)	Die Leistungen des Auftragnehmers sind umsatz-
steuerpflichtig und fallen nicht unter die Ausnahme 
nach § 2b Absatz 3 UStG. 

§ 7
Ansprechpartner

Der Auftraggeber sowie der Auftragnehmer benennen 
verantwortliche Ansprechpartner/innen für kaufmän-
nische, inhaltliche und organisatorische Fragestellun-
gen, die sich im Zusammenhang mit der Leistungser-
bringung ergeben. Ggf. erforderliche Entscheidungen 
werden von dem/der Ansprechpartner/-in herbeige-
führt bzw. getroffen. Diese sind der Anlage 2 zu ent-
nehmen.

§ 8
Änderungen und Ergänzungen

Der Auftraggeber und der Auftragnehmer verpflichten 
sich, die Inhalte dieser Vereinbarung auch vor Ablauf 
der Gültigkeitsdauer erneut zu verhandeln, wenn we-
sentliche Änderungen der beschriebenen Leistung in 
qualitativer oder quantitativer Hinsicht absehbar sind. 
Die in der Kostenerstattungsregelung vereinbarte Fall-
zahl kann für die Dauer von 5 Jahren nicht gemindert 
werden. Sie ist im Falle einer absehbaren Erhöhung 
rechtzeitig vom Auftraggeber anzuzeigen, so dass der 
Auftragnehmer gegenüber der P&I rechtzeitig die erfor-
derliche Lizenzierung vornehmen kann.
Weitere Änderungs- bzw. Erweiterungswünsche kön-
nen nach Vertragsabschluss nur schriftlich und in 
beiderseitigem Einverständnis über Inhalt und mögli-
cherweise Mehr- oder Minderaufwendungen vereinbart 
werden. Dies gilt auch für die Änderung, die Aufhebung 
oder den Verzicht auf dieses Schriftformerfordernis.
Falls die durchzuführenden Arbeiten sich durch Grün-
de verzögern, die von einer Vertragspartei zu verant-
worten sind, trägt die jeweilige Vertragspartei den ent-
stehenden Mehraufwand.

§ 9
Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung und Be-
kanntmachung durch die Aufsichtsbehörde nach § 24 
Abs. 2 und Abs. 4 GkG NRW. Sie tritt gemäß § 24 Abs. 
4 GkG einen Tag nach der Bekanntmachung durch 
die Aufsichtsbehörde in ihrem amtlichen Veröffentli-
chungsblatt nicht jedoch vor dem 01.01.2022 in Kraft. 
Die Vereinbarung wird korrespondierend zu der Lauf-
zeit des Vertrages des Auftragnehmers mit dem Her-

steller, P&I AG, bis zum 31.12.2026 geschlossen. Ein 
ordentliches Kündigungsrecht ist ausgeschlossen.
Sofern beiderseitiges Interesse an einer Fortsetzung der 
Zusammenarbeit über den 31.12.2026 hinaus besteht, 
kann rechtzeitig vor Vertragsablauf eine Vertragsfort-
setzung vereinbart werden. Der Auftragnehmer wird 
dazu in Abstimmung mit dem Auftraggeber rechtzeitig 
die Verlängerung der Nutzungsrechte von P&I LogaAll-
in mit der P&I AG vereinbaren. Frühestens 18 Monate 
vor Ablauf der Vereinbarung stimmen sich Auftragge-
ber und Auftragnehmer dazu ab.
Eine außerordentliche fristlose Kündigung ist nur mög-
lich, soweit ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger 
Grund wäre zum Beispiel gegeben, wenn aufgrund von 
Anordnungen Dritter oder fehlender Lizenzen am Ver-
trag nicht weiter festgehalten werden kann. Eine Kün-
digung hat schriftlich zu erfolgen. 
Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung wer-
den die bis dahin entstandenen Kosten und erbrach-
ten Leistungen des Auftragnehmers durch den Auftrag-
geber erstattet. Weiter hat der Auftraggeber eventuelle 
Kosten für die Übernahme bzw. Exporte der Daten oder 
sonstige Leistungen bei einer Kündigung zu tragen.  

§ 10
Behinderung, Einschränkung und  

Unterbrechung der Leistung

Soweit der Auftragnehmer die vereinbarten Leistungen 
infolge Arbeitskampf, höherer Gewalt, oder anderer 
vergleichbarer Umstände nicht, oder nicht vollständig 
erbringen kann, treten für den Auftragnehmer keine 
nachteiligen Rechtsfolgen ein.
Sieht sich der Auftragnehmer in den übernommenen 
Leistungen behindert, so zeigt er dies dem Auftraggeber 
unverzüglich schriftlich an.

§ 11
Leistungserbringung durch Dritte

Der Auftragnehmer ist berechtigt, die sich aus dem 
Vertrag ergebenden Arbeitsaufträge durch Dritte erledi-
gen zu lassen. Dieses bedarf einer Genehmigung durch 
den Auftraggeber. Ausgenommen davon ist die Beauf-
tragung der P&I AG durch den Auftragnehmer (siehe 
auch Anlage 4, Vertrag zur Auftragsverarbeitung).

§ 12
Datenschutz

Es gelten die Vorschriften der EU-Datenschutzgrund-
verordnung und die für den Datenschutz gültigen Be-
stimmungen des Landes Nordrhein-Westfalen. Für die 
Leistungen aus diesem Vertrag wird zwischen Auftrag-
geber und Auftragnehmer eine Vereinbarung zur Auf-
tragsverarbeitung (Anlage 3) geschlossen.

§ 13
Gewährleistung und Haftung/Nutzungsrecht

Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vor-
satz oder grober Fahrlässigkeit.  

§ 14
Vereinbarung zur gütlichen Einigung

Die Vertragsparteien einigen sich darauf, bei Meinungs-
verschiedenheiten eine gütliche Einigung anzustreben. 
Können Meinungsverschiedenheiten nicht erfolgreich 
ausgeräumt werden, hat eine Schlichtung gemäß § 30 
GkG NRW durch die Bezirksregierung als Aufsichtsbe-
hörde zu erfolgen. 
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§ 15
Nachvertragliche Leistungen

Bei Beendigung des Vertragsverhältnisses - gleich aus 
welchem Grund - hat der Auftragnehmer dem Auftrag-
geber seinen aktuellen Datenbestand auf einem geeig-
neten maschinenlesbaren Datenträger herauszugeben. 
Das Datenformat ist in der Regel csv oder ein zum Zeit-
punkt der Übergabe marktübliches Nachfolgeformat, 
z.B. xml oder ein Datenbank Dump.
Der Auftragnehmer verpflichtet sich in Zusammenar-
beit mit der P&I AG, die Übergabe ordnungsgemäß ab-
zuwickeln und den Auftraggeber gegebenenfalls auch 
bei der maschinellen Überleitung der Personalabrech-
nung auf einen neuen Dienstleister im zumutbaren 
Rahmen zu unterstützen. 
Der Auftragnehmer verpflichtet sich ferner, die Daten 
des Auftraggebers fachgerecht zu löschen. 
Die Kosten für Aufwände, die im Rahmen der nachver-
traglichen Leistungen bei dem Auftragnehmer anfallen 
trägt der Auftraggeber.

§ 16
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder 
werden, so werden die Bestimmungen in ihrem übrigen 
Inhalt davon nicht berührt. Die unwirksame Bestim-
mung wird durch eine solche Bestimmung ersetzt, die 
dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung 
in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nächsten 
kommt. Gleiches gilt für etwaige Vereinbarungslücken.
Bochum, den 20.05.2022	 Gevelsberg, den 27.06.2022
gez. Kopietz 	 gez. i.V.  Saßenscheidt
Stadt Bochum	 Stadt Gevelsberg 
Der Stadtdirektor		

Anlage 1 –	Leistungsbeschreibung CCPW
Anlage 2 –	Ansprechpartner 
Anlage 3 –	Vertrag zur Auftragsverarbeitung 
Anlage 4 –	Leistungsübersicht P&I LogaAll-in P&I Stan- 
	 dardsoftware

Anlage 1	  

Leistungsbeschreibung CCPW

- Stand vom 08.11.2021 -

1.	Leistungsumfang des kommunalen Competence-
Centers Personalwirtschaft (CCPW)

	 Das CCPW stellt dem Auftraggeber das Softwarepa-
ket P&I Loga im Rahmen von LogaAll-in auf der Ba-
sis einer betriebsbereiten, konfigurierten IT-Lösung 
„Personalwirtschaft“ zur Nutzung zur Verfügung. 
P&I LogaAll-in ist die Bereitstellung der jeweils aktu-
ellen Softwareprodukte der P&I AG („P&I Software“) 
auf von P&I konfigurierten Servern zur Nutzung im 
Rechenzentrum der P&I.

	 Der fachliche Umfang der Leistungen des CCPW im 
Zusammenhang mit der Nutzung von P&I Loga be-
zieht sich zunächst auf die bisher durch den Auf-
tragnehmer genutzten Loga-Module, soweit darüber 
eine vertragliche Vereinbarung bis zum 31.12.2021 
besteht. Perspektivisch werden in Zusammenarbeit 
mit dem Auftraggeber weitere Module aus dem Li-
zenzumfang von LogaAll-in (siehe Anlage 5) im Rah-

men von Einführungsprojekten zum Einsatz ge-
bracht.  

	 Herstellerseitig nicht mehr zur Verfügung stehende 
Module wie HCM (Wartungsende 31.12.21) oder P&I 
Seminarverwaltung werden zeitnah durch die Nach-
folgeprodukte des Herstellers Loga3 bzw. Seminar3 
abgelöst. 

	 Aus organisatorischer Sicht werden folgende Leis-
tungen wahrgenommen:

	 •	 Basisaufgaben 
	 •	 Fachliches Applikationsmanagement/Produktbe- 

	 treuung
	 •	 Produktionsdurchführung als laufende Aufgabe
	 •	 Anwenderbetreuung
	 •	 Einführungsunterstützung
1.1	Basisaufgaben

	 Die Aufrechterhaltung der Betriebsbereitschaft er-
fordert ein regelmäßiges Monitoring der eingesetzten 
Systemkomponenten. Der Auftragnehmer erbringt 
folgende Leistungen:

- 	 Bereitstellung des Zugangs für den Auftraggeber zur 
Nutzung der Software P&I Loga (in einem Produktiv-
system und einem Testsystem)

- 	 Definition von Rollenprofilen für Mitarbeitende (HR-
Arbeitsplätze) der einzelnen Kooperationspartner/
Mandanten sowie des Aufragnehmers

- 	 Überwachung der Verfügarkeit der für die Nutzung 
erforderlichen Komponenten, sofern sie nicht im 
Einflussbereich des Auftraggebers liegen (i.S. von 
Hard- und Software und Infrastruktur des Auftrag-
gebers)

- 	 Überwachung der vertragsgemäßen Wahrnehmung 
der Leistungen der P&I AG im Rahmen des Hosting 
der LogaAll-in Appliances

- 	 Bereithalten eines Ticketsystems (zur Zeit unter 
OTRS) zur gegenseitigen Kommunikation per E-Mail

- 	 Einrichtung einer telefonischen Hotline zur durch-
gängigen Erreichbarkeit innerhalb der Servicezeiten

- 	 Recherche und Koordinierung von Maßnahmen 
beim Feststellen von Störungen, Mitwirkung bei der 
Beseitigung der Störungsursache

- 	 Annahme von Störungsmeldungen durch den Auf-
traggeber und Mitwirkung bei der Beseitigung der 
Störungsursache

- 	 Annahme von Anfragen (Information, Aufträge, so-
wie Störungsmeldungen) des Auftraggebers und Mit-
wirkung bei der Beseitigung der Störungsursache 

- 	 generelle Information des Auftraggebers (Störungen, 
geplante Ausfälle, Abweichungen von der vereinbar-
ten Erreichbarkeit, u.ä.)

- 	 Anregungen an den Hersteller zur Weiterentwick-
lung der Software 

- 	 Bündelung und Vertretung der Interessen der Nut-
zer gegenüber dem Hersteller / Lieferanten

- 	 Kommunikation mit dem Hersteller in allen Belan-
gen

1.2	Fachliches Applikationsmanagement/Produkt-
betreuung

	 Die Marktlösung P&I Loga ist üblicherweise erst 
nach umfangreichen Anpassungsarbeiten zur Nut-
zung durch den Auftraggeber einsatzbereit. Zu den 
grundlegenden bzw. vorbereitenden Aufgaben des 
Auftragnehmers gehören die Anpassung kundenin-
dividueller Parameter und Konfigurationen an die 
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Funktionen der Software P&I Loga. Für im Einsatz 
befindliche Module erfolgen diese aufgrund von An-
passungen/Erweiterungen der Software P&I Loga 
durch den Hersteller (im Rahmen von Updates wie 
Releases, Patches, Hotfixes) oder als Anpassung auf-
grund gesetzlicher, tariflicher oder betrieblicher Än-
derungen. Grundlegende Anpassungen/Parame-
trisierungen sind ebenfalls Voraussetzung für die 
erstmalige Bereitstellung weiterer Module oder zu-
sätzlicher Funktionalitäten.

	 Die Gesamtplattform wird so gehalten, dass sie von 
allen Kunden genutzt werden kann (CCPW-Stan-
dard). Individuelle Anpassungsmöglichkeiten an die 
lokalen Wünsche und Bedarfe der Kooperationspart-
ner sind nur in zwingenden Fällen möglich.

	 Der Auftragnehmer erbringt folgende Leistungen im 
Rahmen des fachlichen Applikationsmanagements/
Anwendungsbetreuung:

- 	 Prüfung der Softwareupdates des Herstellers auf re-
levante Erweiterung oder Änderungen für den Auf-
traggeber und Auftragnehmer

- 	 Entwicklung eines CCPW-Standards zur Personal-
wirtschaft

- 	 Entwicklung einer operativen und generell nutzba-
ren Version der Software als Modell für alle Nutzer/
Kooperationspartner/Mandanten

- 	 Bereitstellen der kundenspezifischen Module der 
Software P&I Loga

- 	 bei Updates:
 	 a)	fachliche und technische Tests bei Updates
 	 b)	Schaffung von Testmöglichkeiten für den Auf- 

	 traggeber
 	 c)	Maßnahmen zur Verfahrensfreigabe nach § 104 

	 Abs. 1 Nr. 3 GO NRW
 	 d)	Freigabe aktualisierter Softwareversionen für 

	 den Produktivbetrieb und Koordinierung und 
	 Veranlassung der Übernahme von der Test Ap- 
	 pliance auf die produktive Appliance

-	 Pflege der Tarif-, Lohnarten und Krankenkassenta-
bellen:

	 a)	Standard-Lohnartenrahmen und Kontierung zur 
	 Finanzbuchhaltung

	 b)	Standardtarife (ausgenommen Haustarife)
	 c)	Unfallversicherung
	 d)	Sonderzahlungen
- 	 Umsetzen von Krankenkassenfusionen
- 	 Dokumentation der relevanten Anpassungen
- 	 Fehlermanagement 
1.3	Produktionsdurchführung als laufende Aufgabe

	 Der Auftragnehmer stellt den weitgehend automati-
sierten, sicheren Ablauf der Batchverarbeitung und 
der Nach- und Folgearbeiten zur Personalwirtschaft 
sicher. Grundlage ist die „Intelligente Produktion“, 
eine P&I Software, die ausschließlich in Verbindung 
mit P&I LogaAll-In Servern genutzt werden kann. Sie 
besteht aus mehreren einzelnen „intelligenten Pro-
dukten“, die in sich gekapselte, ablauffähige Pro-
gramme sind. Sie sind in der Hinsicht intelligent als 
dass diese Programme automatische Kontroll- und 
Prüfroutinen durchführen und zu einer Minderung 
des Risikos einer fehlerhaften Monatsproduktion 
beitragen. Ergebnisse von Simulationen vor einem 
Produktionstermin sowie eventuell auftretende Risi-
ken werden erkannt. Dem zuständigen Sachbearbei-

ter werden abrechnungsrelevante Fehler über das 
digitale Assistenzsystem personenbezogen zur Ver-
fügung gestellt, sodass direkt von dort eine zielge-
richtete Bearbeitung erfolgen kann.

	 Der Auftragnehmer erbringt konkret folgende Leis-
tungen:

- 	 Einrichtung der „Intelligenten Produktion“ zur Steu-
erung der abrechnungsrelevanten und sonstigen 
Batchprozesse für den Auftraggeber

- 	 Abstimmung und Harmonisierung der Terminpla-
nung zur Durchführung der laufenden Produktions-
arbeiten 

- 	 Gesamtübersicht und Kontrolle (Monitoring) der 
Lauffähigkeit der Dienste, der geplanten Dauer und 
der inhaltlichen Korrektheit der Produktion/Simula-
tion 

- 	 Produktion von abrechnungsrelevanten Listen und 
Dateien und digitale Bereitstellung, Versandvorbe-
reitung:

	 a)	Bereitstellung der Beitragsnachweise, Übergabe 
	 der Daten an die Annahmestellen der Kranken- 
	 kassen

	 b)	Buchungsliste, Erstellung der Datei für die  
	 Finanzbuchhaltung

	 c)	Zahlungsverkehr
	 d)	Lohnsteueranmeldung
	 e)	DEÜV-Abrechnung, DEÜV-Entgeltbeschein- 

	 igungen
	 f)	 Lohnsteuerbescheinigungen
	 g)	Lohnkonto
	 h)	UV-Meldeverfahren
- 	 Steuerung der Produktion und der (Output-)Verwal-

tung
- 	 Erstellung von regelmäßigen Auswertungen 
- 	 Datentransfer zu Banken und Zusatzversorgungs-

trägern
- 	 Erstellung von amtlichen Statistiken, Zahlstellen-

verfahren, DEÜV, ELSTER, ELStAM, ZfA, EEL
1.4	Anwenderbetreuung

	 Der Auftragnehmer unterstützt den Auftraggeber bei 
der Nutzung von P&I Loga. Konkrete Leistungen des 
Auftragnehmers:

- 	 Durchführung von Schulungen zur Unterweisung 
des Auftraggebers in der Nutzung von P&I Loga

- 	 Information über Änderungen hinsichtlich der An-
wendung über regelmäßige Newsletter per E-Mail 

- 	 Organisation und Durchführung von Workshops, 
Facharbeitskreisen und Informationsveranstaltun-
gen

- 	 Support (siehe Pkt. 3.)
- 	 Fachlicher Austausch mit dem Auftraggeber in Fra-

gen des Tarif- und Sozialversicherungsrechts in Be-
amten- Angestellten- und Arbeiterangelegenheiten 
im Zusammenhang mit der Nutzung der entspre-
chenden P&I Loga-Module 

1.5	Einführungsunterstützung/Weiterentwicklung

Der Auftragnehmer ist bestrebt, das Nutzungsspek-
trum von LogaAll-in für den Auftraggeber durch den 
Einsatz weiterer Module aus Lizenzumfang von Log-
aAll-in zu erweitern. Die Einführung weiterer Module 
für den Auftraggeber erfolgt im Rahmen von Einfüh-
rungsprojekten. Umfang und Reihenfolge richten sich 
nach den personellen Kapazitäten des CCPW und müs-
sen bei konkurrierenden Einführungsprojekten ggf. 
nacheinander erfolgen. 
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	 Dabei können Dienstleistungen der P&I AG in An-
spruch genommen werden. Die Ausprägung der Kon-
figuration neuer Module erfolgt als CCPW-Standard 
um direkt allen interessierten Anwendern verfügbar 
gemacht werden zu können. Kundenindividuelle Be-
sonderheiten oder Erweiterungen des Standards er-
folgen in Abstimmung mit dem Auftragnehmer un-
ter Bewertung des damit verbundenen zusätzlichen 
Aufwands für das Gesamtsystem.

1.6	Migration der Daten 

	 Im Rahmen des Migrationsprojektes werden durch 
den Auftragnehmer die technischen und organisa-
torischen Voraussetzungen geschaffen, um dem 
Auftraggeber die Nutzung von LogaWeb unter P&I 
LogaAll-in in gewohnter Weise zu ermöglichen. Ge-
genstand des Migrationsprojektes ist die Portierung 
der gesamten bestehenden LOGA-Datenbank (Orac-
le-Datenbank), in der sich der Datenbestand des 
Auftraggebers befindet, in eine postgreSQL-Daten-
bank auf dem P&I LogaAll-in Server. 

	 Die Vollständigkeit der Datenübernahme wird an-
hand eines Abgleiches der Anzahl der Datensätze in 
den Tabellen der Datenbanken in beiden Systemen 
(row count) überprüft und nachgewiesen. Der Nach-
weis der Funktionsfähigkeit nach der Datenüber-
nahme wird anhand der Abrechnung von Abrech-
nungskreisen des Auftraggebers und dem Vergleich 
der Abrechnungsergebnisse bei identischem Daten-
stand in beiden Datenbanksystemen erbracht.

2.	 Systemverfügbarkeit

	 Die P&I AG schuldet dem Auftragnehmer die tech-
nische Verfügbarkeit der P&I LogaAll-In Server wäh-
rend der Betriebszeit. Dem Auftraggeber steht wäh-
rend dieser Betriebszeit die Software P&I Loga in 
dem jeweils vertraglich vereinbarten Umfang zur 
Nutzung zur Verfügung. 

	 Für die Verfügbarkeit zur Nutzung der als Produktiv-
system genutzten P&I LogaAll-In Server werden fol-
gende Zeiten gewährleistet:

	 *	 Wartungsarbeiten während der Betriebszeiten sind mindestens 
	 72 Stunden vor Durchführung anzuzeigen.

	 **	 Die Zeiten gelten für die Wochentage Montag bis Freitag, mit 
	 Ausnahme bundeseinheitlicher Feiertage

	 Der Auftragnehmer schuldet dem Auftraggeber wäh-
rend der Betriebszeit eine Verfügbarkeit des Pro-
duktivsystems von mindestens 99,5 % im Kalender-

monat. Die „Verfügbarkeit“ ist dann gegeben, wenn 
die Systeme ohne betriebsverhindernde Störungen 
durch den Auftraggeber nutzbar sind. Alle Zeitanga-
ben als Angaben verstehen sich nach mitteleuropäi-
scher Zeit (MEZ) bzw. Sommerzeit (MESZ). Zeiten der 
geplanten und mit dem Auftraggeber abgestimmten 
und durch diesen freigegebenen Nichtverfügbarkeit 
mindern die Verfügbarkeit nicht.

	 Auf die Nutzung in den geplanten Betriebszeiten be-
steht kein Rechtsanspruch. Kommt es bei einer Nut-
zung in Zeiten der geplanten Betriebszeiten zu einer 
Leistungsreduzierung oder -einstellung, so besteht 
für den Kunden insbesondere kein Anspruch auf 
Gewährleistung oder Schadenersatz.

3.	 Support

3.1	Störungsmeldungen

	 Der Auftraggeber richtet Meldungen über Störun-
gen an den Auftragnehmer. Für Störungsmeldungen 
werden folgende Alternativen angeboten:

	 a)	per E-Mail (PRÄFERIERT) unter Angabe
			  ·	 der Mängelbeschreibung
			  ·	 der Einstufung des Mangels gemäß Punkt 3.3 

		  (Mängelbehebung)
			  ·	 ggf. Ein- und Ausgabedateien
			  ·	 ggf. konkreter Problemfall
				   an ccpw….@bochum.de (siehe Anlage „An- 

		  sprechpartner“)
	 b)	Der Auftragnehmer gewährt einen Hotline-Ser- 

	 vice unter der Rufnummer 0234 / 910-3099 
	 während der Servicezeit.

	 Für die Erreichbarkeit der telefonischen Hotline 
werden folgende Zeiten gewährleistet:

	 ** 	ausgenommen Feiertage NRW, Rosenmontag und Tage  
	 zwischen Weihnachten und Neujahr

	 c)	Schriftlich, entsprechend dem allgemeinen Mus- 
	 ter 1 zu EVB-IT Pflege S. Die Störungsmitteilung 
	 geht an: 

	 Amt für Personalmanagement, Informationstech-
nologie und Organisation

	 Competence-Center Personalwirtschaft
	 Hans-Böckler-Straße 19
	 44777 Bochum
	 (Fax. 0234 / 910-791319)
3.2	Reaktions-und Servicezeiten

	 Innerhalb der Servicezeiten wird ein gemeldeter Man-
gel sofort aufgenommen, registriert und an das War-
tungsteam bzw. den Software-Hersteller weitergelei-
tet. Spätestens bis zum Ende des auf die Meldung 
folgenden Werktages hat der Auftragnehmer ein Er-
gebnis der Vorprüfung als Zwischenstand, eine Pri-
orisierung sowie die terminliche Abschätzung der 
Mängelbehebung dem Absender der Mängelmeldung 
mitzuteilen.

Leistung Zeiten**	 Bemerkung

Onlinezeit 06.00 Uhr 
bis  
23.00 Uhr	

In der Regel sind die 
P&I Systeme durch-
gehend verfügbar (24 
Stunden), mit Ausnah-
me der regelmäßigen 
Wartungsfenster

Betriebszeit 06.00 Uhr 
bis  
20.00 Uhr, 
ausgenom-
men  
4. Freitag 
eines  
Monats ab 
15.00 Uhr

Zeiten, in denen in der 
Regel keine Wartungs-
arbeiten vorgenommen 
werden*

Leistung Zeiten**	 Bemerkung

Servicezeit montags bis 
donnerstags 
08:00 bis 
16:00 Uhr u. 
freitags 8:00 
und 14:00 
Uhr

Telefonische  
Erreichbarkeit des 
Auftragnehmers  
unter der Hotline 
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3.3	Mängelbehebung

(1)	Der Auftragnehmer sorgt für die Beseitigung der 
mitgeteilten Mängel der Module und die Mängel der 
dazu erstellten Dokumentation oder die Beseitigung 
der Störungen beim Betrieb der Module nach Maß-
gabe dieser Vereinbarung, ggf. durch einen Auftrag 
an den Software-Lieferanten.

(2)	Maßstab für die geschuldete Beschaffenheit sowie 
das Vorliegen von Mängeln an den Modulen sind die 
jeweils zum Release gehörende Dokumentation so-
wie die einschlägigen gesetzlichen Vorschriften in 
der zum Zeitpunkt der Erstellung gültigen Fassung.

(3)	Die vom Auftraggeber gemeldeten Mängel werden 
bei Abgabe der Mängelmeldung von diesem als ent-
weder schwerwiegende oder nicht schwerwiegende 
Mängel eingestuft. Ein Mangel ist schwerwiegend, 
wenn er zu Produktions- / Systemstillständen, zu 
inkonsistenten Daten oder zu erheblichen Image-
schäden des Auftraggebers führt bzw. führen kann. 
Alle übrigen Mängel sind nicht schwerwiegend. 

(4)	Schwerwiegende Mängel im Sinne des vorstehenden 
Abs. 3 sind dem Auftragnehmer unter Hinweis auf 
die den schwerwiegenden Mangel begründenden 
Umstände zu melden und auf Verlangen dem Auf-
tragnehmer unter Beifügung entsprechender Unter-
lagen zu belegen.

(5)	Für die Beseitigung von Mängeln gilt Folgendes:

	 Hat der Auftraggeber einen Mangel als schwerwie-
gend im Sinne des Abs. 3 eingestuft, erhält er nach 
Meldung des Mangels spätestens bis zum Ende des 
auf die Meldung des Mangels folgenden Werktages 
eine Rückmeldung, ob diese Einstufung auch vom 
Auftragnehmer bestätigt oder abgelehnt wird.

     a)	 Sofern der Auftragnehmer die Einordnung als 
schwerwiegender Mangel ablehnt, wird die Ent-
scheidung über die Eingruppierung des Mangels 
an die DV-Leitung (Servicegeber) bzw. Fachbe-
reichsleitung (Servicenehmer) weitergeleitet (Es-
kalationsprinzip). Diese treffen hierüber eine 
abschließende, den Auftraggeber und Auftrag-
nehmer bindende Entscheidung bis spätestens 
12:00 Uhr mittags des auf die Ablehnung folgen-
den Werktags. 

     b)	 Im Falle einer Bestätigung erfolgt als Ergebnis 
einer Vorprüfung in Form eines Zwischenstan-
des eine Priorisierung des gemeldeten Mangels.

	 Bei Mängeln innerhalb einer nicht vom CCPW 
erstellten Software erfolgt die unmittelbare Feh-
lermeldung an den Software-Hersteller mit dem 
Hinweis auf einen schwerwiegenden Mangel und 
der Forderung, diesen Mangel schnellstmöglich 
zu beseitigen. Der Mangel wird zusätzlich über 
das Supportsystem der P&I AG (Feedback-Sys-
tem) weitergeleitet

	 Bei Mängeln, welche aufgrund eigener Leistun-
gen des CCPW verursacht wurden, erfolgt die 
terminliche Abschätzung der Behebung des ge-
meldeten Mangels. Mit der Bestätigung nimmt 
der Auftragnehmer unverzüglich die Fehlerana-
lyse und -beseitigung auf.

(6)	Nicht schwerwiegende Mängel innerhalb einer nicht 
vom CCPW erstellten Software werden an den Soft-
ware-Hersteller über das Supportsystem der P&I AG 

(Feedback-System) weitergeleitet. Die Priorisierung 
deren Beseitigung nimmt grundsätzlich der Soft-
ware-Hersteller gemäß den mit dem Auftragnehmer 
vereinbarten Störungskategorien/SLA vor. Der Auf-
tragnehmer verfolgt die Fehlerbehebung durch den 
Hersteller und bemüht sich im Rahmen seiner Mög-
lichkeiten, Einfluss auf die Priorisierung beim Her-
steller zu nehmen. 

(7)	Sofern sich während der Analyse der Meldung 
oder bei Behebung der gemeldeten Mängel her-
ausstellt, dass es sich nicht um einen Mangel der 
Software handelt, so hat der Auftragnehmer das 
Recht, bei nicht vom Auftragnehmer selbst erstell-
ter Software die vom Software-Hersteller deswegen 
in Rechnung gestellten Kosten an den Auftraggeber 
weiter¬zuleiten und bei vom Auftraggeber selbst er-
stellter Software die weitere Analyse und Behebung 
des Mangels abzulehnen oder von der Zahlung ei-
nes gesonderten Entgelts abhängig zu machen. Hat 
der Auftraggeber infolge von Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit nicht erkannt, dass es sich bei dem 
gemeldeten Mangel um keinen Mangel der Software 
handelt oder ist der Mangel durch eigene Änderun-
gen der Software durch den Auftraggeber hervorge-
rufen worden, hat er dem Auftragnehmer alle hier-
durch entstehenden Aufwendungen zu ersetzen. 

(8)	Eine Verpflichtung zur Mängelbehebung durch den 
Auftragnehmer bzw. zur Weitergabe des gemeldeten 
Mangels an den Software-Hersteller besteht nicht 
für solche Mängel,

	 -	 die spezifische Schnittstellen des Auftraggebers 
	 betreffen,

	 -	 die auf einer eigenmächtigen Änderung der Soft- 
	 ware seitens des Auftraggebers bzw. auf einer 
	 unsachgemäßen Behandlung seitens des Auf- 
	 traggebers beruhen,

	 -	 die auf Einwirkungen Dritter, höherer Gewalt, 
	 Umweltbedingungen am Einsatzort der Soft- 
	 ware, Fehlern in der Stromversorgung, auf feh- 
	 lerhafter Hardware oder auf sonstigen Einwir- 
	 kungen auf die Software beruhen, 

	 und die vom Auftragnehmer nicht zu vertreten sind.
3.4	Hilfe bei der Softwarenutzung

	 Bei Fragen, die im Zusammenhang mit der Nutzung 
der Software nicht durch die zur Verfügung gestell-
te Dokumentation ausreichend beantwortet werden 
können, unterstützt der Auftragnehmer fachkundi-
ge Anwender des Auftraggebers über die Hotline in 
Form der telefonischen Beratung. 

	 Sollten Anwenderschulungen erforderlich sein, so 
werden diese gesondert berechnet.

3.5	Erweitertes Angebotsportfolio

	 Zusätzlich zu den oben genannten Aufgaben kann 
das CCPW weitere Aktivitäten im Sinne einer Er-
gänzung oder Erweiterung der Standardaktivitäten 
oder zum Aufbau neuer Kompetenzen und Lösungen 
übernehmen. Solche Maßnahmen können im Auf-
trag der Nutzergemeinschaft, z. B. als Erweiterung 
der Standardlösung oder im Auftrag einzelner Nut-
zer z. B. für individuelle Sonder¬wünsche, durchge-
führt werden.

	 Alle diese Leistungen werden grundsätzlich in Pro-
jektform abgewickelt und besonders beauftragt.
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	 denkbare Leistungen:

	 •	 Bereitstellung von Beratungskompetenz in kom- 
	 plexen Fachfragen 

	 •	 Unterstützung bei Integrationsaufgaben 
	 •	 Datenkonvertierung aus und zu Drittanwendun- 

	 gen 
	 •	 Integrationskonzepte in weitere Anwendungen,  

	 wie z. B. im Rahmen des eGovernment, und lo- 
	 kale Benutzerverwaltungsstrukturen  

Anlage 2	  

Ansprechpartner

1.	Auftragnehmer

	 Ansprechpartner Auftragnehmer:

	 Name:	 Barbara Dietrich
	 Anschrift: 	 Stadt Bochum
		  Amt für Personalmanagement, 
		  Informationstechnologie und 
		  Organisation
 		  - 11 IT 23 -
 		  Hans-Böckler-Str. 19 
 		  44777 Bochum
	 Telefon: 	 0234 / 910 – 1319
	 Telefax: 	 0234 / 910 – 791319
	 E-Mail: 	 bdietrich@bochum.de
	 E-Mail zentral: 	ccpw@bochum.de
	 Vertreter:

	 Name:	 Rüdiger Prein
	 Anschrift: 	 siehe oben
	 Telefon: 	 0234 / 910 – 3971
	 Telefax: 	 0234 / 910 – 793971
	 E-Mail:	 rprein@bochum.de
	 Kaufm. Vertreter:

	 Name:	 Andrea Johnsen
	 Anschrift: 	 siehe oben
	 Telefon: 	 0234 / 910 – 1330
	 Telefax: 	 0234 / 910 – 791330
	 E-Mail:	 ajohnsen@bochum.de
Mailadressen bei fachlichen Problemen/Fragen 
(Zuordnung nach Zuständigkeit im Ticketsystem für 
den betroffenen Bereich innerhalb von LogaAll-in)
Betriebliches Eingliederungsmanagement: 
ccpwbem@bochum.de
Dienstliche Beurteilungen: ccpwdibe@bochum.de
Datenschutz / Benutzerberechtigungen: 
ccpwds@bochum.de 
Personalkostenhochrechnung: ccpwetat@bochum.de
HCM (personalportal) einschl. Workflows:  
ccpwhcm@bochum.de
Weitergehende Personendaten, einschl. Scout-Auswer-
tungen in diesem Bereich: ccpwhrms@bochum.de
Import von variablen Daten: ccpwimport@bochum.de
Bewerberverwaltung: ccpwbewerber@bochum.de
Leistungsorientierte Bezahlung: ccpwlob@bochum.de
Abrechnung einschl. Meldeverfahren und Scout-Aus-
wertungen in diesem Bereich: ccpwpayroll@bochum.de
Reisekostenabrechnung: ccpwresy@bochum.de
Schulungsanmeldung, Meldung von Bedarfen etc.: 
ccpwschulung@bochum.de
Auswertungsgenerator / Scout: ccpwscout@bochum.de
Seminarverwaltung: ccpwseminar@bochum.de
Stellenplan: ccpwstellenplan@bochum.de
Serienbrief: ccpwserienbrief@bochum.de

technische LOGA-Betreuung (Citrix etc.): 
ccpwtechnik@bochum.de
Urlaubanspruchsermittlung: ccpwuae@bochum.de
Zeitwirtschaft: ccpwzw@bochum.de
Orgmanager: ccpworgmanager@bochum.de
Rollenzuweisung HCM2-User im DSAdmin: 
pepouser@bochum.de
AK-Payroll: ccpwakpayroll@bochum.de
LogaWeb: ccpwlw@bochum.de
Generelle Mitteilungen oder Informationen: 
ccpwinfo@bochum.de

Ansprechpartner Auftraggeber

	 Name:	 Andreas Saßenscheidt
	 Anschrift:	 Stadt Gevelsberg
 		  Fachbereich Zentraler Service, 
		  Bürger- und Ordnungsdienste
 		  Rathausplatz 1
 		  58285 Gevelsberg
	 Telefon: 	 02332 / 771 - 116
	 Telefax: 	 02332 / 771 - 230
	 E-Mail:	 andreas.sassenscheidt@ 

	 stadtgevelsberg.de
	 Vertreter:

	 Name:	 Linda Baake
	 Anschrift:	 siehe oben	
	 Telefon: 	 02332 / 771 - 130
	 Telefax: 	 02332 / 771 - 230
	 E-Mail:	 linda.baake@stadtgevelsberg.de
	 E-Mail zentral:	personal@stadtgevelsberg.de
	 Kaufm. Vertreter:

	 Name:		
	 Anschrift	
	 Telefon: 
	 Telefax: 
	 E-Mail:	
	 Ansprechpartner für gerelle Störungsmeldungen/

Alarmierung 
	 Name:	 Stefanie Hüppop
	 Anschrift:	 siehe oben	
	 Telefon: 	 02332 / 771 - 135
	 Telefax:	 02332 / 771 - 896 
	 E-Mail:	 stefani.hueppop@stadtgevelsberg.de
	 Ansprechpartner für generelle Informationen zu 

LogaAll-in
	 (Weitergabe erfolgt innerhalb des Hauses durch den 

Auftraggeber)
	 Name:	 Stefanie Hüppop / Linda Baake
	 Anschrift:	 siehe oben	
	 Telefon: 	 siehe oben
	 Telefax: 	 siehe oben
	 E-Mail:	 personal@stadtgevelsberg.de
	 Ansprechpartner für die Mitwirkungspflichten 

(Weisungen an den Auftragnehmer und fachliche 
Auskünfte):

	 Name:	 Stefanie Hüppop / Linda Baake
	 Anschrift:	 siehe oben	
	 Telefon: 	 siehe oben
	 Telefax: 	 siehe oben
	 E-Mail:	 personal@stadtgevelsberg.de
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Anlage 3

Vertrag zur Auftragsverarbeitung
gemäß Art. 28 EU-DSGVO

Vereinbarung

zwischen
Stadt Gevelsberg
Rathausplatz 1

58285 Gevelsberg

- Verantwortlicher - 
nachstehend Auftraggeber genannt -

und der
Stadt Bochum

Willy-Brandt-Platz 2-6
44777 Bochum

- nachstehend Stadt Bochum genannt -
Hinweise
„Auftragsverarbeiter“ ist gem. Art. 4 Ziffer 8 EU-DSGVO eine natürliche 
oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, die 
personenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen verarbeitet.
Die einzelnen Festlegungen nach Art. 28 Abs. 3 EU-DSGVO sollten 
vollständig in die Vereinbarung übernommen und wie eine Checklis-
te abgearbeitet werden. Die für das konkrete Dienstleistungsverhältnis 
zutreffenden Alternativen sollten angekreuzt werden. Leerfelder sind 
ggf. entsprechend des konkreten Auftrags auszufüllen.

1.	 Gegenstand und Dauer des Auftrags

(1)	 Gegenstand

		Der Gegenstand des Auftrags ergibt sich aus der 
Leistungsvereinbarung/SLA

		  Vereinbarung über LogaAll-in  einschließlich Mig-
rationsprojekt zur Schaffung der technischen und 
organisatorischen Voraussetzungen für den Be-
trieb von Loga in der Version LogaAll-in 

		  mit Datum vom _______________
		  mit der Vertragsnummer CTR02509,
		  auf die hier verwiesen wird (im Folgenden „Leis-

tungsvereinbarung“) 
		Gegenstand des Auftrags zur Datenverarbeitung 

ist die Durchführung folgender Aufgaben durch 
die Stadt Bochum: Definition der Aufgaben

(2)	 Dauer

		Die Dauer dieses Auftrags (Laufzeit) entspricht 
der Laufzeit der Leistungsvereinbarung, das Mig-
rationsprojekt ist Voraussetzung für die Nutzung 
von LogaAll-in

		Der Auftrag wird zur einmaligen Ausführung er-
teilt 

		Die Dauer dieses Auftrags (Laufzeit) ist befristet 
bis zum Datum 

		Der Auftrag ist unbefristet erteilt und kann von 
beiden Parteien mit einer Frist von … zum ... ge-
kündigt werden.

	 Die Möglichkeit zur fristlosen Kündigung bleibt hier-
von unberührt.

2.	 Konkretisierung des Auftragsinhalts

(1)	 Art und Zweck der vorgesehenen Verarbeitung 
von Daten

	 	Art und Zweck der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten durch die Stadt Bochum für den Auf-
traggeber sind konkret beschrieben in der o. g. 
Leistungsvereinbarung.

	 	Nähere Beschreibung des Auftragsgegenstandes 
im Hinblick auf Art und Zweck der Aufgaben der 
Stadt Bochum: …

	 	Der Ort der Verarbeitung ist: …
	 	Die Erbringung der vertraglich vereinbarten Da-

tenverarbeitungsleistung findet ausschließlich 
in einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union 
oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum statt. Jede 
Verlagerung in ein Drittland bedarf der vorherigen 
schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers und 
darf nur erfolgen, wenn die besonderen Voraus-
setzungen der Art. 44 ff. EU-DSGVO erfüllt sind.

	 	Die Erbringung der vertraglich vereinbarten Da-
tenverarbeitungsleistung findet in einem Dritt-
staat statt, der weder Mitglied der Europäischen 
Union noch Vertragsstaat des Europäischen Wirt-
schaftsraum ist, nämlich in … statt. Das ange-
messene Schutzniveau Wählen Sie ein Element 
aus.

	 	 ist festgestellt durch einen Angemessenheits- 
	 beschluss der Kommission (Art. 45 Abs. 3 EU- 
	 -DSGVO);

	 	 wird hergestellt durch verbindliche interne Da- 
	 tenschutzvorschriften (Art. 46 Abs. 2 lit.  
	 b i.V.m. 47 EU-DSGVO);

	 	 wird hergestellt durch Standarddatenschutz- 
	 klauseln (Art. 46 Abs. 2 lit. c und d EU-DS- 
	 GVO);

	 	 wird hergestellt durch genehmigte Verhaltens- 
	 regeln (Art 46 Abs. 2 lit. e i.V.m. 40 EU-DS- 
	 GVO);

	 	 wird hergestellt durch einen genehmigten Zer- 
	 tifizierungsmechanismus (Art. 46 Abs. 2 lit.  
	 f i.V.m. 42 EU-DSGVO).

	 	 wird hergestellt durch sonstige Maßnahmen: 
	 … (Art. 46 Abs. 2 lit. a, Abs. 3 lit. a und b EU- 
	 DSGVO)

	 Jede Verlagerung in ein weiteres Drittland bedarf 
der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auf-
traggebers und darf nur erfolgen, wenn die beson-
deren Voraussetzungen der Art. 44 ff. EU-DSGVO 
erfüllt sind.

(2)	 Art der Daten

	 	Die Art der verwendeten personenbezogenen Da-
ten ist in der Leistungsvereinbarung konkret be-
schrieben unter: …

	 	Gegenstand der Verarbeitung personenbezogener 
Daten sind folgende Datenarten/-kategorien (Auf-
zählung/Beschreibung der Datenkategorien):

		  	 Personenstammdaten
		  	 Kommunikationsdaten (z. B. Telefon, E-Mail)
		  	 Vertragsstammdaten (Vertragsbeziehung, Pro- 

	 dukt- bzw. Vertragsinteresse)
		  	 Kundenhistorie
		  	 Vertragsabrechnungs- und Zahlungsdaten
		  	 Planungs- und Steuerungsdaten
		  	 Auskunftsangaben (von Dritten, z. B. Auskunf- 

	 teien oder aus öffentl. Verzeichnissen)
		  	 Personaldaten
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(3)	 Kategorien betroffener Personen

	 	Die Kategorien der durch die Verarbeitung betrof-
fenen Personen sind in der Leistungsvereinba-
rung konkret beschrieben unter: …

	 	Die Kategorien der durch die Verarbeitung betrof-
fenen Personen umfassen:

		 Kunden
	 	 Interessenten
	 	 Abonnenten
	 	 Beschäftigte
	 	 Lieferanten
	 	 Handelsvertreter
	 	 Ansprechpartner
	 	 Personalverantwortliche

(4)	 Schutzbedarfsfeststellung der Anwendung

	 (a)	Der Schutzbedarf für die Anwendung wird als
	 	 normal bis
	  	hoch (ergänzende Risikoanalyse auf gesonder- 

	 tem Blatt erforderlich)
	  	sehr hoch (ergänzende Risikoanalyse auf ge- 

	 sondertem Blatt erforderlich)
		  bewertet.
		  Begründung: Es werden teilweise Daten gem. Art. 

9 DSGVO verarbeitet.
	 (b)	Die Stadt Bochum hat während der gesamten 

Dauer der Auftragsverarbeitung die in der Anlage 
1 zu dieser Vereinbarung festgelegten technischen 
und organisatorischen Maßnahmen einzuhalten.

3.	 Weisungen des Auftraggebers

(1)	 Die Stadt Bochum
	  	darf die Daten, die im Auftrag verarbeitet wer-

den, nicht eigenmächtig, sondern nur nach do-
kumentierter Weisung des Auftraggebers verar-
beiten. Der Auftraggeber entscheidet allein über 
die Zwecke und Mittel der Verarbeitung der per-
sonenbezogenen Daten. Eine Verarbeitung für 
andere Zwecke, insbesondere für eigene Zwecke 
der Stadt Bochum oder ihres Unterauftragsver-
arbeiters, ist nicht zulässig. Weisungen werden 
nur vom Auftraggeber und von keinem Dritten er-
teilt, auch wenn die Datenverarbeitung im Inter-
esse oder Auftrag dieses Dritten erfolgt und/oder 
die Stadt Bochum Auftragsverarbeiter für diesen 
Dritten ist.

	  	wird die Daten, die sie im Auftrag verarbeitet, 
nicht eigenmächtig, sondern nur auf Weisung des 
… verarbeiten. Er entscheidet allein über Zwecke 
und Mittel der Verarbeitung der personenbezoge-
nen Daten. 

	 Dies gilt nicht, wenn die Stadt Bochum nach dem 
Recht der EU oder des Mitgliedsstaats der EU, des-
sen Recht für ihn gilt, zu einer Datenverarbeitung 
verpflichtet ist. Liegt ein solcher Fall einer von Wei-
sungen unabhängigen und/oder ihnen widerspre-
chenden Verarbeitung personenbezogener Daten 
vor, teilt die Stadt Bochum dem Auftraggeber diese 
rechtlichen Anforderungen vor der Verarbeitung mit, 
es sei denn, eine solche Mitteilung ist ebenfalls ver-
boten.

(2)		 Mündliche Weisungen des Auftraggebers bestätigt 
dieser unverzüglich textlich (mind. per E-Mail).

(3)		 Die Stadt Bochum hat den Auftraggeber unver-
züglich unter Angaben von Gründen zu informie-
ren, wenn sie der Meinung ist, eine Weisung ver-
stoße gegen Datenschutzvorschriften. Die Stadt 
Bochum ist berechtigt, die Durchführung der ent-
sprechenden Weisung solange auszusetzen, bis 
sie durch den Auftraggeber bestätigt oder geän-
dert wird.

(4)		 Soweit vom Leistungsumfang umfasst, sind 
Löschkonzept, Recht auf Vergessen werden, Be-
richtigung, Datenportabilität und Auskunft nach 
dokumentierter Weisung des Auftraggebers im 
Namen der Stadt Bochum unmittelbar durch den 
Unterauftragsverarbeiter sicherzustellen.

(5)		 Weisungsberechtigte Personen des Auftraggebers 
sind

		  -	 Saßenscheidt, Andreas, Fachbereichsleiter des 
	 FB 1 – Zentraler Service, Bürger- und Ord- 
	 nungsangelegenheiten, Kämmerer

		  -	 Baake, Linda, Abteilung Organisation und Per- 
	 sonal, Leiterin der Personalabteilung

			   Weisungsempfänger bei der Stadt Bochum 
	 sind 

		  -	 Dietrich, Barbara, Amt für Personalmanage- 
	 ment, Informationstechnologie und Organisa- 
	 tion, Sachgebietsleitung     

		  -	 Prein, Rüdiger, Amt für Personalmanagement, 
	 Informationstechnologie und Organisation 
	 stellvertretende Sachgebietsleitung und Mitar- 
	 beitender im CCPW          

(6)		 Der Auftraggeber kann jede weisungsbe-
rechtigte Person, die Stadt Bochum jede(n) 
Weisungsempfänger(in) jederzeit abberufen oder 
neuberufen. Ab- bzw. Neuberufungen sind gegen-
über dem Vertragspartner nur wirksam, wenn sie 
ihm in Textform mitgeteilt werden. Weisungen, 
die vor Zugang dieser Mitteilung vom oder ge-
genüber dem abberufenen Weisungsberechtigten 
bzw. dem neu berufenen Weisungsempfänger er-
teilt wurden, sind wirksam.

4.		  Technisch-organisatorische Maßnahmen

(1)		 Die Stadt Bochum hat die Umsetzung der im Vor-
feld der Auftragsvergabe mit dem Auftraggeber 
vereinbarten erforderlichen technischen und or-
ganisatorischen Maßnahmen vor Beginn der Ver-
arbeitung insbesondere hinsichtlich der konkre-
ten Auftragsdurchführung zu dokumentieren und 
dem Auftraggeber zur Prüfung zu übergeben. Die 
umzusetzenden technischen und organisatori-
schen Maßnahmen sind in der Anlage 1 zu die-
sem Vertrag dargestellt. Soweit die Prüfung / ein 
Audit des Auftraggebers einen Anpassungsbedarf 
ergibt, ist dieser einvernehmlich umzusetzen und 
zu dokumentieren.

(2)		 Die Stadt Bochum hat die Sicherheit gem. Art. 28 
Abs. 3 lit. c, 32 EU-DSGVO insbesondere in Ver-
bindung mit Art. 5 Abs. 1, Abs. 2 EU-DSGVO her-
zustellen. Insgesamt handelt es sich bei den zu 
treffenden Maßnahmen um Maßnahmen der Da-
tensicherheit und zur Gewährleistung eines dem 
Risiko angemessenen Schutzniveaus hinsicht-
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lich der Vertraulichkeit, der Integrität, der Ver-
fügbarkeit sowie der Belastbarkeit der Systeme. 
Dabei sind der Stand der Technik, die Implemen-
tierungskosten und die Art, der Umfang und die 
Zwecke der Verarbeitung sowie die unterschiedli-
che Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere des 
Risikos für die Rechte und Freiheiten natürlicher 
Personen im Sinne von Art. 32 Abs. 1 EU-DSGVO 
zu berücksichtigen. Das erforderliche Schutzni-
veau ergibt sich aus Nr. 2 (4). Ist dort nichts gere-
gelt, ist es gesondert festzulegen.

(3)		 Die technischen und organisatorischen Maßnah-
men unterliegen dem technischen Fortschritt und 
der Weiterentwicklung. Insoweit ist es der Stadt 
Bochum gestattet, alternative adäquate Maßnah-
men umzusetzen. Dabei darf das Sicherheitsni-
veau der festgelegten Maßnahmen nicht unter-
schritten werden. Wesentliche Änderungen sind 
zu dokumentieren. Darüber hinaus beobachtet 
die Stadt Bochum die technische Entwicklung 
und schlägt ggf. notwendige Anpassungen der 
technisch-organisatorischen Maßnahmen vor.

5.		  Qualitätssicherung und sonstige Pflichten der 
Stadt Bochum

		  Die Stadt Bochum hat zusätzlich zu der Einhal-
tung der Regelungen dieses Auftrags gesetzliche 
Pflichten gemäß Art. 28 bis 33 EU-DSGVO; inso-
fern gewährleistet sie insbesondere die Einhal-
tung folgender Vorgaben:

(1)		 Der Datenschutz wird durch die/den jeweils be-
stellten Datenschutzbeauftragte/n der Stadt Bo-
chum in Zusammenarbeit mit dem Verantwort-
lichen der Stadt Bochum wahrgenommen. Die/
der Datenschutzbeauftragte kann unter daten-
schutz@bochum.de kontaktiert werden. Die/der 
jeweils aktuelle Datenschutzbeauftragte kann der 
Website der Stadt Bochum entnommen werden.

(2)		 Die Stadt Bochum verpflichtet sich, die ihm im 
Rahmen des Auftragsverhältnisses zur Verfügung 
gestellten oder erarbeiteten Unterlagen und Daten 
sowie ihr sonst bekannt gewordene Informationen 
vertraulich zu behandeln und nur im Rahmen der 
Tätigkeit für dieses Vertragsverhältnis zu nutzen. 
Diese Verpflichtung gilt auch nach Ende des Ver-
tragsverhältnisses auf unbegrenzte Zeit fort. Die 
Stadt Bochum setzt bei der Durchführung der Ar-
beiten nur Beschäftigte ein, die auf die Vertrau-
lichkeit verpflichtet und zuvor mit den für sie rele-
vanten Bestimmungen zum Datenschutz vertraut 
gemacht wurden. Die Stadt Bochum belehrt die 
bei der Durchführung der Arbeiten eingesetzten 
Personen insbesondere darüber, dass sie Daten 
nur auf Weisung des Auftraggebers verarbeiten 
dürfen, wenn sie gesetzlich nicht zu einer ande-
ren Verarbeitung verpflichtet sind. Sie überwacht 
durch regelmäßige Kontrollen, dass sie diese Ver-
pflichtung einhalten. Sie unterrichtet sie regelmä-
ßig über ihre datenschutzrechtlichen Verpflich-
tungen und deren Wirksamkeit.

(3)		 Die Stadt Bochum verantwortet alle für diesen 
Auftrag erforderlichen technischen und organisa-
torischen Maßnahmen gemäß Art. 28 Abs. 3 S. 2 
lit. c, 32 EU-DSGVO und sorgt für deren Einhal-
tung.

(4)		 Der Auftraggeber und die Stadt Bochum arbeiten 
auf Anfrage mit der Aufsichtsbehörde bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben zusammen.

(5)		 Die Stadt Bochum informiert den Auftraggeber 
unverzüglich über Kontrollhandlungen und Maß-
nahmen der Aufsichtsbehörde, soweit sie sich 
auf diesen Auftrag beziehen. Dies gilt auch, so-
weit eine zuständige Behörde im Rahmen eines 
Ordnungswidrigkeits- oder Strafverfahrens in Be-
zug auf die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten bei der Auftragsverarbeitung bei der Stadt Bo-
chum ermittelt.

(6)		 Soweit der Auftraggeber seinerseits einer Kon-
trolle der Aufsichtsbehörde, einem Ordnungs-
widrigkeits- oder Strafverfahren, dem Haftungs-
anspruch einer betroffenen Person oder eines 
Dritten oder einem anderen Anspruch im Zusam-
menhang mit der Auftragsverarbeitung bei der 
Stadt Bochum ausgesetzt ist, hat ihn die Stadt 
Bochum nach besten Kräften zu unterstützen.

(7)		 Die Stadt Bochum weist die getroffenen techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen gegen-
über dem Auftraggeber nach.

(8)		 Die Stadt Bochum unterstützt den Auftraggeber 
– ggf. auch durch einen Unterauftragsverarbei-
ter – vollumfänglich durch geeignete Maßnahmen 
bei der Beantwortung von Anträgen auf Wahrneh-
mung der in Kapitel III DSGVO genannten Rech-
te der Betroffenen. Soweit eine betroffene Person 
sich in Ausübung ihrer Rechte unmittelbar an die 
Stadt Bochum wendet, wird die Stadt Bochum 
dieses Ersuchen unverzüglich an den Auftragge-
ber weiterleiten.

(9) 	 Die Stadt Bochum übernimmt noch weitere Ver-
pflichtungen auf Grund weiterer datenschutz-
rechtlicher Normen wie folgt: …

6. 	 Unterauftragsverhältnisse

(1)		 Als Unterauftragsverhältnisse im Sinne dieser Re-
gelung sind solche Dienstleistungen zu verste-
hen, die sich unmittelbar auf die Erbringung der 
Hauptleistung beziehen. Hierzu gehören nicht Ne-
benleistungen, die die Stadt Bochum z. B. als Te-
lekommunikationsleistungen, Post-/Transport-
dienstleistungen, Wartung und Benutzerservice 
oder Entsorgung von Datenträgern sowie sonstige 
Maßnahmen zur Sicherstellung der Vertraulich-
keit, Verfügbarkeit, Integrität und Belastbarkeit 
der Hard- und Software von Datenverarbeitungs-
anlagen in Anspruch nimmt. Die Stadt Bochum 
ist jedoch verpflichtet, zur Gewährleistung des 
Datenschutzes und der Datensicherheit der Daten 
des Auftraggebers auch bei ausgelagerten Neben-
leistungen angemessene und gesetzeskonforme 
vertragliche Vereinbarungen sowie Kontrollmaß-
nahmen zu ergreifen.

 	 Die Stadt Bochum darf Unterauftragsverarbeiter 
(weitere Auftragsverarbeiter) nur nach vorheriger 
ausdrücklicher schriftlicher bzw. dokumentierter 
Zustimmung des Auftraggebers beauftragen. Er 
hat dem Unterauftragsverarbeiter dieselben Rege-
lungen aufzuerlegen, die der Stadt Bochum nach 
diesem Vertrag auferlegt wurden.

 	 Der Auftraggeber stimmt der Beauftragung der 
nachfolgenden Unterauftragsverarbeiter zu unter 
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der Bedingung einer vertraglichen Vereinbarung 
nach Maßgabe des Art. 28 Abs. 2-4 EU-DSGVO:

	 Der Wechsel des bestehenden Unterauftragsverhält-
nisses ist nur im Rahmen der Vereinbarungen oder 
ggf. in Ergänzungen des Hauptvertrages zulässig.
	Die Auslagerung auf Unterauftragsverarbeiter 

und/oder
	der Wechsel des bestehenden Unterauftragsverar-

beiters
	 ist/sind zulässig, soweit:

(a)	 die Stadt Bochum eine solche Auslagerung 
auf Unterauftragsverarbeiter dem Auftrag-
geber mit einer Vorlaufzeit von vier Wochen 
schriftlich oder in Textform anzeigt und

(b)	 der Auftraggeber nicht bis zum Zeitpunkt 
der Übergabe der Daten gegenüber der 
Stadt Bochum schriftlich oder in Textform 
Einspruch gegen die geplante Auslagerung 
erhebt und

(c)	 eine vertragliche Vereinbarung nach Maß-
gabe des Art. 28 Abs. 2-4 EU-DSGVO zu-
grunde gelegt wird.

(2)	 Die Weitergabe von personenbezogenen Daten des 
Auftraggebers an den Unterauftragsverarbeiter 
und dessen erstmaliges Tätigwerden sind erst mit 
Vorliegen aller Voraussetzungen für eine Unterbe-
auftragung gestattet.

(3)	 Erbringt der Unterauftragsverarbeiter die verein-
barte Leistung außerhalb der EU / des EWR stellt 
die Stadt Bochum die datenschutzrechtliche Zu-
lässigkeit durch entsprechende Maßnahmen (vgl. 
Nr. 2 (1)) sicher. Gleiches gilt, wenn Dienstleister 
im Sinne von Abs. 1 Satz 2 eingesetzt werden sol-
len.

(4)	 Eine weitere Auslagerung durch den Unterauf-
tragsverarbeiter
	 ist nicht gestattet;
	 bedarf der ausdrücklichen Zustimmung des 

Hauptauftraggebers (mind. Textform);
	 bedarf der ausdrücklichen Zustimmung der 

Stadt Bochum (mind. Textform).
	 Sämtliche vertraglichen Regelungen in der Ver-

tragskette sind auch dem weiteren Unterauftrags-
verarbeiter aufzuerlegen.

(5)	 Hat die Stadt Bochum einen Unterauftragsverar-
beiter bestellt, ist der Auftraggeber berechtigt und 
auf Wunsch der Stadt Bochum auch verpflichtet, 
Weisungen direkt an den Unterauftragsverarbei-
ter zu erteilen. Die Stadt Bochum ist über diese 
Weisungen zu unterrichten.

	 In gleichem Maße ist der Auftraggeber berechtigt, 
Festlegungen zu den technisch-organisatorischen 
Maßnahmen sowie die Prozeduren zur Umsetzung 
der Pflichten nach Art. 28 und 29 sowie Art. 32 ff. 
an den Unterauftragnehmer zu übertragen bzw. 
mit diesem durchzuführen

7.		  Kontrollrechte des Auftraggebers

(1)	 Der Auftraggeber hat das Recht, im Benehmen 
mit der Stadt Bochum Überprüfungen durchzu-
führen oder durch von ihm beauftragte Prüfer 
durchführen zu lassen. Er hat das Recht, sich 
durch Kontrollen, die in der Regel rechtzeitig an-
zumelden sind, von der Einhaltung dieser Verein-
barung, der Vorschriften der DSGVO und weiterer 
evtl. einschlägiger datenschutzrechtlicher Vor-
schriften durch die Stadt Bochum in dessen Ge-
schäftsbetrieb zu überzeugen. Die Stadt Bochum 
unterstützt den Auftraggeber bei diesen Prüfun-
gen.

(2)	 Die Stadt Bochum stellt sicher, dass sich der Auf-
traggeber von der Einhaltung der Pflichten der 
Stadt Bochum nach Art. 28 EU-DSGVO überzeu-

Firma/  
Unterauf-
tragsverar-
beiter

Anschrift/
Land	

Leistung

P&I  
Personal & 
Informatik 
AG 

Kreuzberger 
Ring 56
65205  
Wiesbaden
Deutschland

Datenmigration auf 
die P&I LogaAll-in 
Appliance (LogaAll-
in Server)
Bereitstellung und 
Betrieb der Loga 
All-in Appliance 
einschließlich Da-
tenhaltung (Hos-
ting-Leistungen)
Service-, War-
tungs- und Pflege-
leistungen am Ge-
samtsystems zur 
Aufrechterhaltung 
der Betriebsbereit-
schaft inkl.
- Backup und 
Recovery
- Monitoring
- Wartung von Hard-
ware und Betriebs-
software ggf. auch 
durch Austausch 
und Parametrisie-
rung
- automatisierte 
Wartungsleistungen 
am P&I LogaAll-in 
Server
- Softwarepflege und 
Softwareerweite-
rungen durch Be-
reitstellung neuer 
Versionen der P&I 
Software
- auf Verlangen des 
Auftragnehmers In-
stallation neuer Ver-
sionen der P&I Soft-
ware 
- Maßnahmen zur 
Störungsbeseitigung 
bei Meldung von 
Störungen durch 
den Auftragnehmer
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gen kann. Die Stadt Bochum verpflichtet sich, 
dem Auftraggeber auf Anforderung die erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen und insbesondere 
die Umsetzung der technischen und organisatori-
schen Maßnahmen nachzuweisen.

(3)	 Der Nachweis solcher Maßnahmen, die nicht nur 
den konkreten Auftrag betreffen, kann erfolgen 
durch
	 die Einhaltung genehmigter Verhaltensre-

geln gemäß Art. 40 EU-DSGVO;
	 die Zertifizierung nach einem genehmigten 

Zertifizierungsverfahren gemäß Art. 42 EU-
DSGVO;

	 aktuelle Testate, Berichte oder Berichts-
auszüge unabhängiger Instanzen (z. B. 
Wirtschaftsprüfer, Revision, Datenschutz-
beauftragte, IT-Sicherheitsabteilung, Daten-
schutzauditoren, Qualitätsauditoren);

	 eine geeignete Zertifizierung durch IT-Si-
cherheits- oder Datenschutzaudits (z. B. 
nach BSI-Grundschutz).

8.		  Mitwirkung der Stadt Bochum bei der Erfül-
lung der Pflichten nach Art. 32 ff. DSGVO

(1)	 Die Stadt Bochum unterstützt den Auftraggeber 
bei der Einhaltung der in den Artikeln 32 bis 36 
der EU-DSGVO genannten Pflichten zur Sicher-
heit personenbezogener Daten, Meldepflichten bei 
Datenpannen, Datenschutz-Folgeabschätzungen 
und vorherigen Konsultationen. Hierzu gehören 
u. a.:
(a)	 die Sicherstellung eines angemessenen 

Schutzniveaus durch technische und orga-
nisatorische Maßnahmen, die die Umstände 
und Zwecke der Verarbeitung sowie die pro-
gnostizierte Wahrscheinlichkeit und Schwe-
re einer möglichen Rechtsverletzung durch 
Sicherheitslücken berücksichtigen und eine 
sofortige Feststellung von relevanten Verlet-
zungsereignissen ermöglichen

(b)	 die Verpflichtung, Verletzungen des Schutzes 
personenbezogener Daten unverzüglich an 
den Auftraggeber zu melden. Hierzu benennt 
der Auftraggeber eine jederzeit erreichba-
re Telefaxnummer mit Ansprechpartner zur 
Entgegennahme von Benachrichtigungen, 
Meldungen und sonstigen Mitteilungen, ins-
besondere für Benachrichtigungen nach Art. 
33 Abs. 2 DS-GVO: Datenschutzbeauftrag-
te Svenja Brakelsberg, Telefon: 02332 / 771 
– 124, E-Mail: svenja.brakeslberg@stadtge-
velsberg.de, Zentrale Fax-Nummer: 02332 / 
771 - 230

	 Der Auftraggeber kann diese Faxnummer 
durch schriftliche Erklärung, die auch in 
elektronischer Form erfolgen kann, gegen-
über der Stadt Bochum ändern. Die Ände-
rung wird zwei (2) Wochen nach Zugang der 
Änderungserklärung wirksam. Der Auftrag-
geber trägt in eigener Verantwortung für die 
Kontrolle des Eingangs von Benachrichti-
gungen, Meldungen und sonstigen Mittei-
lungen und deren Bearbeitung Sorge

(c)	 die Verpflichtung, den Auftraggeber im Rah-
men seiner Informationspflicht gegenüber 
dem Betroffenen zu unterstützen und ihm in 
diesem Zusammenhang sämtliche relevan-
ten Informationen unverzüglich zur Verfü-
gung zu stellen

(d)	 die Unterstützung des Auftraggebers für 
dessen Datenschutz-Folgenabschätzung

(e)	 die Unterstützung des Auftraggebers im 
Rahmen vorheriger Konsultationen mit der 
Aufsichtsbehörde

(2)	 Für Unterstützungsleistungen, die nicht in der 
Leistungsbeschreibung enthalten oder nicht auf 
ein Fehlverhalten der Stadt Bochum zurückzu-
führen sind, kann die Stadt Bochum eine ange-
messene Vergütung beanspruchen.

9.		  Löschung und Rückgabe von personenbezoge-
nen Daten

(1)	 Kopien oder Duplikate der Daten werden ohne 
Wissen des Auftraggebers nicht erstellt. Hiervon 
ausgenommen sind Sicherheitskopien, soweit sie 
zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Da-
tenverarbeitung erforderlich sind, sowie Daten, 
die im Hinblick auf die Einhaltung gesetzlicher 
Aufbewahrungspflichten erforderlich sind.

(2)	 Nach Abschluss der vertraglich vereinbarten Ar-
beiten oder früher nach Aufforderung durch den 
Auftraggeber – spätestens mit Beendigung der 
Leistungsvereinbarung – hat die Stadt Bochum 
sämtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen, 
erstellte Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse 
sowie Datenbestände, die im Zusammenhang mit 
dem Auftragsverhältnis stehen, dem Auftraggeber 
auszuhändigen oder nach vorheriger Zustimmung 
datenschutzgerecht zu vernichten. Gleiches gilt 
für Test- und Ausschussmaterial. Das Protokoll 
der Löschung ist auf Anforderung vorzulegen.

(3)	 Dokumentationen, die dem Nachweis der auf-
trags- und ordnungsgemäßen Datenverarbei-
tung dienen, sind durch die Stadt Bochum ent-
sprechend der jeweiligen Aufbewahrungsfristen 
über das Vertragsende hinaus aufzubewahren. Er 
kann sie zu seiner Entlastung bei Vertragsende 
dem Auftraggeber übergeben.

10.		 Außerordentliche Kündigung

	 Unabhängig von den Regelungen über die oben 
getroffenen Laufzeiten bzw. die Dauer der Verein-
barung steht dem Auftraggeber ein Recht auf frist-
lose Kündigung bei schwerwiegenden Vertrags-
verletzungen der Stadt Bochum zu. Dies kommt 
insbesondere in Betracht bei Verstoß gegen da-
tenschutzrechtliche Vorschriften, Datenschutz- 
und Datensicherheitsvereinbarungen, wenn die 
Stadt Bochum eine Weisung des Auftraggebers 
nicht ausführen kann oder will oder die Stadt Bo-
chum eine Kontrolle des Auftraggebers oder der 
nordrhein-westfälischen Datenschutzbeauftrag-
ten vertragswidrig verweigert.

11. 	 Haftung

	 Im Verhältnis zu den betroffenen Personen richtet 
sich die Haftung des Auftraggebers und der Stadt 
Bochum nach den gesetzlichen Vorschriften (Art. 
82 DSGVO).
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12.		 Sonstiges

(1)	 Diese Vereinbarung enthält alle vertraglichen 
Regelungen zwischen den Parteien. Nebenabre-
den können getroffen werden. Sie bedürfen der 
Schriftform.

(2)	 Die Einrede des Zurückbehaltungsrechts i.S.v. 
§ 273 BGB wird hinsichtlich des Anspruchs auf 
Rückgabe der verarbeiteten Daten und der zuge-
hörigen Datenträger ausgeschlossen.

(3)	 Gerichtsstand ist, wenn in der o. g. Leistungsver-
einbarung nichts anderes vereinbart ist, Bochum.

13.		 Wirksamkeit der Vereinbarung

	 Diese Vereinbarung bleibt auch bei rechtlicher 
Unwirksamkeit einzelner Punkte in seinen üb-
rigen Teilen verbindlich. Unwirksame Bestim-
mungen sind von den Parteien durch wirksame 
zu ersetzen, die dem gewollten Zweck möglichst 
nahekommen. Entsprechendes gilt im Falle einer 
Vertragslücke.

Anlage 1: Technisch-organisatorische Maßnahmen 
zur Sicherstellung der Datensicherheit

Gevelsberg, den	 Bochum, den
___________________	 ___________________
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Genehmigung

Vorstehende Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen der Stadt Bochum und der Stadt Gevelsberg 
über den Betrieb des IT-Verfahrens P&I Loga im Rah-
men des Lizenzumfanges „LogaAll-in“ (LAi) für den Be-
reich Personalwirtschaft wird hiermit gemäß § 24 Abs. 
2 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
– GkG – vom 01.10.1979 (GV.NW.S. 621) in der zurzeit 
geltenden Fassung (SGV.NRW. 202) genehmigt.
31.04.01.01-009/2022-006	
Arnsberg, den 10. August 2022

Bezirksregierung Arnsberg
Im Auftrag

(Heinzemann) (LS)

Bekanntmachung

Vorstehende Öffentlich-rechtliche Vereinbarung und 
meine Genehmigung werden hiermit gemäß § 24 Abs. 
3 GkG öffentlich bekanntgemacht.
31.04.01.01-009/2022-006	
Arnsberg, den 10. August 2022

Bezirksregierung Arnsberg
Im Auftrag

(Heinzemann) (LS)
(9574) 	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 364

537. 	 Antrag der Firma 
Königswarter & Ebell Chemische Fabrik GmbH 

vom 14.10.2021 auf Erteilung einer Genehmigung 
gemäß §16 Bundes-Immissionsschutzgesetz zur 

wesentlichen Änderung der Anlage zur Herstellung 
von Nickel- und Cobaltsalzen am Standort  

Im Ennepetal 19-21 in 58135 Hagen

G 0057/21

Bezirksregierung Arnsberg         Dortmund, 20.08.2022
900-0094228-0001/IBG-0004

Öffentliche Bekanntmachung

Die Firma Königswarter & Ebell Chemische Fabrik 
GmbH beantragt die Genehmigung für die wesentliche 
Änderung der Anlage zur Herstellung von Nickel- 
und/oder Cobaltsalzen gemäß § 16 des BIm-SchG auf 
Ihrem Grundstück in 58135 Hagen, Im Ennepetal 19-
21, Gemarkung Haspe, Flur 9, Flurstücke 29, 49, 57-
61, 99, 100, 102, 103, 107, 142, 231, 233 und 235. 
Es handelt sich bei der Hauptanlage zur Herstellung 
von Nickel- und/oder Cobaltsalzen um einen Vielstoff- 
und Mehrzweckbetrieb. Daneben befinden sich auf 
dem o. g. Werksgelände eine Abwasserbehandlungsan-
lage sowie mehrere genehmigungsbedürftige Chemika-
lienläger, die der Lagerung von akut toxischen und oxi-
dierenden Stoffen/Stoffgemischen dienen. 
Das beantragte Vorhaben umfasst im Wesentlichen fol-
gende Maßnahmen:
1.	Änderungen an der Anlage zur Herstellung von Ni-

ckel- und/oder Cobaltsalzen:
1.1	 Erhöhung der Produktionskapazität von 2.500 

t/a auf 13.000 t/a und Erweiterung von Eduk-
ten, Produkten und Prozessschritten des Viel-
stoff- und Mehrzweckbetriebes, durch die Er-

weiterung um ein neues kontinuierliches 
Produktionsverfahren zur Herstellung von Ka-
thoden-Vorläufermaterialien zur Batteriezel-
lenfertigung aus dem Minenzwischenprodukt 
(Mixed Hydroxide Precipitate). Dazu wird unter 
anderem die Halle 7 als Produktionshalle neu 
errichtet (einschließlich Behälter für die Pro-
duktion und Peripherieeinrichtungen).

1.2	 Erweiterung um eine neue Abgasbehandlung, 
bestehend aus einem SO2-Wäscher und einem 
weiteren Nasswäscher.

1.3	 Änderungen an der bestehenden Abgasführung 
durch eine neue Staubfilteranlage und Ertüch-
tigung der bestehenden Abluftführung der Kus-
tanwäscher.

1.4	 Die Entfristung zur Herstellung von Nickel-Mo-
lybdän-Verbindungen bzw. Nickel-Cobalt-Mo-
lybdän-Verbindungen. 

2.	Änderungen an den Chemikalienlagern:
2.1	 Erhöhung der Lagerkapazität akut toxischer 

und oxidierender Stoffe von 199 t auf 2.240 t in 
den bestehenden Hallen 4 und 8, dem Säure-
tanklager sowie in der Erweiterung der neu zu 
errichtenden Halle 7 und der neu zu errichten-
den Lagerhalle 9.

2.2	 Erhöhung der Lagerkapazität akut toxischer 
Stoffe (Kategorie 1 oder 2) von 80 t auf 1.880 
t in der bestehenden Halle 4.1 und in der neu 
zu errichtenden Lagerhalle 9 sowie durch zwei 
neue Produktsilos (2x90 m³).

2.3	 Errichtung und Betrieb eines Lagertanks für 
Schwefeldioxid (<30 t) in der Erweiterung der 
neu zu errichtenden Halle 7.

3.	Erweiterung um vier neue (2x30 m³, 2x15 m³) 
Schwefelsäurebehälter, zwei neue Natronlaugebe-
hälter (2x100 m³) und zwei neue Soda-Silos (2x180 
m³). 

4.	Errichtung und Betrieb einer zusätzlichen Klär-
anlage (Volumenstrom = 78 m³/h) mit integrierter 
Gipsherstellung. Zudem werden eine neue Halle 11 
zur Gipslagerung (380 m³), zwei Kalksilos (2x200 t) 
und vier neue doppelwandige Salzsäurebehälter 
(4x100 m³) errichtet. Damit einhergehend sind fol-
gende wasserrechtliche Anträge
4.1	 Bau, Betrieb und wesentliche Änderung einer 

Abwasserbehandlungsanlage nach § 60 Was-
serhaushaltsgesetz (WHG),

4.2	 Änderung der Indirekteinleitergenehmigung 
nach § 58 WHG und

4.3	 Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen 
Genehmigung nach §§ 36, 78 WHG und § 22 
Landeswassergesetz NRW für die Errichtung ei-
ner Anlage in einem vorläufig gesicherten Über-
schwemmungsgebiet an einem oberirdischen 
Gewässer.

5.	Umsetzung brandschutztechnischer Sanierungs-
maßnahmen, durch Verbesserung der Rettungswe-
ge, die Herstellung der Brandabschnittstrennung 
zwischen den Hallen 1 bis 4 zur Halle 7, sowie die 
Erweiterung der Brandmeldeanlage auf Teilbereiche 
des Bürobereichs.
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6.	Anpassung von Medieneinrichtungen durch Erhö-
hung der VE-Wasser-Kapazität, Anpassungen der 
Stromversorgung und der Notstromversorgung, der 
Dampf- und Heißwassererzeugung sowie der Kühl-
wasserversorgung.

7.	Bauliche Errichtungsmaßnahmen der Gebäude, die 
mit dem Vorhaben verbunden sind.

Der Betrieb der Anlage soll weiterhin im kontinuierli-
chen Betrieb / 7 Tage pro Woche erfolgen.
Die geänderte Anlage soll unmittelbar nach Genehmi-
gungserteilung in Betrieb genommen werden.
Die Anlage gehört zu den unter Nr. 4.1.15 Verfahrens-
art (G) des Anhangs 1 der Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) genannten An-
lagen zur Herstellung von Salzen durch chemische … 
Umwandlung in industriellem Umfang. Diese Anla-
ge ist auch eine Anlage nach der Industrieemissions-
Richtlinie. Die Chemikalienlager sind genehmigungs-
bedürftige Lageranlagen, die nach der Änderung den 
Nrn. 9.3.1.29, 9.3.1.30 und 9.3.2.3 des Anhangs 1 der 
4. BImSchV zuzuordnen sind.
Das Vorhaben bedarf insgesamt einer Genehmigung 
nach § 16 BIm-SchG und wird hiermit gemäß § 10 Abs. 
3 BImSchG öffentlich bekannt gemacht.
Daneben werden auch die vorzeitige Errichtung der 
Baumaßnahmen nach § 8a Abs. 1 BImSchG und der 
vorzeitige Betrieb der neuen Staubfilteranlage nach § 
8a Abs. 3 BImSchG beantragt.
Für die Durchführung des Genehmigungsverfahrens 
nach dem BIm-SchG ist die Bezirksregierung Arnsberg 
gemäß § 2 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang I der Zu-
ständigkeitsverordnung Umweltschutz zuständig. 
Eine Kurzbeschreibung des Vorhabens, der Genehmi-
gungsantrag und die dazugehörigen Unterlagen, ins-
besondere der Sicherheitsbericht Rev. 03 gemäß § 9 
Störfall-Verordnung, die Schornsteinhöhenberech-
nung vom 01.07.2022, die Betriebsgeräuschanlay-
se vom 21.05.2021, die Geräuschimmissionsprogno-
se vom 06.05.2022, den Gutachten nach § 41 Abs. 2 
der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen, der Artenschutzrechtlichen 
Vorprüfung von April 2022, dem Untersuchungskon-
zept vom 14.04.2022 zur Erweiterung des bestehenden 
Ausgangszustandsberichtes, dem Brandschutzkon-
zept vom 25.07.2022, der Baugrunduntersuchung vom 
15.10.2021 sowie den Stellungnahmen zu den Auswir-
kungen der Änderungen auf den bestehenden ange-
messenen Sicherheitsabstand liegen 

vom 29.08.2022 bis einschließlich 28.09.2022

an den nachstehenden genannten Orten aus und kön-
nen dort während der genannten Zeiten mit Ausnahme 
von gesetzlichen Feiertagen eingesehen werden:
Bezirksregierung Arnsberg, Standort Dortmund, 
Ruhrallee 1- 3, 44139 Dortmund, Zimmer 633
montags bis donnerstags  von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
und	 von 13.30 Uhr bis 16.00 Uhr
freitags	   von 08.30 Uhr bis 14.00 Uhr 
sowie 
Stadt Hagen, Umweltamt, Amtshaus Boele, Schwerter 
Straße 168, 58099 Hagen, Raum 002
montags bis donnerstags    von 08.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
und freitags	 von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr

Eine vorherige Terminabsprache unter den u. a. Tele-
fon-Nrn. ist zwingend erforderlich:
1.	bei der Bezirksregierung Arnsberg unter der Telefon-

Nr.: 02931 82 5440 und
2.	bei der Stadt Hagen unter der Telefon-Nr.: 02331 

207 4778.
Der Inhalt der Bekanntmachung sowie eine Kurzbe-
schreibung des Vorhabens sind darüber hinaus im 
Internet unter https://www.bra.nrw.de/bekanntma-
chungen einsehbar.
Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben kön-
nen in der Zeit vom 29.08.2022 bis einschließlich 
28.10.2022 schriftlich bei den Stellen, bei denen der 
Antrag und die dazu gehörigen Unterlagen zur Einsicht 
ausliegen bzw. ausgelegen haben, erhoben werden (Ak-
tenzeichen immer mit angeben, Anschrift der Bezirks-
regierung Arnsberg: Seibertzstraße 1, 59821 Arnsberg, 
Telefax: 02931 82-2520). Ebenfalls können Einwen-
dungen auf elektronischem Wege an die Adresse post-
stelle@bra.nrw.de zugesandt werden. 
Die Einwendungen müssen den Namen und die volle 
leserliche Anschrift des Einwenders tragen. Das Akten-
zeichen dieser Bekanntmachung ist dabei immer mit 
anzugeben. Nach Ablauf der Einwendungsfrist sind für 
das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-
chen Titeln beruhen. Dies gilt nicht für ein sich an-
schließendes Gerichtsverfahren.
Die Einwendungen werden dem Vorhabensträger sowie 
den am Genehmigungsverfahren beteiligten Behörden 
und Stellen bekannt gegeben. Auf Verlangen der Ein-
wenderin / des Einwenders wird deren / dessen Name 
und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Anga-
ben nicht zur Beurteilung des Inhalts der Einwendun-
gen erforderlich sind. 
Die datenschutzrechtlichen Hinweise zur Weiterga-
be der Einwendungen und Informationen zur Ver-
arbeitung personenbezogener Daten finden Sie auf 
der Homepage der Bezirksregierung unter dem Link:  
https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/themen/d/da-
tenschutz/index.php.
Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Ge-
nehmigungsbehörde, ob ein Erörterungstermin durch-
geführt wird, in dem dann die form- und fristgerecht 
erhobenen Einwendungen erörtert werden. 
Der geplante Erörterungstermin findet 

am 14.12.2022 um 9 Uhr

im Haus der Ruhrkohle, Raum 2 (Vortragsraum), 
Gerichtsstraße 25,

58097 Hagen

statt und kann, falls erforderlich, am darauf folgenden 
Tag fortgesetzt werden.
Sollte der Erörterungstermin nicht oder nicht an dem 
o. g. Termin stattfinden, wird dies rechtzeitig öffentlich 
im Amtsblatt der Bezirksgierung Arnsberg, auf der In-
ternetseite der Bezirksregierung Arnsberg sowie in den 
ortsüblichen Zeitungen bekannt gemacht.
Der Erörterungstermin ist öffentlich. Das Recht, sich 
an der Erörterung zu beteiligen, haben jedoch neben 
den Vertretern der beteiligten Behörden und dem Vor-
habensträger und dessen Beauftragten nur diejenigen, 
die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben. Zur Fest-
stellung der Identität sind Ausweispapiere beim Erörte-
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rungstermin bereitzuhalten. Vertreter von Einwendern 
haben eine schriftliche Vollmacht vorzulegen. Besonde-
re Einladungen zum Erörterungstermin ergehen nicht.
Ausdrücklich wird darauf aufmerksam gemacht, dass 
die erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Vorhabenträgers oder bei Ausbleiben von Personen, die 
Einwendungen erhoben haben, erörtert werden.
Darüber hinaus wird die Entscheidung über den An-
trag öffentlich bekannt gemacht. 
Die Zustellung der Entscheidung über das Vorhaben 
an die Personen, die Einwendungen erhoben haben, 
kann gemäß § 10 Abs. 8 BImSchG durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden.
Für diese wesentliche Änderung der Anlage ist im Rah-
men eines Genehmigungsverfahrens nach BImSchG 
eine allgemeine Vorprüfung nach § 1 Abs. 2 der Neun-
ten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes in Verbindung mit § 9 Abs. 3 Nr. 2 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) in Verbindung mit § 7 Abs. 1 UVPG vorzuneh-
men. Die Bekanntmachung des Ergebnisses der allge-
meinen Vorprüfung erfolgt separat. 

Im Auftrag
gez. Heinrich

(997) 	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 383

538. 	 Antrag der Firma Innovatherm GmbH, 
Frydagstraße 47, 44536 Lünen vom 30.06.2022 
auf Erteilung einer Genehmigung nach § 16 des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur 
Änderung der Klärschlammverbrennungsanlage in 

44536 Lünen, Frydagstraße 47

Bezirksregierung Arnsberg             Arnsberg, 20.08.2022
900-9000377-0001/IBG-0003-G0032/22

Öffentliche Bekanntmachung

nach § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die  
Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG

Die o.g. Firma hat mit Datum vom 30.06.2022, die Er-
teilung einer Genehmigung gemäß § 16 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur wesentli-
chen Änderung der Klärschlammverbrennungsanlage 
(Wirbelschichtfeuerungsanlage) in 44536 Lünen, Fry-
dagstraße 47, Gemarkung Lippholthausen, Flur 1, 
Flurstücke 195, 196, 611, 1056, 1060, 1061 und 1062 
beantragt. 
Der Genehmigungsantrag umfasst im Wesentlichen fol-
gende Änderungen gegenüber des mit Bescheid der BR 
Arnsberg vom 23.06.2020 genehmigten Vorhabens (Er-
richtung und Betrieb einer Klärschlammtrocknungs-
anlage):
1)	 Bauliche Änderungen an dem Bunkergebäude 

	 a)	Erweiterung des Bunkergebäudes um ein Bun-
kerohr

	 b)	Veränderung der Lage und Vergrößerung des 
Annahmebüros

	 c)	Erhöhung des Bunkergebäudes um ca. 2 m
	 d)	Veränderung der Lage des Bunkergebäudes um 

ca. 0,5 m in Richtung Norden
	 e)	Verschiebung des Kamins des Abluftwäschers 

um ca. 2 m
	 f)	 Verzicht auf das Dach über dem Chemikalien-

tanklager

2)	 Verzicht auf das neue Regenrückhaltebecken, 
welches mit dem Genehmigungsbescheid vom 
23.06.2020 genehmigt wurde.

3)	 Vergrößerung des genehmigten Ammoniumsulfat-
Tanks von 30 m3 auf 60 m3

4)	 Ersatz des 30 m3 Salzsäure-Tanks durch einen 
weiteren 60 m3 Ammoniumsulfat-Tank

5)	 Erhöhung des Volumens der beiden Brüdenkon-
densatbunker von 420 m3 auf ca. 620 m3 

6)	 Verzicht der 3. Behandlungsstufe (MBR) der Ab-
wasserbehandlungsanlage

7)	 Errichtung und Betrieb eines 25 m3 Tanks für Ab-
wasser im Keller

8)	 Verzicht auf die Errichtung des dritten Wurfbeschi-
ckers

9)	 Verzicht auf die Verlagerung des Sandsilos.
10)	Errichtung und Betrieb einer TKW-Abfüllfläche für 

wassergefährdende flüssige Stoffe
Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmigung 
gemäß § 16 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 
(Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in Ver-
bindung mit Nrn.  8.1.1.1 und 8.10.1.1 des Anhangs 
der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV).
Das Vorhaben fällt zugleich unter § 2 Abs. 4 Nr. 2 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG und 
Nr. 8.1.1.1 Spalte 1 der Anlage 1 zum UVPG (Errich-
tung und Betrieb einer Anlage zur Beseitigung oder 
Verwertung fester, flüssiger oder in Behältern gefasster 
gasförmiger Abfälle, Deponiegas oder anderer gasför-
miger Stoffe mit brennbaren Bestandteilen durch ther-
mische Verfahren, insbesondere Entgasung, Plasma-
verfahren, Pyrolyse, Vergasung, Verbrennung oder eine 
Kombination dieser Verfahren bei gefährlichen Abfällen
Für diese wesentliche Änderung der Anlage ist im Rah-
men eines Genehmigungsverfahrens nach BImSchG 
eine allgemeine Vorprüfung nach § 1 Abs. 2 der 9. 
BImSchV in Verbindung mit § 9 Abs. 3 Nr. 1 UVPG in 
Verbindung mit § 7 Abs. 1 UVPG vorzunehmen. Dabei 
handelt es sich um eine überschlägige Prüfung unter 
Berücksichtigung der Kriterien der Anlage 3 des UVPG, 
bei der festgestellt werden soll, ob das Vorhaben erheb-
liche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, 
die für die Genehmigung des Vorhabens zu berücksich-
tigen sind und deshalb eine UVP-Pflicht besteht.
Die Bewertung im Rahmen einer überschlägigen Prü-
fung anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eige-
ner Ermittlungen und der für die Entscheidung maß-
geblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften ergab, 
dass das geplante Vorhaben keine erhebliche nachteili-
ge Auswirkungen auf die Umwelt haben kann.
Diese Bewertung stützt sich insbesondere auf folgen-
de Aspekte:
Das Vorhaben befindet sich innerhalb eines mit Bebau-
ungsplan ausgewiesenen Industriegebietes. Es erfolgt 
kein Eingriff in Natur und Landschaft. 
Durch die Errichtung und den Betrieb der geplanten 
Trocknungsanlage fallen produktionsspezifische Ab-
wässer an. Die Abwässer bzw. Brüden werden vor Ein-
leitung in den Schmutzwasserkanal der Stadt Lünen 
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in einer zu errichtenden Abwasserbehandlungsanla-
ge gereinigt, so dass die Grenzwerte der Abwasserver-
ordnung und der Abwassersatzung des Stadtbetriebs 
Abwasserbeseitigung Lünen eingehalten werden. Die 
Wasserqualität wird nicht beeinflusst.
Die Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen werden so ausgeführt, dass eine Verunreini-
gung der Gewässer oder eine sonstige nachteilige Ver-
änderung auch im Schadensfall verhindert wird.
Die vorhabenbedingten Lärmemissionen unterschrei-
ten die gebietsspezifischen Immissionsrichtwerte an 
den relevanten Immissionsorten um mindestens 10 
dB(A), sodass die Immissionsorte gemäß Nr. 2.2 der TA 
Lärm außerhalb des Einwirkungsbereiches der Anlage 
liegen und das Vorhaben nachweislich keine relevanten 
Auswirkungen auf die Schallimmissionssituation hat.
Die Emissionen am bestehenden Kamin der Klär-
schlammverbrennungsanlage ändern sich nicht. Damit 
ändert sich auch an der Immissionszusatzbelastung 
durch die Emissionen der Klärschlammverbrennungs-
anlage nichts. Der Betrieb des Klärschlammbunkers 
ist mit dem zeitweisen Betrieb einer zusätzlichen Ab-
luftreinigungsanlage in Form eines 2-stufigen Abluft-
wäschers verbunden, welcher bei Stillstand der Klär-
schlammverbrennungsanlage zum Einsatz kommen 
soll. Für die gereinigte Abluft des 2-stufigen Abluft-
wäschers wird ein neuer, 27 m hoher Kamin errich-
tet. Aus dem Kamin gelangen Emissionen an Staub, 
Ammoniak, gasförmige organische Chlorverbindungen, 
organische Stoffe (Cgesamt) und Geruch. Die Gesamtzu-
satzbelastung an Staub sowie die Zusatzbelastungen 
an Ammoniak und Geruch sind irrelevant im Sinne der 
TA Luft. Für die Schadstoffe HCl und C-Gesamt gibt es 
keine Immissionswerte in der TA Luft und keine Ziel-
werte in der 39. BImSchV.
Das Vorhaben steht auch nicht in einem engeren Zu-
sammenhang mit anderen Vorhaben derselben Art (§ 
10 Abs. 4 UVPG). Das Vorhaben selbst ist auch kein 
Schutzobjekt im Sinne des § 3 Abs. 5d BImSchG, zu-
dem liegt es auch nicht innerhalb eines angemesse-
nen Sicherheitsabstandes eines Betriebsbereiches (§ 8 
UVPG).
Das Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG. Gemäß 
§ 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbst-
ständig anfechtbar. Die gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG 
erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit 
dieser Bekanntmachung.
Diese Bekanntmachung kann auch im Internet unter 
http://www.uvp-verbund.de eingesehen werden.

Im Auftrag
gez. Hölscher

(607) 	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 385

539. 	 Bestellung von bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfegern (Christoph Koch)

Bezirksregierung Arnsberg	 Dortmund, 10. 8. 2022
66.26.57-08.290-2022-1
Mit Wirkung zum 01.09.2022 wird Herr Schornstein-
fegermeister Christoph Koch für die Dauer von sieben 
Jahren zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger 
für den Kehrbezirk Dortmund 05 bestellt. Der Kehrbe-
zirk Dortmund 05 umfasst jeweils Teile der Dortmun-
der Stadtteile Husen, Kurl, Lanstrop und Hostedde.
(45) 	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 386

540. 	 Satzung für den Zweckverband
Mobilität Ruhr-Lippe in der Änderungsfassung vom 

15.06.2022

Zweckverband Mobilität  	 Unna, 10. 8. 2022
Ruhr-Lippe (ZRL)

Präambel

Durch das Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes 
vom 20.12.1993 (BGBI. I S. 2089) und das Gesetz zur 
Nesuordnung des Eisenbahnwesens (Eisenbahnneu-
ordnungsgesetz ENeuOG) vom 27.12.1993 (BGBI. I S. 
2378) ist die Aufgaben- und Finanzverantwortung für 
den Schienen-Personen-Nahverkehr („SPNV“) der Ei-
senbahn des Bundes vom Bund auf die Länder mit Wir-
kung zum 1. Januar 1996 übertragen worden. Grund-
lage der Übernahme der Aufgabenwahrnehmung in 
NRW ist das Gesetz über den öffentlichen Personen-
nahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) vom 
07.03.1995 in der jeweils geltenden Fassung.
Gemäß § 3 Abs. 1 des ÖPNVG NRW sind die Kreise und 
kreisfreien Städte für die Planung, Organisation und 
Ausgestaltung des öffentlichen Straßenpersonennah-
verkehrs („ÖSPV“) verantwortlich. Gem. § 5 Abs. 3 ÖP-
NVG NRW liegt die Aufgabenträgerschaft für den SPNV 
bei den von den Kreisen und kreisfreien Städten zu bil-
denden Kooperationsräumen. Die Parteien im Koopera-
tionsraum Westfalen-Lippe haben sich darauf verstän-
digt, dass die bestehenden regionalen Zweckverbände 
auch nach Bildung des Dachzweckverbands Nahver-
kehr Westfalen-Lippe aufrechterhalten werden sollten, 
um auf der Schnittstelle zwischen SPNV und ÖPNV bei-
de Mobilitätsformen gezielt weiter zu entwickeln, diese 
bewusst zu vernetzen und zu koordinieren.
Mit dieser Satzung werden zum einen die Aufgaben des 
Zweckverband Mobilität Ruhr-Lippe („ZRL“) zur Un-
terstützung seiner Mitglieder bei der Wahrnehmung 
der diesen obliegenden Aufgabenträgerschaften im öf-
fentlichen Straßenpersonennahverkehr (ÖSPV) sowie 
im Zusammenhang der Vernetzung und Verknüpfung 
der unterschiedlichsten Mobilitätsformen einschließ-
lich alternativer Bedienformen und deren jeweiliger In-
frastruktur (Gesamtmobilität) geregelt. Zum anderen 
sieht die Satzung die Wahrnehmung der Interessen des 
Raums Ruhr-Lippe und die Zusammenarbeit zwischen 
dem ZRL und anderen Akteuren im ÖPNV (insb. dem 
Zweckverband Nahverkehr Westfalen-Lippe [„NWL“]) 
vor. 

Rechtsvorschriften und
Bekanntmachungen anderer
Behörden und DienststellenC
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Dem ZRL können gem. § 5 Abs. 3a 2. HS ÖPNVG NRW 
weitere Aufgaben im ÖSPV sowie zur Optimierung und 
Verbesserung der Gesamtmobilität in der Region in ei-
ner Koordinierungsfunktion oder ganz übertragen wer-
den.

§ 1
Name und Sitz

(1)	 Der Zweckverband führt den Namen “Zweckver-
band Mobilität Ruhr-Lippe“.

(2)	 Er hat seinen Sitz in Unna.
§ 2

Verbandsmitglieder

(1)	 Die Kreise Soest und Unna, der Hochsauerland-
kreis, der Märkische Kreis sowie die Stadt Hamm 
bilden zur gemeinsamen Wahrnehmung von Auf-
gaben gem. dem ÖPNVG NRW einen Zweckverband 
nach dem Gesetz über kommunale Gemeinschafts-
arbeit NRW (GkG NRW).

(2)	 Eine Erweiterung des Zweckverbandes durch Bei-
tritt weiterer Mitglieder ist nach Maßgabe der ge-
setzlichen Bestimmungen möglich.

§ 3
Ziele und Aufgaben

(1)	 Der Zweckverband bündelt die regionale „Stimme“ 
der ÖSPV-Aufgabenträger in der Region Ruhr-Lip-
pe und wirkt dabei insbesondere als Mitglied im 
Zweckverband Nahverkehr Westfalen-Lippe an al-
len wesentlichen Entscheidungen über die Pla-
nung, Organisation und Ausgestaltung des SPNV 
im Kooperationsraum Westfalen und an der Durch-
führung der sonstigen Aufgaben des Zweckver-
bandes Nahverkehr Westfalen-Lippe mit dem Ziel 
des Erhalts und der Weiterentwicklung des SPNV, 
wie auch des ÖSPV und der Gesamtmobilität im 
Zweckverbandsgebiet mit. Er hat als Mitglied im 
Zweckverband Nahverkehr Westfalen-Lippe, aber 
auch gegenüber Dritten, die Interessen der Region 
Ruhr-Lippe zu vertreten. 

(2)	 Zur Schaffung intermodaler vernetzter Mobilität in 
Westfalen und NRW soll für den Raum Ruhr-Lippe 
der ZRL die regionale Koordinierung und Schnitt-
stelle zum ÖPNV wahrnehmen. 

(3)	 Seine Aufgabe liegt in der Schaffung klarer Ent-
scheidungs- und Informationsstrukturen, um auf 
der Schnittstelle zwischen ÖPNV und SPNV die In-
teressen des Raumes zu bündeln und aus Westfa-
len/NWL in den Raum hineinzutragen. In diesem 
Kontext (regionale Koordinierung und Schnittstel-
le zum ÖPNV) obliegen dem ZRL die nachfolgenden 
Aufgaben:
•	 Interessenswahrnehmung gegenüber dem NWL 

(u.a. durch Vertretung im Beirat des NWL)
•	 unabhängige Beratung der Mitgliedskörper-

schaften im ZRL
•	 Erhalt und Verbesserung der regionalen SPNV-

Infrastruktur in Abstimmung mit dem NWL
•	 Weiterentwicklung des regionalen Fensters des 

WestfalenTarifs
•	 Bündelung der Digitalisierung incl. Technik / 

E-Ticketing-Strategie des ÖPNV im Raum (in 
Abstimmung/Einvernehmen mit den betroffe-
nen Verkehrsunternehmen)

•	 Koordinierung übergeordneter Konzepte zur 
Optimierung verkehrsträger- und verkehrsun-
ternehmensübergreifender Mobilität im Raum 
Ruhr-Lippe in der Schnittstelle ÖPNV/SPNV
∙∙	 Verknüpfung Bus/Schiene
∙∙	 der Schnittstelle Vertrieb arbeitsteilig und 

abgestimmt mit den ÖPNV-Aufgabenträ-
gern

∙∙	 Mobilstationen
∙∙	 Fahrgastinformation
∙∙	 Regionale Schnellbusverkehre
∙∙	 Integration von Sharing-Angeboten
∙∙	 Unterstützung bei der Schaffung eines 

Qualitätsmanagements für den ÖPNV
∙∙	 Unterstützung der kommunalen Aufgaben-

träger bei der Formulierung übergreifender 
Themen in den lokalen Nahverkehrsplänen

•	 Bereitstellung von Fördermitteln zur Umset-
zung dieser Konzepte durch die Aufgabenträger 
und Verkehrsunternehmen
∙∙	 Bündelung (und Priorisierung) von Förder-

anträgen, Bedarfsanmeldungen der Region 
Ruhr-Lippe an den NWL

∙∙	 Unterstützung der Aufgabenträger bei der 
Überprüfung der Konformität von Förder-
anträgen mit den lokalen und überregiona-
len Nahverkehrsplänen

•	 Schaffung einer übergreifenden gemeinsamen 
Datenbasis für die Gestaltung der Mobilität in 
der Region Ruhr-Lippe in Zusammenarbeit mit 
den Aufgabenträgern und Verkehrsunterneh-
men (z. B. Marktforschung, Grundlagendaten, 
Statistiken)

•	 Unterstützung der kommunalen Aufgabenträ-
ger bei übergreifenden, die Mobilität betreffen-
den Marketingmaßnahmen.

(4)	 Es ist das erklärte Ziel, die Fahrgastzahlen insge-
samt zu steigern. Hierfür soll die Attraktivität des 
ÖPNV durch eine koordinierte Planung und Ausge-
staltung des Leistungsangebotes sowie durch ein-
heitliche und nutzerfreundliche Tarife verbessert 
werden. Unterstützt werden soll dies durch eine 
zeitgemäße, aktuelle und über alle Medien einheit-
liche Fahrgastinformation. Diese Fahrgastinfor-
mation muss den Bedürfnissen von Menschen mit 
Handicap ebenso entsprechen wie den Bestimmun-
gen und Anforderungen des ÖPNVG NRW und des 
PBefG (zum Thema Barrierefreiheit). Einheitliche 
Qualitätsstandards sollen dabei die Sicherstellung 
eines qualitativ hochwertigen Angebots unterstüt-
zen. Dabei arbeitet der ZRL im Interesse der ÖSPV-
Aufgabenträger in der Region Ruhr-Lippe eng mit 
dem NWL auf der Schnittstelle zwischen ÖSPV und 
SPNV zusammen.

	 Hierzu gehört i.S.v. § 2 Abs. 1 S. 4 ÖPNVG NRW 
auch eine geeignete Verknüpfung von Angeboten 
des ÖPNV mit dem motorisierten und nicht motori-
sierten Individualverkehr sowie multimodalen Mo-
bilitätsangeboten sicherzustellen. In Abstimmung 
mit dem NWL bemüht sich der ZRL im Übrigen um 
den Erhalt, die Verbesserung und Koordinierung 



388   Amtsblatt Nr. 33 / 2022

der regionalen SPNV-Infrastruktur (insb. Stationen 
und Fahrzeuge).

	 Der ZRL bemüht sich im Übrigen um eine entspre-
chende Zusammenarbeit mit dem VRR als unmit-
telbar angrenzendem SPNV-Kooperationsraum.

(5)	 Der ZRL sorgt für eine Bereitstellung bzw. den Ab-
ruf von Fördermitteln, die vom NWL für Projekte 
der ÖSPV-Aufgabenträger in der Region Ruhr-Lip-
pe und der in der Region tätigen Verkehrsunterneh-
men, welche dem ÖSPV ausschließlich oder zumin-
dest weit überwiegend zu Gute kommen („andere 
Zwecke des ÖPNV“ i.S.v. § 11 Abs. 1 ÖPNVG NRW), 
zur Verfügung gestellt werden. Der ZRL verantwor-
tet dabei insb. die Bündelung, Plausibilisierung 
und Priorisierung von bei ihm eingehenden Förder-
anträgen der Aufgabenträger und Verkehrsunter-
nehmen sowie die zentrale Bedarfsanmeldung des 
Raums Ruhr-Lippe beim NWL. Des Weiteren über-
nimmt er bei Auszahlung von Mitteln durch den 
NWL die Weiterleitung der Mittel an beantragende 
Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen auf Ba-
sis eines entsprechenden Zuwendungsbescheids 
mit entsprechender Zweckbindung und Anforde-
rungen zur Nachweisführung. Im Übrigen unter-
stützt er seine Mitglieder bei der Überprüfung der 
Konformität von Förderanträgen mit den lokalen 
und überregionalen Nahverkehrsplänen. Er kann 
auf Anforderung auch die Fördermittel-Akquisition 
für seine Mitglieder übernehmen.

(6)	 Er stellt auf Basis eines konkreten Beschlusses 
der Verbandsversammlung, der auch eine Kost-
entragungsregelung beinhaltet, sowie einer ent-
sprechenden Anforderung seiner Mitglieder auch 
Aufgaben der örtlichen ÖSPV-Aufgabenträger als 
Dienstleister sicher.

(7)	 Der Zweckverband kann durch Beschluss der Ver-
bandsversammlung weitere Aufgaben des ÖSPV 
übernehmen, soweit ihm diese Aufgaben von den 
Aufgabenträgern übertragen werden.

(8)	 Die Durchführung von Verkehren ist nicht Aufgabe 
des Zweckverbandes.

§ 4

Organe des Zweckverbandes

Die Organe des Zweckverbandes sind:
•	 die Verbandsversammlung (§§ 5 - 8)
•	 der Verbandsvorsteher (§ 9).

§ 5
Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1)	 Die Verbandsversammlung besteht aus den Vertre-
tern der Verbandsmitglieder. Die Vertreter werden 
durch die Verbandsmitglieder für deren Wahlzeit 
aus ihrer Mitte oder aus den Dienstkräften des Ver-
bandsmitgliedes gewählt. Von den Verbandsmit-
gliedern entsandte vertretungsberechtige Personen 
haben die Interessen ihres Verbandsmitgliedes zu 
verfolgen. Sie sind an die Beschlüsse der jeweiligen 
kommunalen Vertretungen und ihrer Ausschüsse 
gebunden (§ 15 GkG NRW).

(2)	 Jedes Verbandsmitglied entsendet fünf Vertreter in 
die Verbandsversammlung. Für jeden Vertreter ist 
ein Stellvertreter für den Fall der Verhinderung zu 
wählen.

(3)	 Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte 
einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter.

§ 6
Zuständigkeiten der Verbandsversammlung

(1)	 Die Verbandsversammlung beschließt über alle An-
gelegenheiten des Verbandes, so¬weit nicht durch 
das GkG NRW oder aufgrund dieser Satzung die 
Zuständigkeit des Verbandsvorstehers begründet 
ist.

(2)	 Die Verbandsversammlung entscheidet über fol-
gende Angelegenheiten:
1.	 Änderung der Verbandssatzung
2.	 Auflösung des Zweckverbandes,
3.	 Aufnahme und Ausscheiden von Verbandsmit-

gliedern,
4.	 Wahl des Vorsitzenden der Verbandsversamm-

lung und der Stellvertreter,
5.	 Wahl und Entlastung des Verbandsvorstehers 

und der Stellvertreter,
6.	 Erlass der Haushaltssatzung und die Festle-

gung des Haushaltsplans,
7.	 die haushalts- und vermögensrechtlichen Ent-

scheidungen von erheblicher Bedeutung,
8.	 Feststellung der Jahresrechnung/des Jahres-

abschlusses,
9.	 Wahl, Einstellung, Anstellung, Beförderung 

bzw. Höhergruppierung und Entlassung des 
Geschäftsführers,

10.	Mitgliedschaft des Zweckverbandes in anderen 
Verbänden, Gesellschaften und Organisatio-
nen, 

11.	Geschäftsordnungen des Zweckverbandes und 
des Verbandsvorstehers (gem. Abs. 3), 

12.	Geschäftsordnung der Geschäftsführung (gem. 
Abs. 3), 

13.	Beförderungsentgelte,
14.	Änderung der Vereinbarung über die Zusam-

menarbeit auf der Schnittstelle zwischen SPNV 
und ÖSPV sowie Abschluss und Änderung wei-
terer Verträge mit dem Zweckverband Nahver-
kehr Westfalen-Lippe,

15.	Zustimmung zu insbesondere folgenden Ent-
scheidungen des Zweckverbandes Nahverkehr 
Westfalen-Lippe: 
a)	 Änderung der Verbandssatzung des Zweck-

verbandes Nahverkehr Westfalen-Lippe,
b)	 Auflösung des Zweckverbandes Nahver-

kehr Westfalen-Lippe,
c)	 Aufnahme und Ausscheiden von Verbands-

mitgliedern des Zweckverbandes Nahver-
kehr Westfalen-Lippe,

d)	 Aufstellung, Änderung und Fortschreibung 
des Nahverkehrsplans des Zweckverbandes 
Nahverkehr Westfalen-Lippe,

e)	 alle wesentlichen Grundlagen der Finanzie-
rung des SPNV,

f)	 Abschluss, wesentliche Änderung und Auf-
hebung von Verkehrsverträgen, die den 
Zweckverband betreffen,
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g)	 Entscheidung über die Herstellung des Ein-
vernehmens bei der Festlegung und Fort-
schreibung des SPNV-Netzes gem. § 7 Abs. 
4 ÖPNVG NRW

16.	Die Annahme der Übertragung weiterer Aufgaben 
im ÖSPV gem. §5 Abs. 3a HS ÖPNVG NRW sowie 
zur Optimierung und Verbesserung der Gesamtmo-
bilität in der Region in einer Koordinierungsfunkti-
on auf den Zweckverband,

17.	Entsendung von Vertretern für die Verbandsver-
sammlung des Zweckverbands Nahverkehr Westfa-
len-Lippe,

18.	Wahrnehmung des Vorschlagsrechts zur Wahl des 
Verbandsvorstehers des Zweckverbands Nahver-
kehr Westfalen-Lippe und seiner Vertreter.

(3)	 Die Verbandsversammlung gibt sich eine Geschäfts-
ordnung, in der insbesondere das Verfahren, die 
Ladungsfrist, die Form der Einberufung sowie die 
Bildung von Ausschüssen sowie des sog. Gebiets-
körperschaftarbeitskreises geregelt werden. Die 
Verbandsversammlung gibt zudem der Geschäfts-
führung des Zweckverbands eine Geschäftsord-
nung, in der neben den Regelungen und Verfahren 
nach § 9 Abs. 4 insbesondere das Verfahren sowie 
die Details zur Weitergabe der im Beirat des NWL 
erlangten Informationen und der anzustrebende 
zeitliche Vorlauf der Informationsübermittlung im 
Vorfeld zur nächsten Verbandsversammlung des 
ZRL geregelt wird.

(4)	 Die Mitglieder der Verbandsversammlung und die 
Verbandsvorsteher sind ehrenamtlich tätig. Sie ha-
ben einen Anspruch auf eine Entschädigung. Nä-
heres regelt die Geschäftsordnung für den ZRL.

§ 7
Einberufung der Verbandsversammlung

(1)	 Die Verbandsversammlung wird von ihrem Vor-
sitzenden einberufen und geleitet. Die Verbands-
versammlung ist mindestens zweimal im Jahr 
einzuberufen. Sie ist unverzüglich, wenn es die Ge-
schäftslage erfordert oder wenn mindestens 2 Ver-
bandsmitglieder schriftlich die Einberufung unter 
Angabe des Verhandlungsgegenstandes verlangen.

(2)	 Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind öf-
fentlich. Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, 
wenn das öffentliche Wohl oder berechtigte Inter-
essen einzelner dies erfordern. Über Gegenstände, 
bei denen diese Voraussetzungen vorliegen, muss 
nicht öffentlich verhandelt werden. In nicht öffent-
lichen Sitzungen gefasste Beschlüsse sind nach 
Wiederherstellung der Öffentlichkeit oder, wenn 
dies ungeeignet ist, in der nächsten öffentlichen 
Verbandsversammlung bekannt zu geben, sofern 
nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interes-
sen einzelner entgegenstehen.

(3)	 Die Tagesordnung jeder öffentlichen Sitzung soll 
im Internet rechtzeitig mitgeteilt werden. Eine da-
rüberhinausgehende öffentliche Bekanntmachung 
ist nicht notwendig.
(4)	 Für die Einberufung der Verbandsversamm-

lung in besonderen Ausnahmefällen gilt § 47a 
GO NRW. Für die Durchführung von Sitzungen 
in hybrider Form gilt § 58a der GO NRW ent-
sprechend.

§ 8
Beschlussfähigkeit und Abstimmungen

(1)	 Jeder Vertreter der Verbandsmitglieder in der Ver-
bandsversammlung hat eine Stimme. Die Ver-
bandsversammlung ist beschlussfähig, wenn ord-
nungsgemäß geladen ist und die anwesenden 
Vertreter der Verbandsmitglieder in der Verbands-
versammlung wenigstens die Hälfte der sich nach 
Satz 1 ergebenden Gesamtstimmenzahl erreichen. 
Im Falle der Beschlussunfähigkeit ist binnen 3 Ta-
gen eine neue Versammlung zu einem mindestens 
8 Tage später liegenden Zeitpunkt einzuberufen.

(2)	 Beschlüsse werden mit mehr als der Hälfte der ab-
gegebenen gültigen Stimmen der anwesenden Ver-
treter gefasst. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag 
abgelehnt. Beschlüsse nach § 6 Abs. 2 Ziff. 1, 2, 3, 
7, 14 sowie 15 lit. e) und 16 außerdem Beschlüsse 
nach § 11 Abs. 4 bedürfen einer Mehrheit von 2/3 
der anwesenden Stimmen. Im Falle von Beschlüs-
sen nach § 6 Abs. 2 Ziff. 15 lit. e) bedürfen solche 
einer qualifizierten Mehrheit nach S. 3, die wegen 
ihrer besonderen wirtschaftlich bzw. finanziellen 
Bedeutung für den Zweckverband und seine Ar-
beit bzw. seine Mitglieder über die zweckverbands-
üblichen Beschlüsse nach § 6 Ziff. 6 zum Haus-
haltsplan bzw. der Satzung hinausgehen (wie z.B. 
die Beantragung bzw. Verwendung von Fördermit-
teln mit größeren Volumen ab 1 Mio. €, soweit dies 
nicht vom Haushaltsplan umfasst sind).

(3)	 Beschlüsse, die überwiegend oder ausschließlich 
Angelegenheiten eines einzelnen Verbandsmit-
gliedes betreffen, bedürfen der Zustimmung einer 
Mehrheit der Vertreter des betroffenen Verbands-
mitgliedes.

(4)	 Beschlüsse zu den §§ 11 und 12 bedürfen der 
Mehrheit der satzungsgemäßen Vertreter jedes Ver-
bandsmitgliedes. Satzungsänderungen gem. § 6 
Abs. 2, Ziff. 1, die § 8 Abs. 3 betreffen, bedürfen 
gleichfalls der Mehrheit der satzungsgemäßen Ver-
treter jedes Verbandsmitgliedes.

(5)	 Gem. § 50 Abs. 3 Satz 2 KrO NRW kann eine Ent-
scheidung per Dringlichkeitsbeschluss herbei-
geführt werden, wenn eine Einberufung der Ver-
bandsversammlung nicht rechtzeitig möglich ist 
und die Entscheidung nicht aufgeschoben werden 
kann, weil ansonsten Nachteile und Gefahren ent-
stehen könnten. 

	 Die Dringlichkeitsentscheidung ist vom Verbands-
vorsteher - im Falle seiner Verhinderung von des-
sen Vertreter und einem Mitglied der Verbandsver-
sammlung - zu treffen. Die Entscheidung ist der 
nächsten Verbandsversammlung zur Genehmi-
gung vorzulegen.

§ 9
Verbandsvorsteher

(1)	 Die Verbandsversammlung wählt den Verbandsvor-
steher aus dem Kreis der Hauptverwaltungsbeam-
ten oder mit Zustimmung des Dienstvorgesetzten 
aus dem Kreis der allgemeinen Vertreter oder der 
leitenden Bediensteten der Verbandsmitglieder auf 
5 Jahre bzw. bis zu dessen Ausscheiden aus dem 
Hauptamt. 

	 Die Verbandsversammlung wählt aus den Beamten 
der Verbandsmitglieder sowie den nach Satz 1 in 
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Frage kommenden Kreisen der Personen zwei Stell-
vertreter. Der Verbandsvorsteher und seine Stell-
vertreter dürfen der Verbandsversammlung nicht 
angehören, sind jedoch berechtigt und auf Verlan-
gen der Verbandsversammlung verpflichtet, an de-
ren Sitzungen teilzunehmen.

(2)	 Für den Fall seiner Verhinderung wird der Ver-
bandsvorsteher von einem seiner beiden Stellver-
treter vertreten.

(3)	 Der Verbandsvorsteher führt die Geschäfte nach 
Maßgabe der Gesetze, der Verbandssatzung, der 
Geschäftsordnung des Verbandsvorstehers und der 
Beschlüsse der Verbandsversammlung. Er vertritt 
den Zweckverband gerichtlich und außergericht-
lich.

(4)	 Der Verbandsvorsteher hat jährlich vor Beginn des 
Haushaltsjahres den Entwurf des Haushaltsplanes 
der Verbandsversammlung vorzulegen. Das Haus-
haltsjahr ist das Kalenderjahr.

(5)	 Der Verbandsvorsteher bereitet die Beschlüsse der 
Verbandsversammlung vor und führt sie aus. Er 
bedient sich zur Erledigung dieser Aufgaben ei-
nes Geschäftsführers. Rechte und Pflichten des 
Geschäftsführers sowie die Zusammenarbeit zwi-
schen Verbandsvorsteher und Geschäftsführer 
werden im Einzelnen in der Geschäftsordnung der 
Geschäftsführung geregelt.

(6)	 Erklärungen, durch die der Zweckverband ver-
pflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform.

§ 10
Durchführung der Aufgaben

Der Zweckverband kann zur Erledigung seiner Auf-
gaben Beamte und Beschäftigte im Rahmen des von 
der Verbandsversammlung zu beschließenden Stellen-
plans hauptamtlich einstellen und sich zur Erfüllung 
seiner Aufgaben auch der Dienstkräfte seiner Mitglie-
der, der kommunalen Verkehrsunternehmen sowie an-
derer Dritter jeweils gegen Kostenerstattung bedienen.

§ 11
Finanzierung

(1)	 Die Aufgabenwahrnehmung des Zweckverbandes 
dient nicht der Gewinnerzielung. 

(2)	 Die jährlich vom NWL aus der Pauschale nach § 11 
Abs. 1 ÖPNVG NRW dem ZRL bereitgestellten Mit-
teln sowie das beim NWL für den ZRL unterhalte-
nen Budget kann können 
1.	 zur Finanzierung von Projekten und/oder Maß-

nahmen dienen, die ausschließlich oder über-
wiegend dem Bereich des SPNV zuzuordnen 
sind und die der NWL als zuständiger SPNV-
Aufgabenträger auf Verlangen des ZRL durch-
führt,

2.	 zur Verwendung für Zwecke (u.a. Projekte, För-
deraufgaben oder Daueraufgaben), welche dem 
ÖPNV i.S.v. § 11 Abs. 1 ÖPNVG NRW, ohne den 
Bereich des SPNV, ausschließlich oder zumin-
dest weit überwiegend zu Gute kommen („an-
dere Zwecke des ÖPNV“) durch den ZRL beim 
NWL zur Auszahlung beantragt oder

3.	 beim NWL verbleiben und in das nächste Jahr 
vorgetragen werden.

(3)	 Für die Deckung des Finanzbedarfs aus der Umset-
zung von SPNV-Maßnahmen durch den NWL auf 
Verlangen des ZRL wird folgendes Verfahren ange-
wandt:

	 Zur Deckung des Finanzbedarfs dienen die durch 
den ZRL bereitgestellten Mittel des Landes gem.  
§ 11 Abs. 1 ÖPNVG NRW.

	 Sollte sich abzeichnen, dass diese Finanzmittel 
nicht ausreichen um die Projekte und Maßnahmen 
des ZRL sowie die beim NWL durch den ZRL ver-
anlassten SPNV-Maßnahmen zu decken, so ent-
scheidet die Verbandsversammlung unverzüglich 
über die Erhebung einer Umlage, die eine verursa-
chungsgerechte Verteilung der Mehraufwendungen 
auf der Basis linienbezogener Kostenrechnungen 
ermöglicht. Sofern dies (linienbezogene Kosten-
rechnungen) noch nicht möglich sein sollte, kann 
die Umlage übergangsweise im Verhältnis der in 
den Gebieten der Verbandsmitglieder geleisteten 
Zugkilometer berechnet werden.

	 Sollte die Erhebung einer solchen Umlage in 
der Verbandsversammlung nicht die erforderli-
che Mehrheit finden, wird durch Beschluss mit 
2/3-Mehrheit der anwesenden Vertreter im Rah-
men der gleichen Sitzung der Verbandsversamm-
lung festgelegt, welche der vom ZRL beim NWL ver-
anlassten SPNV-Maßnahmen, die nicht bzw. nicht 
mehr durch die vom NWL zu Gunsten des ZRL zur 
Verfügung gestellten Finanzmittel gedeckt werden 
können, durch den NWL abbestellt bzw. einge-
stellt werden. Die betroffenen Verbandsmitglieder, 
die die ab-/eingestellten SPNV-Maßnahmen ver-
anlasst haben bzw. denen diese bisher unmittel-
bar zu Gute gekommen sind, haben in diesem Fall 
alle bis zur Abbestellung durch den NWL entste-
henden Mehraufwendungen (einschl. ggf. entspre-
chender Schadensersatze, Aufwendungsersatze, 
Remanenzkosten etc.) nach dem vorstehenden Ver-
teilungsschlüssel zu tragen.

	 Die Verbandsversammlung überprüft spätestens 
zwei Jahre, nachdem erstmals Defizite entstanden 
sind, den vorstehenden Umlageschlüssel.

(4)	 Angebots- oder Leistungsverbesserungen auf 
Grund von vom ZRL auf Grund des Beschlusses 
der Vertreter der Verbandsmitglieder veranlass-
te SPNV-Maßnahmen durch den NWL, die nicht 
durch die Mittel nach § 11 Abs. 1 ÖPNVG NRW 
auf dem virtuellen Teilraumkonto abgedeckt wer-
den, können nur mit der Mehrheit der Vertreter des 
Zweckverbandsmitglieds beschlossen werden, wel-
ches nach § 12 Abs. 3 ausgleichspflichtig ist.

§ 12
Verbandsumlage

(1)	 Durch geeignete Maßnahmen zur Kosteneinspa-
rung ist nach Möglichkeit zu vermeiden, dass die 
in § 11 Abs. 2 genannten Mittel und sonstigen Ein-
nahmen des Zweckverbands nicht zur Deckung 
des Finanzbedarfs für eigene Ausgaben des ZRL 
ausreichen. Zumindest ist – sollte eine Deckungs-
lücke nicht zu vermeiden sein – die Minimierung 
dieser anzustreben. Eine trotz alledem entstehen-
den Lücke ist von den Verbandsmitgliedern auszu-
gleichen. Der Ausgleich bemisst sich dabei – soll-
te eine konkrete Maßnahme bzw. ein Projekt die 
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Deckungslücke verursacht haben – am Verursa-
cherprinzip (d.h. der die Maßnahme oder das Pro-
jekt veranlassende Mitgliedszweckverband) und im 
Übrigen nach dem Verhältnis des Nutzens der ein-
zelnen Verbandsmitglieder an den Projekten und 
Maßnahmen des Zweckverbands.

	 Die Mitglieder verpflichten sich durch rechtzeitige 
und geeignete Maßnahmen und Beschlussfassun-
gen zusätzliche Verbandsumlagen zu vermeiden 
sowie auf negative wirtschaftliche Entwicklungen 
so rechtzeitig zu reagieren, dass Deckungslücken 
möglichst vermieden werden.

(2)	 Soweit die in § 11 Abs. 2 genannten Mittel und 
sonstigen Einnahmen des Zweckverbandes nicht 
zur Deckung des Finanzbedarfs für eigene Ausga-
ben des ZRL ausreichen, erhebt der Zweckverband 
von den Verbandsmitgliedern eine Umlage gemäß 
§ 19 GkG NRW. Er kann Abschlagszahlungen for-
dern, die nach dem Voranschlag im Haushaltsplan 
zu bemessen sind.

(3)	 Die Umlage nach den vorstehenden beiden Absät-
zen wird nach den Einwohnerzahlen der Mitglieder 
des ZRL auf der Grundlage des Standes der Wohn-
bevölkerung in der letzten durch Information und 
Technik NRW (IT.NRW) fortgeschriebenen amtli-
chen Bevölkerungsstatistik erhoben.

§ 13
Revisionsklausel

Die Verbandsmitglieder verpflichten sich zu einer neu-
en Finanzierungsregelung, falls die
Finanzierungsregelungen gem. § 11 für eines oder 
mehrere Mitglieder zu noch nicht absehbaren Härten 
führen würden.

§ 14
Rechnungsprüfung

(1)	 Der Verbandsversammlung obliegen die Pflichtauf-
gaben der Prüfung nach §§ 101ff. GO NRW.

(2)	 Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben bedient sie 
sich einer örtlichen Rechnungsprüfung oder eines 
qualifizierten Dritten gemäß § 102 Abs. 2 GO NRW. 

(3)	 Die Verbandsversammlung entscheidet über die 
Einrichtung einer eigenen örtlichen Rechnungs-
prüfung oder die Beauftragung der örtlichen Rech-
nungsprüfung eines Verbandsmitgliedes oder eines 
qualifizierten Dritten gem. § 102 Abs. 2 GO NRW.

(4)	 Die für den Zweckverband tätige Rechnungsprü-
fung stimmt seine Tätigkeit mit den örtlichen Rech-
nungsprüfungen der Verbandsmitglieder ab. Die 
örtlichen Rechnungsprüfungen leisten sich gegen-
seitige Amtshilfe. Sie sollen einen Arbeitskreis bil-
den.

(5)	 Die überörtliche Prüfung erfolgt durch die Gemein-
deprüfungsanstalt.

§ 15
Ausscheiden von Verbandsmitgliedern

Ein Zweckverbandsmitglied kann aus dem Zweckver-
band ausscheiden, sofern sein Antrag auf Ausscheiden 
mit einer Frist von 2 Jahren zum Ende eines Kalender-
jahres schriftlich gestellt worden ist, die Verbandsver-
sammlung diesen Antrag beschlossen hat und die Auf-
sichtsbehörde diese Satzungsänderung genehmigt hat.

§ 16
Zweckverbandssatzung

(1)	 Die Regelungen der Zweckverbandssatzung wer-
den 3 Jahre nach Inkrafttreten einer Überprüfung 
unterzogen. Die Regelungen dieser Satzung wer-
den unabhängig von der Überprüfung nach Satz 1 
überprüft, wenn sich durch eine Veränderung der 
Satzung des Zweckverbandes Nahverkehr Westfa-
len-Lippe Rahmenbedingungen verändern.

(2)	 Bei wesentlichen Änderungen der dieser Satzung 
zugrundeliegenden Verhältnisse ist im Auftrag ei-
nes Verbandsmitgliedes über eine entsprechende 
Anpassung der Satzung zu verhandeln.

(3)	 Soweit diese Satzung keine besonderen Vorschrif-
ten enthält, gelten neben den Bestimmungen des 
GkG NRW die Vorschriften der Kreisordnung NRW 
sowie des ÖPNVG NRW.

§ 17
Öffentliche Bekanntmachungen

(1)	 Die Aufsichtsbehörden haben öffentliche Be-
kanntmachungen des Zweckverbandes, die durch 
Rechtsvorschriften vorgeschrieben sind, in ihrem 
amtlichen Veröffentlichungsblatt bekanntzuma-
chen. Bekanntmachungen des Zweckverbandes 
sind im Amtsblatt der Bezirksregierung Arnsberg 
zu veröffentlichen. Sonstige öffentliche Bekannt-
machungen des Zweckverbandes sind in ortsüb-
licher Weise vorzunehmen. Im Übrigen finden die 
Vorschriften der Bekanntmachungsverordnung 
entsprechende Anwendung.

(2)	 Sind Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit 
verbundene Texte und Erläuterungen bekannt zu 
machen, werden sie ausgelegt. In diesem Fall ist 
vorbehaltlich besonderer gesetzlicher Bestimmun-
gen nach Maßgabe des Satzes 1 unter Bezeichnung 
des Gegenstandes bekanntzumachen, wo und für 
welchen Zeitraum die Auslegung erfolgt.

§ 18
Auflösung des Zweckverbandes

(1)	 Bei der Auflösung des Zweckverbandes verpflich-
ten sich die Verbandsmitglieder, die Bedienste-
ten entsprechend § 128 Beamtenrechtsrahmenge-
setz sowie die Angestellten in analoger Anwendung 
des § 128 BRRG iVm § 613a BGB zu übernehmen. 
Kommt keine Einigung zustande, entscheidet die 
Aufsichtsbehörde.

(2)	 Bei einer Auseinandersetzung des Zweckverbandes 
wird dessen Vermögen zu gleichen Teilen den Mit-
gliedern zugeteilt. Die Aufteilung bedarf des ein-
stimmigen Beschlusses der Verbandsmitglieder. 
Wertmäßig überschießende Zuteilungen werden 
durch Zahlung ausgeglichen, so dass jedes Mit-
glied in gleichem Maße an dieser Auseinanderset-
zung des Zweckverbandes beteiligt ist.

(3)	 Können die Mitglieder sich über eine Zuteilung des 
Vermögens nicht einigen oder sind aus der Ausei-
nandersetzung Überschüsse nicht zu erwarten, so 
wird das Vermögen verwertet oder der Erlös jedem 
Mitglied in gleichem Maße wertmäßig zugeteilt.
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§ 19
Inkrafttreten

Die Verbandssatzung tritt am Tage nach der Bekannt-
machung in Kraft und ersetzt die vorherige Fassung 
der Satzung des Zweckverbandes.
(2727) 	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 386

541. 	Ungültigkeitserklärung eines Dienstausweises

Kreis Soest 	 Soest, 4. 8. 2022
Die Landrätin
Der Dienstausweis Nr. 1143 des Kreisbauamtsrats 
Wolfgang Flecke, geb. am 19. 06. 1962, ausgestellt 
am 10. 07. 2012, gültig bis zum 28. 02. 2025, wur-
de entwendet. Der Ausweis wird hiermit für ungültig 
erklärt. Der unbefugte Gebrauch des Dienstausweises 
wird strafrechtlich verfolgt. Sollte der Ausweis gefun-
den werden, wird gebeten, ihn der 
Landrätin des Kreises Soest, Abteilung Personalverwal-
tung, Hoher Weg 1-3, 59494 Soest, 
zuzuleiten. 
(62)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 392

542. 	 Aufgebot der Sparkasse 
Attendorn - Lennestadt - Kirchhundem

Das von uns ausgestellte, durch Bekanntmachung 
vom 23. 4. 2022 aufgebotene Sparkassenbuch Nr. 301 
177 515 wird gemäß § 16 Abs. 2 Ziff. 6 der Sparkassen-
verordnung NW für kraftlos erklärt.
Attendorn, 1. 8. 2022 

Sparkasse Attendorn - Lennestadt - Kirchhundem
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(50)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 392

543. 	 Aufgebot der Sparkasse
Attendorn - Lennestadt - Kirchhundem

Das von uns ausgestellte, durch Bekanntmachung 
vom 23. 4. 2022 aufgebotene Sparkassenbuch Nr. 301 
172 516 wird gemäß § 16 Abs. 2 Ziff. 6 der Sparkassen-
verordnung NW für kraftlos erklärt.
Attendorn, 1. 8. 2022 

Sparkasse Attendorn - Lennestadt - Kirchhundem
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(50)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 392

544. 	 Aufgebot der Sparkasse Wittgenstein

Es wird das Aufgebot für die unten näher bezeichnete 
Sparkassenurkunde der Sparkasse Wittgenstein bean-
tragt.
Die Inhaber werden aufgefordert, ihre Rechte gegen-
über dem Sparkassenvorstand innerhalb der nachfol-
gend genannten Frist anzumelden und die Urkunde 
vorzulegen.
Widrigenfalls erfolgt die Kraftloserklärung der Urkun-
de.

Konto-Nr. 31 419 351, Aufgebotsfrist vom 3. 8. 2022 
bis 3. 11. 2022
Bad Berleburg, 3. 8. 2022

Sparkasse Wittgenstein
Der Vorstand

gez. 2 Unterschriften
(80)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 392

545. 	 Beschluss der Sparkasse Bochum

Das abhandengekommene, am 13. 4. 2022 aufgebote-
ne Sparkassenbuch Nr. DE95 4305 0001 0346 6700 
78 ist bis zum Ablauf der Aufgebotsfrist nicht vorge-
legt worden.
Das Sparkassenbuch Nr. DE95 4305 0001 0346 6700 
78 wird für kraftlos erklärt.
B 33/22
Bochum, 1. 8. 2022

Sparkasse Bochum
Der Vorstand

	 L. S. 	 gez. 2 Unterschriften
(64)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 392

546. 	 Beschluss der Sparkasse Bochum

Die abhandengekommene, am 13. 4. 2022 aufgebote-
ne Sparurkunde Nr. DE61 4305 0001 0330 1324 81 ist 
bis zum Ablauf der Aufgebotsfrist nicht vorgelegt wor-
den.
Die Sparurkunde Nr. DE61 4305 0001 0330 1324 81 
wird für kraftlos erklärt.
P 32/22
Bochum, 1. 8. 2022

Sparkasse Bochum
Der Vorstand

	 L. S. 	 gez. 2 Unterschriften
(64)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 392

547. 	Kraftloserklärung der Sparkasse Hattingen

Wir erklären das Sparkassenbuch mit der Kontonum-
mer 420 107 286, ausgestellt von der Sparkasse Hat-
tingen, hiermit gemäß Teil II Abschnitt 6.1.2.6 AVV 
zum Sparkassengesetz für kraftlos.
Hattingen, 8. 8. 2022

Sparkasse Hattingen
Der Vorstand

(45)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 392

548. 	Kraftloserklärung der Sparkasse Hattingen

Wir erklären das Sparkassenbuch mit der Kontonum-
mer 420 107 302, ausgestellt von der Sparkasse Hat-
tingen, hiermit gemäß Teil II Abschnitt 6.1.2.6 AVV 
zum Sparkassengesetz für kraftlos.
Hattingen, 8. 8. 2022

Sparkasse Hattingen
Der Vorstand

(45)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 392



Amtsblatt Nr. 33 / 2022   393 

549. 	 Aufgebot der Sparkasse Lippstadt

Der Inhaber des von der Sparkasse Lippstadt ausge-
stellten Sparkassenbuches Nr. 31 026 438 wird hiermit 
aufgefordert, binnen drei Monaten, spätestens bis zum 
9. 12. 2022 seine Rechte unter Vorlage des Sparkas-
senbuches anzumelden, da andernfalls das Sparkas-
senbuch für kraftlos erklärt wird.
Lippstadt, 9. 8. 2022

Sparkasse Lippstadt
gez. 1 Unterschrift

(50)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 393

550. 	Kraftloserklärung der Sparkasse Lippstadt

Das von der Sparkasse Lippstadt ausgestellte Sparkas-
senbuch Nr. 3 704 234 545 ist am 26. 5. 2022 aufge-
boten worden. 
Der Inhaber hat seine Rechte nicht geltend gemacht.
Das Sparkassenbuch wird hiermit für kraftlos erklärt.
Lippstadt, 8. 8. 2022

Sparkasse Lippstadt
gez. 1 Unterschrift

(50)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 393

551.	 Kraftloserklärung der Sparkasse Siegen

Zu der Aufgebotssache hat der Sparkassenvorstand ge-
mäß § 13 Abs. 2 Pkt. 6 SpkVO heute wie folgt beschlos-
sen:
Das nachstehend aufgeführte Sparkassenbuch Konto-
Nr.: 301 399 523 wird für kraftlos erklärt, nachdem es 
ordnungsgemäß aufgeboten und keine Rechte von drit-
ter Seite geltend gemacht wurden.
Siegen, 5. 8. 2022

Sparkasse Siegen
gez. Unterschrift

(54)	 Abl. Bez. Reg. Abg. 2022, S. 393

	 Auflösung eines Vereins

Der Verein „Western + Country Club Fleckenberg e. V.“ 
mit Sitz in Schmallenberg, eingetragen beim Amtsge-
richt Arnsberg unter VR 60334, ist aufgelöst. Gläubi-
ger des Vereins werden gebeten, etwaige Ansprüche bei 
den Liquidatoren anzumelden.
Heinz König, Hauptstr. 38, 57392 Schmallenberg-Fle-
ckenberg,
Peter Bräutigam, Latroper Straße 12, 57392 Schmal-
lenberg-Fleckenberg.
	 (44)
	 Auflösung eines Vereins

Der Verein „Verein zur Betreuung von Kindern der 
Kath. Grundschule -Drei Könige- Garbeck der Stadt 
Balve e. V.“ eingetragen beim Amtsgericht Arnsberg 
unter VR 40562, ist aufgelöst. Gläubiger des Vereins 
werden gebeten, etwaige Ansprüche bei den Liquidato-
ren anzumelden.
Thomas Flöper, Kolpingstr. 9, 58802 Balve,
Martina Pieczintzki, In der Lanfert 7, 58802 Balve,
Simone Hammecke-Klüter, An der Vogelwiese 9, 58802 
Balve,
Benjamin Meier, Märkische Straße 58a, 58802 Balve.
	 (52)

Sonstige MitteilungenSonstige MitteilungenSonstige MitteilungenE
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Aruna, ein Junge aus Sierra Leone, musste früher arbeiten. 
Heute geht er in die Schule. Wie er seinen Traum ver   wirk lichen konnte, 
erfahren Sie unter: brot-fuer-die-welt.de/hausaufgaben

Hausaufgaben machen. Ein Wunsch, 
den wir Millionen Kindern erfüllen.
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